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VON RENÉ NEHRING

D eutschland erlebt zweifellos 
schicksalhafte Tage. Während 
der Ampelregierung Woche 
für Woche eine Protestwelle 

von Bauern, Handwerkern, Freiberuflern 
und sonstigen Leistungsträgern der Ge-
sellschaft entgegenschlägt und das rot-
gelb-grüne Bündnis in Umfragen histori-
sche Tiefstwerte einfährt, organisieren 
Anhänger des Regierungslagers – vor al-
lem aus den angeblichen „Nichtregie-
rungsorganisationen“ (NGOs) – den Pro-
test gegen alles, was „rechts“ ist oder auch 
nur von ihnen zu „Rechts“ erklärt wird. 

Dass es zumindest einigen von ihnen 
gar nicht um den Kampf gegen extremisti-
sche Bestrebungen geht, zeigte die Ver-
sammlungsleiterin der Münchner Demo 
„Gemeinsam gegen rechts“, Lisa Pöttin-
ger, die Politiker der CSU – unter deren 
Führung der Freistaat Bayern zum erfolg-
reichsten deutschen Bundesland wurde, in 
dem auch viele Grüne gut und gern leben 
– auf ihrer Veranstaltung für unerwünscht 
erklärte. Pöttinger selbst ist Aktivistin der 
radikalen Organisation „Extinction Rebel-
lion“, die für sich das Recht in Anspruch 
nimmt, sich zur Abwehr einer unmittelbar 
bevorstehenden Klimakatastrophe auch 
über rechtsstaatliche und demokratische 
Prinzipien hinwegsetzen zu dürfen. 

Da auch in anderen Fällen die Organi-
satoren der „Anti-Rechts“-Demonstratio-
nen überwiegend aus linken und grünen 
Aktivistenmilieus stammen, tut man ih-
nen gewiss kein Unrecht anzunehmen, 
dass ihr Engagement vor allem dem 
Machterhalt des eigenen Lagers gilt. Na-
türlich ist es das gute Recht einer jeden 
politischen Kraft, für die eigenen Anliegen 
zu demonstrieren. Doch sind Demonstra-
tionen in einer Demokratie eher ein Aus-
drucksmittel der Opposition. Dass eine 
Regierung über ihr nahestehende Organi-
sationen den Protest gegen eine oppositi-
onelle Partei – in diesem Falle die AfD – 
organisiert, ist zumindest ungewöhnlich. 

Volle Unterstützung erfahren die Pro-
Regierungs-Aktivisten aus dem Umkreis 
der öffentlich-rechtlichen Medien. Seit 
Wochen berichten diese in einer Ausführ-
lichkeit über die Demonstrationen „gegen 
Rechts“ wie es die Proteste der Bauern 
und anderer Berufsgruppen nie erleben 
durften. Verwundern kann dies kaum, be-
legt doch eine neue Studie der Universität 
Mainz die bei Zuschauern seit Jahren 
wahrgenommene Schlagseite der gebüh-
renfinanzierten Sender zugunsten von 
SPD und Grünen (siehe Seite 9). Und so 
verwundert es auch nicht, wenn bei ARD, 
ZDF & Co. nicht thematisiert wird, dass 
jüngsten Umfragen zufolge nur eine Min-
derheit der Bürger Angst vor der AfD hat, 
während die Deutschen je nach Befragung 
zu zwei Dritteln bis drei Vierteln unzufrie-
den mit der Regierungspolitik sind. 

Mit Ressourcen des Staates  
gegen die Opposition
Dass zumindest Teile des Regierungsla-
gers nicht davor zurückschrecken, für den 
Erhalt der Macht auch auf Ressourcen der 
ihnen unterstellten Behörden zurückzu-
greifen, zeigt ein 20-seitiges Schreiben 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
an den Rechtsanwalt des früheren Verfas-
sungsschutzpräsidenten Hans-Georg 
Maaßen, in dem die Behörde minutiös 
auflistet, wie sie ihren früheren Chef in 
den vergangenen Jahren beobachtet und 
praktisch alle seine öffentlichen Aussagen 

erfasst hat. Wer das Dossier, das Maaßen 
selbst auf seiner Webseite veröffentlichte, 
liest, kann nur erschauern. Auch wenn 
man die Ansichten des Neu-Politikers 
nicht teilen mag, ist es erschreckend, wie 
schnell ein vormaliger Spitzenbeamter in 
einer extremistischen Ecke landet. 

Dabei obliegen die Maßstäbe für eine 
Einschätzung, was oder wer verfassungs-
feindlich ist, im Rechtsstaat Bundesrepu-
blik Deutschland keineswegs einer Behör-
de und auch keinem vorgesetzten Minis-
terium. Vielmehr sind die Kriterien im 
Bundesverfassungsschutzgesetz festge-
halten, deren Paragraph 4 Absatz 2 eine 
präzise Definition jener freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung (FDGO) 
gibt, deren Verteidigung die Aufgabe des 
Verfassungsschutzes ist. 

Demnach gehören zur FDGO unter an-
derem „a) das Recht des Volkes, die Staats-
gewalt in Wahlen und Abstimmungen … 
auszuüben und die Volksvertretung in all-
gemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 
und geheimer Wahl zu wählen, b) die Bin-
dung der Gesetzgebung an die verfas-
sungsmäßige Ordnung und die Bindung 
der vollziehenden Gewalt und der Recht-
sprechung an Gesetz und Recht, c) das 
Recht auf Bildung und Ausübung einer 
parlamentarischen Opposition,“ – und  
„d) die Ablösbarkeit der Regierung …“. 

Eine Regierung oder einzelne Regie-
rungsmitglieder (Maaßen bezichtigt Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser, hinter 

seiner Beobachtung zu stecken), die die 
mächtigen Instrumente des Staates ge-
brauchen, um eine unliebsame Opposition 
zu beeinträchtigen, laufen ihrerseits selbst 
Gefahr, den Boden der Rechtmäßigkeit zu 
verlassen. Die Entscheidung darüber, ob 
eine Partei verfassungsfeindliche Bestre-
bungen verfolgt, obliegt aus gutem Grun-
de allein dem Bundesverfassungsgericht. 

Ein Freibrief für die Opposition ist dies 
allerdings nicht. Immer wieder spielen 
Vertreter der AfD mit Tabus, um die – im 
Zeitalter der Political Correctness zweifel-
los engen – Grenzen des Sagbaren zu er-
weitern. Das jüngste Beispiel dafür lieferte 
der brandenburgische Lantagsabgeordne-
te Lars Hünich, als er in einer Versamm-
lung erklärte: „Wenn wir morgen in einer 
Regierungsverantwortung sind, dann müs-
sen wir diesen Parteienstaat abschaffen“ 
– und dabei offen ließ, ob er mit Parteien-
staat den Umstand meinte, dass die Partei-
en immer mehr Bereiche des eigentlich 
neutralen Staates kontrollieren, oder die 
Parteiendemokratie an sich. Insofern 
braucht sich niemand zu wundern, wenn 
derlei Äußerungen die Verfassungsschutz-
behörden auf den Plan rufen.

Bestehen bleibt indes das große Di-
lemma, dass die Bürger dieses Landes seit 
Jahren in fast jeder Wahl mehrheitlich 
nicht-linke Parteien wählen – aufgrund 
der politisch-medialen Konstellationen 
am Ende jedoch fast immer eine linke 
Politik bekommen.

POLITIK

Wenn nichts mehr geht, geht 
der „Kampf gegen Rechts“

Mit teils legitimen, teils fragwürdigen Mitteln versucht das „Ampel“-Lager, den 
Unmut der Bürger über die Arbeit der Regierung in andere Bahnen zu lenken 

Lesen Sie die PAZ  
auch auf unserer  
Webseite paz.de

Klimaschutz  Die dunklen Schatten des „grünen“ Wasserstoffs  Seite 12

Nr. 6 · 9. Februar 2024 Zeitung für Deutschland  ·  Das Ostpreußenblatt Einzelverkaufspreis: 3,90 €

FO
TO

S:
 IM

AG
O

/X
IN

H
UA

; IM
AG

O
/H

. T
SC

H
AN

Z-
H

O
FM

AN
N

; U
LL

ST
EI

N

Die nächsten Konflikte
Über die Schwäche der alten Mächte und die Ambitionen aufstrebender Akteure der  

Weltpolitik. Und was dies für Deutschland und Europa bedeutet  Seiten 2 und 3
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IM GESPRÄCH MIT  

GENERAL A.D. HARALD KUJAT 

N
eben dem Krieg im Osten 
Europas bedrohen zahl-
reiche weitere Krisen- 
und Konfliktherde die in-
ternationale Sicherheit. 
Zeit für eine Einordnung 

der Entwicklungen und für eine Einschätzung 
dessen, was da gerade auf uns zukommt. 

Herr Kujat, in den letzten Wochen häufen 

sich die Warnungen vor einem Angriff 

Russlands auf die NATO, etwa durch Ver-

teidigungsminister Boris Pistorius und 

BND-Chef Bruno Kahl. Wie schätzen Sie 

die Gefahr eines heißen Konflikts mit 

Russland ein? 

Diese Warnungen, die es ja nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in anderen Teilen 
Europas gibt, stammen vor allem von zivilen 
Experten. Sie argumentieren im Wesentli-
chen, dass Russland in fünf bis sechs Jahren 
in der Lage wäre, einen oder mehrere NATO-
Staaten anzugreifen. 

Im Grunde beruhen die Warnungen auf 
der Erkenntnis, dass Russland längst nicht so 
schwach ist, wie es zu Beginn des Ukraine-
kriegs den Anschein hatte, und dass die Uk-
raine im schlimmsten Fall den Krieg verlie-
ren könnte. Russland verbliebe danach ein 
Zeitfenster, um seine Verluste auszugleichen 
und durch die Erhöhung des Verteidigungs-
haushaltes und die Umstellung der Industrie 
auf eine Kriegswirtschaft die Voraussetzun-
gen für einen solchen Angriff zu schaffen – 
während der Westen noch nicht einmal in 
der Lage sei, der Ukraine die zugesagte Mu-
nition zu liefern. 

Allerdings habe ich bislang keinen konkre-
ten Beleg dafür gesehen, dass Russland tat-
sächlich die Absicht hat, NATO-Staaten anzu-
greifen. Dass ein kriegführendes Land seine 
militärische Durchhaltefähigkeit erhöht, ist 
nicht ungewöhnlich. Zudem sieht sich Russ-
land in einem Stellvertreterkrieg mit den USA 
und ihren Verbündeten und rechnet offenbar 
damit, dass NATO-Streitkräfte möglicherwei-
se direkt eingreifen würden, um eine totale 
Niederlage der Ukraine abzuwenden.

Besäße denn Russland überhaupt die Fä-

higkeit für die Durchführung eines sol-

chen Angriffs? 

Wenn ich mir die gegenwärtigen militäri-
schen Fähigkeiten Russlands und der NATO 
ansehe, komme ich zu dem Ergebnis, dass 
Russland nicht in der Lage wäre, einen kon-
ventionellen Krieg gegen die NATO erfolg-
reich zu führen. Allerdings wäre umgekehrt 
die NATO auch nicht in der Lage, einen sol-
chen Angriff aus dem Stand abzuwehren. 

Die Vereinigten Staaten haben in der Zeit 
des Kalten Krieges einen erheblichen Beitrag 
zur konventionellen Verteidigung Europas 
geleistet, sind jedoch seit Langem nur mit 
einem geringen Umfang an Kampftruppen 
auf unserem Kontinent präsent. Im Falle ei-
nes russischen Angriffs wären die Europäer 
also weitgehend auf sich allein gestellt. Die 
Zuführung amerikanischer Verstärkungen 
würde vier bis sechs Monate brauchen, bis sie 
hier auf dem Gefechtsfeld eintreffen. 

Aber diese Zeit wäre ja gegeben, wenn man 

die Annahmen zugrunde legt, dass Russ-

land erst in wenigen Jahren zu einem An-

griff in der Lage wäre.

Das ist genau der entscheidende Punkt! Das 
würde nämlich bedeuten, dass auch die Ame-
rikaner die Lage so beurteilen wie diejenigen 
Europäer, die derzeit vor einem russischen 
Angriff warnen. Doch das kann ich nicht er-
kennen. In den USA wird die Situation längst 
nicht so dramatisch beurteilt wie in Europa. 
Würden die Amerikaner eine Kriegsgefahr für 
Europa sehen, müssten sie sich umgehend 
darauf einstellen und ihre eigene Präsenz auf 
unserem Kontinent wieder verstärken sowie 
militärische Ausrüstung und Waffen in euro-
päischen Depots lagern, damit schnell einge-
flogene Kampftruppen sofort ihre Verteidi-
gungsräume beziehen können. Das tun sie 
aber nicht. Im Gegenteil zeigt der amerikani-
sche Verteidigungshaushalt eine eindeutige 
Schwerpunktverlagerung auf einen potentiel-
len Krieg mit China.

„Wir steuern auf ein Zeitalter 
großer Konflikte zu“

Über die Wahrscheinlichkeit eines russischen Angriffs auf die NATO, Chinas kommende dominante 
Rolle in der Welt und weitere Unruheherde – und wie sich Deutschland zu all dem verhalten sollte

Sind also die europäischen Warnungen 

übertrieben? 

Ganz so ist es auch nicht. Ich verstehe in ge-
wisser Weise die drei baltischen Staaten. Die-
se sind wie die Ukraine ehemalige Sowjetre-
publiken mit einem hohen Anteil an russisch-
sprachiger Bevölkerung. Und da sie bereits 
zweimal – unter Stalin und auch schon zu 
Zeiten der Zaren – in das russische Reich ge-
zwungen worden waren, halte ich ihre Sorge, 
dass sich das wiederholen könnte, für berech-
tigt. Insbesondere auch deshalb, weil sie sich 
bewusst sind, was die sogenannte Medwe-
dew-Doktrin für sie bedeuten könnte. Denn 
die besagt, dass „der Schutz des Lebens und 
der Würde“ russischer Bürger, „wo immer sie 
auch sein mögen, eine unbestreitbare Priori-
tät“ Russlands ist. Das muss jedoch nicht hei-
ßen, dass es auch tatsächlich konkrete Pläne 
auf russischer Seite gibt. 

Eine wichtige Frage ist letztlich, ob ein 
russischer Angriff praktisch möglich wäre. 
Eine Voraussetzung dafür wäre, dass Russ-
land die Ukraine erobert, um von dort aus 
weiter nach Westen vorstoßen zu können. 
Bisher ist jedoch nicht erkennbar, dass Russ-
land dazu in der Lage ist oder auch nur die 
Absicht dazu hat. Bei seinem Angriff im Feb-
ruar 2022 hat Russland etwa 190.000 Solda-
ten gegen eine mehr als doppelt so starke 
ukrainische Streitmacht eingesetzt, die vom 
Westen hervorragend ausgebildet und ausge-
rüstet worden war. Dass damit die Eroberung 
der Ukraine unmöglich war, musste auch der 
russischen Führung klar sein. Im Zuge der Is-
tanbuler Friedensverhandlungen Ende März 
2022 hat Russland dann aufgrund des für bei-
de Seiten positiven Verlaufs und als Zeichen 
des guten Willens seine Truppen aus den er-
oberten Gebieten um Kiew abgezogen und 

den vollständigen Rückzug auf den Stand vor 
Angriffsbeginn vertraglich zugesichert. 

Insofern gehe ich davon aus, dass der An-
griff auf die Ukraine nicht Teil eines imperia-
len Plans zur Rückeroberung des ehemaligen 
sowjetischen Einflussbereiches beziehungs-
weise darüber hinaus ganz Europas ist. Es 
geht Moskau offenbar vielmehr darum, die 
Ausweitung der NATO durch die Mitglied-
schaft der Ukraine bis an die russische Gren-
ze zu verhindern. Russland hat bereits Mitte 
der neunziger Jahre das Ziel einer strategi-
schen Pufferzone zur NATO – eines „Cordon 
sanitaire“ – verfolgt und diese Idee seit eini-
ger Zeit wieder in der Form einer entmilitari-
sierten Zone auf ukrainischem Territorium 
aufgebracht.

Dennoch besteht seit zwei Jahren das Fak-

tum, dass Russland in die Ukraine einmar-

schiert ist. Hinzu kommt, dass Russland 

mit einem Einmarsch etwa in die balti-

schen Staaten und der Einsetzung prorus-

sischer Regierungen ja auch seine Distanz 

zur NATO vergrößern würde. 

Die baltischen Staaten sind NATO-Mitglied-
staaten, die eine gemeinsame Grenze mit 
Russland haben. Übrigens war die Grenze 
zwischen Estland und Russland lange Zeit 
strittig. Deshalb sage ich auch, dass die Sor-
gen der Balten keineswegs unbegründet sind, 
ich erkenne nur derzeit weder konkrete An-
griffsvorbereitungen noch Angriffsabsichten 
der Russen. 

Unabhängig von den sich immer wieder 
verändernden sicherheitspolitischen und 
geostrategischen Rahmenbedingungen soll-
ten alle Mitgliedstaaten der NATO einen an-
gemessenen Beitrag zur kollektiven Verteidi-
gung leisten, um ihre Freiheit, Unabhängig-

keit und territoriale Integrität gemeinsam zu 
gewährleisten. Ich frage mich in letzter Zeit 
oft, wie Helmut Schmidt auf die gegenwärtige 
Sicherheitslage in Europa reagieren würde. Er 
würde wohl sagen, dass ein militärisches 
Gleichgewicht ein notwendiges, aber kein 
hinreichendes Element ist, den Frieden zu si-
chern. Hinzukommen muss das Bemühen, das 
militärische Gleichgewicht politisch zu stabi-
lisieren. Hinzukommen muss auch der Wille, 
mit der anderen Seite zu reden und auf ihre 
Interessenlage einzugehen. Hinzukommen 
müssen nicht zuletzt Abrüstungs- und Rüs-
tungskontrollverhandlungen sowie Vereinba-
rungen über größere Transparenz und militä-
rische vertrauensbildende Maßnahmen.

Sowohl auf der militärischen wie auf der 
politischen Seite liegt seit dem Beginn dieses 
Jahrhunderts einiges im Argen.

Zum Beispiel? 

Ich erinnere daran, dass in den neunziger 
Jahren eine enge politische Abstimmung und 
militärische Zusammenarbeit zwischen der 
NATO und Russland entstanden war. Einige 
NATO-Staaten sahen darin die Chance, ihre 
Verteidigungsaufwendungen deutlich zu re-
duzieren. Obwohl die NATO sehr früh be-
gann, dieser Entwicklung entgegenzusteu-
ern, beispielsweise mit einer neuen, funktio-
nalen Kommandostruktur, der NATO-Res-
ponse Force zur Verbesserung der Interope-
rabilität und für eine schnelle Reaktion in ei-
nem Konfliktfall, oder indem ein ständiger 
Schutz des Luftraums der baltischen Staaten 
durch Kampfflugzeuge der Verbündeten ge-
schaffen wurde, hat dieser Trend noch bis vor 
zwei Jahren angehalten. Sogar das selbstge-
setzte Ziel, zwei Prozent des Bruttoinlands-
produkts für Verteidigungsausgaben aufzu-

„So geraten  
die Chinesen in 
eine Position, in 

der sie mit 
geringem 

Aufwand immer 
mehr zu einem 

ausschlag-
gebenden 
Faktor in 
globalen 

Konflikten 
werden – 

während die 
Amerikaner an 

zahllosen 
Krisenherden 
präsent und 

dort mit großen 
Ressourcen 

gebunden sind“

Ausdruck eines neuen machtpolitischen Selbstbewusstseins: Start eines J-15 Kampfflugzeugs von einem chinesischen Flugzeugträger   Foto: Hu Shanmin/Xinhua/pa
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wenden, wurde lange Zeit nicht von allen 
Mitgliedstaaten erfüllt. Die Bundesregierung 
hat 2011 sogar eine Bundeswehrreform 
durchgeführt, mit der die Fähigkeit zur Lan-
des- und Bündnisverteidigung aufgegeben 
wurde, weil eine konventionelle Bedrohung 
Europas und Deutschlands nicht gegeben sei 
und die Beziehungen zu Russland sich positiv 
entwickelt hätten. 

Allerdings hat der Westen im Hinblick 
auf die Notwendigkeit, ein bestehendes mili-
tärisches Gleichgewicht politisch zu stabili-
sieren, ein argumentatives Problem. Denn es 
waren die USA, die vertragliche Vereinbarun-
gen, die lange zu einer Stabilisierung der La-
ge beitrugen, einseitig aufgekündigt haben. 
Sie haben den ABM-Vertrag gekündigt, der 
für das nuklearstrategische Gleichgewicht 
zwischen den USA und Russland äußerst 
wichtig war, und gleichzeitig mit der NATO 
in Europa ein Raketenabwehrsystem aufge-
baut, das zwar nicht als Aggression gegen 
Russland geplant wurde, jedoch durchaus als 
Bedrohung der russischen nuklearen Zweit-
schlagsfähigkeit verstanden werden kann. 
Auch der INF-Vertrag und der Vertrag über 
den Offenen Himmel, ein wichtiges Instru-
ment zu mehr Transparenz und Vertrauens-
bildung, wurden gekündigt. Damit wurde ein 
wesentlicher Teil des politischen Siche-
rungsnetzes beseitigt, das seit den 1970er 
Jahren geknüpft worden war. 

Haben Sie eine Erklärung dafür, dass die 

US-Amerikaner die Entspannungsmecha-

nismen aufgekündigt haben? Denn es ist ja 

auch nicht so, dass sie im Gegenzug eine 

Aufrüstung betrieben hätten.

Die USA haben den Rückzug der Sowjetunion 
auf das russische Kernland, die Auflösung des 
Warschauer Paktes und den Fortbestand der 
NATO sowie die Wiedervereinigung Deutsch-
lands als NATO-Mitgliedstaat als Sieg im Kal-
ten Krieg und als Triumph über den systemi-
schen Gegner verstanden. Sie glaubten, auf 
die russischen Interessen nicht mehr Rück-
sicht nehmen zu müssen und versuchten, 
ihren Einfluss insbesondere in Georgien und 
der Ukraine auszuweiten. 

Dagegen waren die engen wirtschaftlichen 
Beziehungen Deutschlands zu Russland auch 
vor dem Hintergrund des russisch-chinesi-
schen Schulterschlusses nicht im amerikani-
schen Interesse. Denn es wurde immer deut-
licher, dass China zur nächsten Supermacht 
aufsteigen und zu einem ernst zu nehmenden 
politischen, wirtschaftlichen und militäri-
schen Rivalen der USA werden könnte. 

Im Verhältnis zwischen den USA und Chi-

na spitzt sich die Lage ebenfalls zu. China 

meldet sowohl den Führungsanspruch für 

die Region Südostasien als auch einen An-

spruch auf Taiwan an. Wie groß sehen Sie 

hier die Gefahr eines heißen Konfliktes?

Auch hier gilt es, manches zu differenzieren. 
Peking sagt, es gibt nur ein China, und hat im 
Grunde sogar einen UN-Beschluss vom Ok-
tober 1971 auf seiner Seite, demzufolge die 
Volksrepublik als einzige Vertretung des chi-
nesischen Volkes bei den Vereinten Nationen 
anerkannt ist. Staatspräsident Xi Jinping hat 
deutlich erklärt, dass seine Regierung eine 
friedliche Wiedervereinigung anstrebe, zu-
gleich jedoch keine Verpflichtung zu einem 
Gewaltverzicht bestünde. 

Wäre denn China überhaupt zu einer In-

vasion Taiwans in der Lage? Immerhin 

braucht man dafür kombinierte Fähigkei-

ten zu Wasser, zu Lande und in der Luft. 

Das stimmt. Die Chinesen haben die Fähig-
keiten für eine Eroberung Taiwans noch 
nicht, aber sie arbeiten daran. Angesichts der 
dynamischen Entwicklung des Landes und 
seiner Armee bestehen jedoch keine Zweifel, 
dass sie das auch in absehbarer Zeit errei-
chen werden. 

Eine Frage ist natürlich, was die Amerika-
ner tun könnten, um eine chinesische Inva-
sion Taiwans zu verhindern. Nach meiner 
Auffassung – diverse US-Strategen sehen es 
ähnlich – wären sie dazu nicht in der Lage. 
Allerdings ist auch nicht davon auszugehen, 
dass die Vereinigten Staaten überhaupt bereit 
sind, das Risiko eines Krieges um Taiwan ein-
zugehen. Nicht zuletzt, weil China nicht nur 
wirtschaftlich eine Supermacht ist, sondern 

auch militärisch aufgeholt hat und mit seinen 
Nuklearraketen inzwischen US-amerikani-
sches Festland erreichen kann. 

Was diesen Konflikt besonders macht ist 

die gegenseitige Abhängigkeit. China ist so 

etwas wie die Werkbank US-amerikani-

scher IT-Unternehmen, im Gegenzug sind 

die USA Chinas wichtigster Kunde. 

So ist es in der Tat. China und die USA sind 
einerseits Gegner und andererseits Partner. 
Deshalb versuchen die Chinesen auch, ihren 
strategischen Rivalen USA auf anderen Fel-
dern zu schwächen. So arbeiten sie seit Jah-
ren daran, den US-Dollar als Weltleitwährung 
abzulösen und durch eine eigenständige 
Währungsordnung zu ersetzen. Diese Bemü-
hungen waren lange kaum erfolgreich, aller-
dings scheinen die Chinesen in jüngster Zeit 
Fortschritte dabei zu machen. 

Entscheidend wird unter anderem sein, 
inwieweit sich der Block der BRICS-Staaten 
aus Brasilien, Russland, Indien, China und 
Südafrika, der zu Jahresbeginn um Ägypten, 
Äthiopien, Iran, die Vereinigten Arabischen 
Emirate und sogar den alten US-Verbündeten 
Saudi-Arabien zu BRICS+ erweitert wurde 
und inzwischen 3,6 Milliarden Einwohner 
hat, zu einem einheitlichen Währungsraum 
entwickelt und das chinesische Interbanken-
system sich als Alternative zum westlichen 
SWIFT-System etabliert. Dass der Westen 
seine Vorherrschaft auf den Finanzmärkten 
als Waffe genutzt und etwa Russland von sei-
nen Kapitalreserven abgeschnitten hat, könn-
te ein Impuls für viele Länder sein, künftig 
ihre Reserven zumindest teilweise einem 
nichtwestlichen System anzuvertrauen. Zu-
dem verfügen die BRICS+-Staaten mit der 
New Development Bank über ein multinatio-
nales Finanzinstitut, das bewusst als Gegen-
gewicht zur Weltbank gegründet wurde. 

Fakt ist, dass wir auf eine neue Teilung 
der Welt in zwei antagonistische Blöcke zu-
steuern: auf der einen Seite der Block aus den 
USA und den europäischen NATO-Verbün-
deten sowie auf der anderen Seite die 
BRICS+-Organisation, der neben China mit 
Indien eine weitere kommende Supermacht 
angehört. Hinzu kommt, dass über 40 Staa-
ten aus Asien, Afrika und Amerika ein Inter-
esse an einer BRICS+-Mitgliedschaft geäu-
ßert und 22 Staaten einen offiziellen Mit-
gliedsantrag gestellt haben. Falls Mexiko, das 
bislang zu den Interessenten zählt, beitreten 
sollte, würde BRICS+ sogar direkt bis an die 
Grenzen der USA vorrücken. 

Wir sehen also, dass China insgesamt eine 
kluge und erfolgreiche Politik betreibt. Es hält 
sich auch aus Kriegen wie dem in der Ukraine 
heraus, selbst wenn klar ist, dass es auf der 
Seite der Russen steht. Es liefert keine Waffen 
und hat sogar einen interessanten Vorschlag 
zur Lösung des Konflikts unterbreitet. Und so 
geraten die Chinesen in eine Position, in der 
sie mit vergleichsweise geringem Aufwand 
immer mehr zu einem ausschlaggebenden 
Faktor in globalen Konflikten werden – wäh-
rend die Amerikaner an zahllosen Krisenher-
den präsent und dort mit großen personellen 
und finanziellen Ressourcen gebunden sind. 

Zwischen Europa und China liegt bekann-

termaßen der Nahe Osten. Dieser ist 

Schauplatz gleich mehrerer Konflikte:  

Israel kämpft gegen den Terror der  

Hamas. Und vom Jemen aus attackieren 

Huthi-Verbände im Golf von Aden und im 

Roten Meer westliche Handelsschiffe – 

und damit direkt Versorgungslinien unse-

rer Volkswirtschaft. Welches Gefahrenpo-

tential schlummert in dieser Region?

Der Nahe Osten ist ja seit Jahrzehnten ein 
ganz eigenes Problemfeld, über das allein 
sich endlos diskutieren ließe. Aus westlicher 
Sicht werden derzeit zwei Dinge deutlich: 
Erstens, die Europäer sind nicht in der Lage, 
Krisen und Konflikte vor ihrer Haustür zu be-
wältigen. Und zweitens: Auch die US-Ameri-
kaner haben gehörig an Autorität verloren. 
Dass zum Beispiel der israelische Minister-
präsident einem US-Präsidenten auf offener 
Bühne widerspricht, hätte es vor zehn Jahren 
nicht gegeben. 

Im Gegenzug haben die lokalen Mächte 
vor Ort ihr eigenes Gewicht entdeckt. Ägyp-
ten spielt eine große Rolle, verhält sich aber 
sehr mäßigend, Katar etabliert sich als Ver-

mittler (auch der Abzug der westlichen 
Truppen aus Afghanistan wurde ja bereits 
durch den Golfstaat vermittelt) – und nicht 
zuletzt wächst das Gewicht der rivalisieren-
den Regionalmächte Saudi-Arabien und Iran. 
Diese vermeiden in der Regel direkte Kon-
frontationen und agieren stattdessen über 
Verbündete. Dass hinter den Huthi, der Ha-
mas und der libanesischen Hisbollah jeweils 
der Iran steht, zeigt, welches Konfliktpoten-
tial in dieser Gemengelage steckt. Und es 
wird klar, dass es nahezu unmöglich ist, mit 
den bisherigen Mitteln des militärischen 
Eingreifens Ordnung zu schaffen. 

Insofern kann der Westen hier nur noch 
auf Kooperationen setzen. Bestimmen wie zu 
Kolonialzeiten oder während des Kalten Krie-
ges kann er die Verhältnisse vor Ort nicht 
mehr. Allerdings liegt darin auch die Chance 
zu einer Neubesinnung und Neuorientierung 
westlicher Außenpolitik. 

In der Geschichtswissenschaft gibt es den 

Begriff der imperialen Überdehnung, die 

bislang jedem Weltreich irgendwann zum 

Verhängnis wurde. Ist diese Überdehnung 

nun für die USA erreicht? 

Ja, eindeutig. Die Vereinigten Staaten unter-
halten rund um den Erdball ein Netz von 
über 800 Stützpunkten und sind damit geo-
politisch völlig überdehnt. Ein solches Sys-
tem verlangt enorme finanzielle, personelle, 
rüstungstechnische und administrative Res-
sourcen und schafft doch niemals eine dau-
erhafte Ordnung. Hinzu kommt, dass die 
USA auch gewaltige interne Probleme haben, 
zum Beispiel die hohe Staatsverschuldung, 
die Rückstände in der Infrastruktur und auch 
die Zuwanderung, die zahlreiche soziale 
Konflikte zur Folge hat. 

Allerdings ist auch Russland durch den 
Krieg mit der Ukraine überdehnt. Das zeigt 
sich am Konflikt zwischen Aserbaidschan 
und Armenien, wo Russland zusehen musste, 
wie Aserbaidschan in die Region Bergkara-
bach einmarschierte. In der Vergangenheit 
hätte es eingegriffen und für Ruhe gesorgt. 

Insgesamt führt diese Situation, dass den 
alten Mächten die Kräfte schwinden und 
neue Akteure nach oben streben, dazu, dass 
wir auf ein Zeitalter der Ungewissheit und 
großer Konflikte zusteuern. Umso mehr be-
sorgt mich, dass bei uns darüber kaum dis-
kutiert, geschweige denn angemessen re-
agiert wird. 

Wie sollte sich die deutsche Außen- und 

Sicherheitspolitik zu diesem Zeitalter der 

neuen Unsicherheiten verhalten?

Wir müssen uns zunächst wieder darauf be-
sinnen, welche Aufgabe unsere Außen- und 
Sicherheitspolitik eigentlich hat. Ein idealer 
Kompass dafür ist die Präambel des Grund-
gesetzes, in der es heißt, „als gleichberech-
tigtes Glied in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen“. Dies entspricht 

unseren Interessen als großer Handelsnation 
und mahnt zugleich alle Akteure, sich von 
internationalen Abenteuern und Risiken 
fernzuhalten. 

Natürlich gehört zu einer klugen Außen-
politik auch eine enge Abstimmung mit unse-
ren europäischen Verbündeten wie Frank-
reich und Polen. Ohne gegen die EU argumen-
tieren zu wollen, halte ich es für erforderlich, 
dass das letzte Wort über die Außen- und Si-
cherheitspolitik von den Mitgliedsstaaten ge-
sprochen wird und nicht in Brüssel. Die Mit-
gliedsstaaten sind souverän – die Union ledig-
lich ein Bündnis. Zumal sich längst gezeigt 
hat, dass die oft beschworene „Vertiefung“ der 
EU keineswegs zu einer Zunahme des geopo-
litischen Gewichts der Europäer geführt hat. 

Klar ist allerdings auch, dass nationale Al-
leingänge keiner europäischen Nation ir-
gendwelche Vorteile bringen. Deshalb ist es 
im vorrangigen deutschen Interesse, an einer 
europäischen Sicherheits- und Friedensord-
nung mitzuwirken, in der dann auch Russ-
land und die Ukraine ihren Platz haben. Wir 
brauchen eine Ordnung, die gewährleistet, 
dass die Interessen aller europäischen Natio-
nen berücksichtigt und etwaige Konflikte 
friedlich beigelegt werden. Die Chancen, die 
die Charta von Paris bot, sind leider vertan 
worden. Es würde sich lohnen, die damaligen 
guten Vorsätze noch einmal aufzugreifen.

Eine Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Außen- und Sicherheitspolitik sind auch eige-
ne leistungsfähige Streitkräfte. Deshalb muss 
die Bundeswehr wieder in die Lage versetzt 
werden, ihren verfassungsmäßigen Auftrag 
der Landes- und Bündnisverteidigung zu er-
füllen. Dazu muss sie über aufwuchsfähige 
Strukturen verfügen, um durch eine prob-
lemlose Integration von Reservisten schnell 
einen aufgabengerechten Verteidigungsum-
fang zu erreichen, mit einem Personalum-
fang, der das notwendige Fähigkeitsspektrum 
abdeckt, sowie einer bedrohungsgerechten 
und technologisch zukunftsfesten Ausrüs-
tung und Bewaffnung. 

Unsere Verbündeten fürchten nicht ein 
starkes, sondern ein schwaches Deutschland. 
Da müssen wir ansetzen und die Bundeswehr 
wieder zu einer Armee auf der Höhe der Zeit 
entwickeln. Dies wäre ein überzeugendes Si-
gnal der Entschlossenheit, keine Verschie-
bung des militärischen Gleichgewichts zu 
unseren Ungunsten zuzulassen. Letztendlich 
ist dies jedoch allein keine hinreichende Be-
dingung des Friedens und der Sicherheit. 
Deshalb muss der Wille dazu kommen, das 
militärische Gleichgewicht durch politische 
Vereinbarungen zu stabilisieren. 

Das Gespräch führte René Nehring.

b General a. D. Harald Kujat war von  
2000 bis 2002 Generalinspekteur der Bundes-
wehr und von 2002 bis 2005 Vorsitzender des 
NATO-Militärausschusses.

„Unsere 
Verbündeten 

fürchten nicht 
ein starkes, 
sondern ein 
schwaches 

Deutschland. Da 
müssen wir 

ansetzen und 
die Bundeswehr 
wieder zu einer 
Armee auf der 
Höhe der Zeit 

entwickeln. Dies 
wäre ein 

überzeugendes 
Signal der 

Entschlossen-
heit, keine 

Verschiebung 
des militärischen 
Gleichgewichts 

zu unseren 
Ungunsten 
zuzulassen“

Symbol neuer Machtverteilung in der internationalen Finanzwelt: Die Zentrale der New Development Bank in Shanghai, die im 

Jahre 2014 als Gegengewicht zur Weltbank gegründet wurde    Foto: imago / xinhua 
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Der Journalist, Politikwissenschaftler 
und Buchautor Thomas Moser verfolgt 
seit Jahren die nach wie vor nicht abge-
schlossenen Ermittlungen zum Anschlag 
auf den Weihnachtsmarkt am Berliner 
Breitscheidplatz vom 19. Dezember 2016 
mit 13 Toten. Dabei stieß er bereits auf 
zahlreiche Ungereimtheiten, zu denen 
nun weitere hinzugekommen sind.

Der mutmaßliche radikal-islamische 
Attentäter Anis Amri wurde vier Tage 
nach dem Vorfall bei einer Personenkon-
trolle in Sesto San Giovanni nördlich von 
Mailand von den italienischen Streifen-
polizisten Luca Scatà und Christian Mo-
vio erschossen. Zuvor hatte der Tunesier 
das Feuer auf die Beamten eröffnet. Dazu 
verwendete er eine veraltete Sportpisto-
le des Typs EP 552 der Marke ERMA, die 
auch beim Mord an dem polnischen Fah-
rer des beim Anschlag verwendeten Sca-

nia-Sattelzuges zum Einsatz gekommen 
sein soll.

Bei der Untersuchung dieser Waffe 
fanden die italienischen Ermittler auf 
deren Außenseite DNA-Spuren von Am-
ri, dem Lkw-Fahrer Łukasz Urban, Amris 
Mitbewohner Kamel A. und einer vier-
ten, unbekannten Person. Anschließend 
verblieb die Pistole zusammen mit Amris 
Kleidung und etlichen weiteren Gegen-
ständen aus seinem Besitz in Italien. Ei-
ne Rückholung der Asservate nach 
Deutschland erfolgte erst nach der letz-
ten Sitzung des Bundestagsuntersu-
chungsausschusses zu dem Attentat im 
März 2021.

Mauert da jemand?
Am 24. Juni 2021 übergaben Beamte des 
Bundeskriminalamtes die Waffe an das 
Institut für Rechtsmedizin am Universi-

tätsklinikum Kiel. Dort bemühten sich 
die Forensiker Claas Buschmann und 
Cornelius Courts darum, eventuell über-
sehene DNA-Reste im Lauf der Pistole zu 
finden. Das Ergebnis ihrer Untersuchung 
lautete jedoch: „Es ließen sich auf keiner 
der inneren Oberflächen des Asservats 
Rückschleuderspuren oder anderes zell-
haltiges Material nachweisen und cha-
rakterisieren. Ein in Anbetracht der Sau-
berkeit der Waffe plausibler Grund dafür 
kann in einer gründlichen und vollstän-
digen Reinigung der Waffe liegen.“

Ebenso mysteriös ist, dass angeblich 
immer noch keine Erkenntnisse darüber 
vorliegen, woher Amri die Pistole hatte. 
Doch damit nicht genug: Auf die Frage 
Mosers nach den anderen Beweisstücken 
antwortete die Bundesanwaltschaft im 
Juli 2022, deren „Auswertung … dauert 
an“. Erst im April 2023 teilte eine Spre-

cherin der Behörde dann mit, „dass die 
Untersuchung der aus Italien übersand-
ten Asservate inzwischen vorläufig abge-
schlossen wurde“. Dem folgte allerdings 
der Satz: „Ich bitte um Verständnis, dass 
wir uns angesichts der insgesamt fort-
dauernden Ermittlungen zu Einzelheiten 
nicht äußern.“ Und dabei blieb es laut 
Moser bis heute.

Somit fehlen also weiterhin wichtige 
Informationen: Was erbrachte der Ab-
gleich der Fasern an Amris Kleidung mit 
den Faserspuren aus dem Inneren des 
Tatfahrzeuges? Und was ist mit den bei-
den Zugfahrkarten von Turin nach Mai-
land, die der Tunesier bei sich trug? Wie-
sen die Fahrscheine Fingerabdrücke oder 
DNA-Spuren einer zweiten Person auf? 
Oder fanden bislang noch gar keine dies-
bezüglichen Untersuchungen statt?�  
� Wolfgang Kaufmann

ISLAMISCHER TERRORISMUS

Neue Ungereimtheiten im Fall Anis Amri
Weiterhin fehlen wichtige Informationen – Viele Fragen sind noch offen – Manches ist mysteriös

b MELDUNGEN

„Klima-“ statt 
Naturschutz
Berlin – Der sogenannte Klimaschutz 
geht immer stärker auf Kosten des 
Naturschutzes. Um den Ausbau der 
Windkraftanlagen voranzutreiben, 
wurde eine Änderung des Bundesna-
turschutzgesetzes beschlossen, der 
zufolge künftig keine Prüfung der Be-
drohung des Bestandes von 20 selte-
nen Vogelarten im Rahmen der Ge-
nehmigungsverfahren für Windräder 
mehr erfolgen muss. Damit ist das 
Überleben unter anderem von Kra-
nich, Schwarzstorch, Ziegenmelker, 
Wiedehopf, Grau-, Nach- und Pur-
purreiher sowie Lach-, Mittelmeer- 
und Schwarzkopfmöwe hierzulande 
gefährdet. Ein juristisches Gutachten 
des Naturschutzbundes Deutschland 
ergab, dass die Gesetzesnovelle ge-
gen EU-Recht zum Artenschutz ver-
stößt. Kritik kam auch vom Verein für 
Landschaftspflege, Artenschutz & 
Biodiversität.� W.K.

Ausländische 
Profiteure
Berlin – Ausländische Familien haben 
im Jahr 2022 deutlich mehr Bürger-
geld erhalten als deutsche. Das ergibt 
sich aus der Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Kleine Anfrage des AfD-
Bundestagsabgeordneten René Sprin-
ger. Insgesamt flossen rund zehn Mil-
liarden Euro an 543.000 Immigranten-
Familien, während an 473.000  deut-
sche Bedarfsgemeinschaften nur sie-
ben Milliarden gingen. Noch auffälli-
ger war die Diskrepanz bei den Groß-
familien mit mindestens drei Kindern: 
3,7  Milliarden Euro für ausländische 
Familien standen 1,7  Milliarden für 
deutsche Familien gegenüber. Insge-
samt waren sieben von zehn Großfa-
milien, die 2022 Bürgergeld bezogen, 
ausländischer Herkunft. Jede dritte 
Immigrantenfamilie, die von der So-
zialleistung profitierte, kam dabei aus 
einem der sogenannten Top-Acht-
Asylherkunftsländer Iran, Irak, Afgha-
nistan, Eritrea, Nigeria, Pakistan, So-
malia und Syrien.� W.K.

Erfolgreiche 
AfD-Klage
Greifswald – Zum Fall eines Afgha-
nen, der im Januar 2022 ein elfjähri-
ges Mädchen in Neustrelitz vergewal-
tigt hat, muss die Landesregierung 
Mecklenburg-Vorpommerns gemäß 
einem Urteil des Landesverfassungs-
gerichts weitere Informationen über-
mitteln. In dem Verfahren hatte der 
Landtagsabgeordnete Jan-Phillip 
Tadsen (AfD) geklagt. Der Abgeord-
nete hatte auf eine Anfrage zum Asyl-
verfahren des Afghanen und zur 
Kommunikation von Landesbehör-
den mit dem Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge von der Landes-
regierung eine seines Erachtens un-
zureichende Antwort erhalten. Auf-
gelistet hatte das Innenministerium 
in seiner Antwort nur den Telefon- 
und E-Mail-Austausch zwischen den 
Behörden, nicht aber die Inhalte der 
Kommunikation. Nach Ansicht des 
Verfassungsgerichts müsse es aller-
dings das Ziel der Beantwortung auch 
interpretationsbedürftiger Fragen 
von Abgeordneten sein, den wesent-
lichen Inhalt der Frage zu erfassen 
und den Kern des Informationsver-
langens zu befriedigen.� H.M.

VON BODO BOST

I nfolge der großen Zahl deutsch-
türkischer Doppelstaatsbürger-
schaften und des Fehlens der Fünf-
prozentklausel bei den Europawah-

len versuchen Anhänger des türkischen 
Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan und 
Unterstützer der Hamas mit deutschem 
Pass ins nächste Europäische Parlament 
zu kommen. Dazu ist nun eine neue radi-
kal-islamische Partei gegründet worden, 
die gleich in mehreren EU-Mitgliedsstaa-
ten antreten will: „Demokratische Alli-
anz für Vielfalt und Aufbruch“, abgekürzt 
„DAVA“. „Dava“ heißt auf Arabisch aber 
auch so viel wie „Mission im religiösen 
Sinne“. 

In einem Kommuniqué der Partei in 
TRT-Haber, dem zweiten Fernsehpro-
gramm der türkischen öffentlich-rechtli-
chen Sendeanstalt TRT, heißt es, dass sie 
ihre politische Reise mit einer deutsch-
landweiten Liste für die Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament 2024 begonnen ha-
be. In der Erklärung wurde darauf hinge-
wiesen, dass der Vorsitzende der neuen 
Formation der TRT-Journalist Teyfik Öz-
can ist und sein Stellvertreter der Rechts-
anwalt Fatih Zingal. Erste Mission der 
neuen Türkenpartei ist das Sammeln der 
erforderlichen 4000  Unterstützungser-
klärungen für die im Juni anstehenden 
Europawahlen. Bei etwa eineinhalb Milli-
onen deutschen Staatsbürgern mit türki-
schem Immigrationshintergrund, von de-

nen mehr als die Hälfte Erdoğan wählen, 
dürfte das keine Hürde sein. 

Führende Repräsentanten der DAVA
Zwei türkische Ärzte stehen als erste auf 
der Europa-Wahlliste der neuen Partei. 
Der Arzt Ali Ihsan Ünlü ist Träger des 
Bundesverdienstkreuzes und ehemaliger 
Generalsekretär der Türkisch-Islami-
schen Union der Anstalt für Religion 
(DİTİB), dem Moscheeträgerverband, 
welcher der türkischen Religionsbehörde 
Diyanet und damit Erdoğan untersteht. 
Sein Hamburger Kollege Mustafa Yoldas 
kommt aus dem Umfeld der umstrittenen 
länderübergreifend aktiven radikal-isla-
mischen Bewegung „Millî Görüş“ und war 
Vorsitzender der Internationalen Huma-

nitären Hilfsorganisation (IHH), die 2010 
in Deutschland wegen ihrer Nähe zur Ha-
mas verboten wurde. Yoldas bezeichnete 
die israelische Regierung zuletzt als „fa-
schistoid“, sieht aber keinen Wider-
spruch, dass die DAVA auch den Kampf 
gegen Antisemitismus im Parteipro-
gramm erwähnt. Der DAVA-Vorsitzende 
Özcan hatte nach 30-jähriger Mitglied-
schaft die SPD verlassen, weil seiner An-
sicht nach die „SPD zum Völkermord an 
Tausenden in Palästina schweigt“. Neben 
Deutschland will die DAVA auch mindes-
tens noch in den Niederlanden und Ös-
terreich zur EU-Wahl antreten.

Neben der DAVA gibt es etwas länger 
schon die Union Internationaler Demo-
kraten (UID). Bei der UID handelt es sich 
um eine 2004 gegründete europaweit ak-
tive Lobbyorganisation der türkischen Re-
gierungspartei AKP. Sie organisiert Wahl-
kämpfe für die AKP im Ausland, da die 
Auslandstürken bei den türkischen Präsi-
dentschaftswahlen mitwählen dürfen.

AKP-nahe Lobbyorganisation UID
Ende November vergangenen Jahres hat-
te Erdoğan in Ankara den türkischstäm-
migen Unternehmer aus den Niederlan-
den Kenan Aslan in Privataudienz emp-
fangen. Kurz nach dem Treffen mit 
Erdoğan hatte Aslan seine Funktionen bei 
Millî Görüş niedergelegt und sich Ende 
Januar in der nordrhein-westfälischen 
Stadt Langenfeld zum Präsidenten der 
UID küren lassen. 

Nun sollen die türkischen Doppel-
staatler auch bei den Europawahlen ihre 
Stimme für Erdoğan abgeben. Deshalb 
ließ sich Erdoğan bei dem Treffen der 
UID in Langenfeld auch per Video aus 
Ankara zuschalten. Der türkische Bot-
schafter Ahmet Başar Şen aus Berlin war 
sogar persönlich da und hielt eine flam-
mende Rede, in der er gegen deutschen 
Rassismus und Islamfeindlichkeit im Sti-
le Erdoğans wetterte. So sagte er: „Die 
Tatsache, dass die Wohnungen, Arbeits-
plätze und Moscheen unserer Bürger 
auch heute noch angegriffen werden, nur 
weil sie Türken und Muslime sind, zeigt, 
dass der Kampf gegen Rassismus ent-
schlossen geführt werden muss.“ Dass 
Millî Görüş und die UID selbst seit 2018 
als verfassungsfeindlich und türkisch-
rechtsextremistisch vom deutschen Ver-
fassungsschutz eingestuft werden, sag-
ten Aslan und der Botschafter nicht. Aus 
Ankara angereist war der Istanbuler Ab-
geordnete Zafer Sırakaya, stellvertreten-
der Vorsitzender und Leiter der Abtei-
lung für auswärtige Beziehungen der 
AKP. Er betonte die Wichtigkeit, welche 
die UID-Generalversammlung in Lan-
genfeld für die Vertretung der türkischen 
Bürger im Ausland habe.

TÜRKENPARTEI

Erdoğans fünfte Kolonne
Mit der DAVA gibt es in Deutschland nun auch eine AKP-nahe Partei

Will für die Türken Europa erobern: Der stellvertretende Vorsitzende der DAVA, Fatih Zingal� Foto: pa/Karlheinz Schindler
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VON HERMANN MÜLLER

M it Spannung hatten politi-
sche Beobachter erwartet, 
wie sich das Bekanntwer-
den einer privaten Bezie-

hung zwischen Berlins Regierendem 
Bürgermeister Kai Wegner und der 
Schulsenatorin Katarina Günther-
Wünsch (beide CDU) auf die Umfrage-
werte auswirken wird. Befürchtungen in 
den Reihen der Christdemokraten, die 
Berliner CDU könnte durch das für 
Schlagzeilen sorgende Liebesverhältnis 
zwischen den beiden Senatsmitgliedern 
Schaden nehmen, haben sich nicht be-
stätigt. Ganz im Gegenteil. 

Laut dem Ende Januar veröffentlich-
ten „INSA-Meinungstrend“ ist die Haupt-
stadt-CDU sogar leicht im Aufwind. Bei der 
Umfrage ermittelten die Wahlforscher für 
die CDU eine Zustimmung von 29 Prozent. 
Bei der Wiederholungswahl vor einem 
Jahr war die CDU mit 28,2 Prozent stärks-
te Partei geworden. 

Nur jeder vierte befragte Berliner gab 
an, die Anfang des Jahres bekannt gewor-
dene Beziehung zwischen Wegner mit der 
Schulsenatorin habe den beiden Politi-
kern geschadet. 42 Prozent sagten dage-
gen, das Liebesverhältnis habe keinen 
Einfluss auf das politische Ansehen Weg-
ners. Während sich die Berliner CDU über 
ein neues Umfragehoch freuen kann, ver-
stolpern Brandenburgs Christdemokra-
ten indes gerade ihren Start zum Land-
tagswahlkampf.  

Er hat über Internet-Post gelogen
Ausgangspunkt des Fehlstarts ist ein ge-
schmackloser Beitrag, den CDU-Vizepar-
tei und -fraktionschef Frank Bommert  
über „WhatsApp“ veröffentlicht hatte. In 
dem Text hieß es, Gott habe Lieblings-
rockstar Tina Turner zu sich gerufen, au-
ßerdem Lieblingsskifahrerin Rosi Mitter-
meier und Lieblingsfußballer Franz Be-
ckenbauer. „Meine Lieblingspolitiker sind 
Robert Habeck, Annalena Baerbock und 
Ricarda Lang. Ach und Olaf Scholz.“ 

Der Beitrag wurde zwar nach einer 
Stunde gelöscht, die Zeit reichte aber aus, 
um die CDU in eine Krise zu stürzen. 
Bommert hatte gegenüber dem rbb zu-
nächst erklärt, eine Person „aus dem fa-
miliären Umfeld“ habe über eine Desk-
top-Variante den Text auf seinem privaten 

„WhatsApp“-Status abgesetzt. Diese Dar-
stellung stellte sich nach zwei Tagen je-
doch als nicht haltbar heraus. Auf Anfrage 
der „Märkischen Allgemeinen Zeitung“  
(„MAZ“) erklärte der Meta-Konzern als 
Betreiber von „WhatsApp“, dass die von 
Bommert gelieferte Erklärung technisch 
gar nicht möglich sei. 

Gegenüber der „MAZ“ erklärte Bom-
mert daraufhin: „Ich möchte heute, ent-
gegen früherer Äußerungen, erklären, 
dass die Statusmeldung bei ,WhatsApp‘, 
über die seit Mittwoch diskutiert wird, 
von mir veröffentlicht wurde.“ Er habe 
„den Zeitpunkt, an dem ich die Wahrheit 
hätte sagen müssen, verpasst“, so der 
CDU-Politiker kleinlaut. Damit stand fest: 
Bommert war der Verfasser des makabren 
Textes, und er hatte der Öffentlichkeit 
gegenüber zwei Tage lang die Unwahrheit 
gesagt. Er hat gelogen.

Inzwischen steht die Führung der 
märkischen CDU wegen ihres Umgangs 
mit der Affäre unter Kritik. Auf einer Prä-
sidiumssitzung sprach die CDU-Spitze 
Bommert zwar „wegen Verstößen gegen 

die Grundsätze der CDU“ einen Verweis 
aus. Die Partei beließ ihn aber auf seinem 
Posten als stellvertretenden Landeschef. 
Im Landtag legte Bommert den Vorsitz 
des Wirtschaftsausschusses nieder, die 
CDU-Fraktion beließ ihm aber die Funk-
tion des Vizefraktionschefs.  

Inzwischen fragen Kommentatoren in 
Richtung des Fraktionschefs und CDU-
Landesvorsitzenden Jan Redmann, war-
um Bommert als Vorsitzender des Wirt-
schaftsausschusses im Landtag nicht 
mehr tragbar sei, dafür aber seine wichti-
gen Posten in Partei und Fraktion behal-
ten solle. Erst vor Kurzem hatte die CDU 
den 62-jährigen Bommert auch auf Platz 7 
der CDU-Landesliste für die Landtags-
wahl am 22. September aufgestellt. 

Es droht eine gespaltene Union
Auch innerhalb der Regierungskoalition 
ist die Angelegenheit mit Bommerts Ver-
zicht auf den Vorsitz im Wirtschaftsaus-
schuss noch nicht ausgestanden. Grünen-
Fraktionschef Benjamin Raschke stellt 
etwa in Frage, dass jemand, der so dreist 

lügt, weiterhin stellvertretender Frakti-
onsvorsitzender sein kann. Auch Daniel 
Keller, Vorsitzender der SPD-Landtags-
fraktion, stellte in Richtung von CDU-
Chef Redmann die Frage, ob ein Tadel des 
Landesvorstandes ausreiche.

Mit der Forderung der Koalitionspar-
teien, härter gegen Bommert durchzu-
greifen, befindet sich Redmann zum Start 
des Landtagswahlkampfes in einer 
schwierigen Lage. Bommert gilt zusam-
men mit Saskia Ludwig als wichtiger Ver-
treter des konservativen Parteiflügels. 
Dieser ist in der märkischen CDU ein 
Machtfaktor, wie schon der frühere CDU-
Landesvorsitzende Ingo Senftleben er-
fahren musste. 

Lässt Redmann den angeschlagenen 
Bommert fallen, riskiert er, mit einer ge-
spaltenen Partei Wahlkampf machen zu 
müssen. Ein Festhalten an Bommert wür-
de wiederum den Koalitionspartnern SPD 
und Grüne sowie der Opposition bis zum 
Wahltag im September Argumente lie-
fern, um Zweifel an der Regierungsfähig-
keit der CDU zu sähen.

BRANDENBURG

CDU verstolpert Wahlkampfauftakt
Ein Fehltritt seines Vizes Bommert manövriert Parteichef Redmann in die Klemme

Haben einiges zu besprechen: CDU-Chef Jan Redmann (l.) und sein Vize Frank Bommert� Foto: pa/Monika Skolimowska

b KOLUMNE

Das Land Berlin und 13 andere Bundeslän-
der haben mit der Bundesregierung Mitte 
Dezember vereinbart, an Asylbewerber 
statt Barzahlungen nur noch eine Bezahl-
karte nach bundeseinheitlichen Stan-
dards auszugeben. Trotz dieser Vereinba-
rung bahnt sich zwischen den Bundeslän-
dern Streit an. 

Vereinbart haben die Ministerpräsi-
denten nämlich, dass in eingeschränktem 
Umfang weiterhin Bargeldabhebungen 
über die Bezahlkarten möglich sein sol-
len. Die Vorstellungen zur Höhe dieses 
Bargeldbetrages sind allerdings höchst 
unterschiedlich. Berlins Integrationsse-
natorin Cansel Kiziltepe (SPD) erklärte 
vor Kurzem: „Ich setze mich dafür ein, 
dass geflüchtete Menschen in Berlin auch 
weiterhin das Geld, das ihnen zusteht, zu 
100 Prozent selbstbestimmt und ohne Re-
glementierung verwenden können.“ Ber-

lins Regierender Bürgermeister Kai Weg-
ner vermied es bislang, konkret zu wer-
den. Im Abgeordnetenhaus sagte der 
CDU-Politiker, der Bargeldzugang gehöre 
zu den Themen, die gemeinsam mit den 
anderen Bundesländern gestaltet werden 
müssten. 

Völlig andere Vorstellungen als die 
Berliner Integrationssenatorin hat Bay-
erns Ministerpräsident Markus Söder 
(CSU). Er will im Freistaat an Asylbewer-
ber nur noch ein „kleines Taschengeld bis 
50 Euro“ auszahlen. Waren des täglichen 
Gebrauchs sollen die Asylbewerber in Ge-
schäften mit der Bezahlkarte kaufen. 
Überweisungen ins Ausland, Online-Ein-
käufe und die Teilnahme an Glücksspielen 
sollen nach dem Willen der bayerischen 
Landesregierung mit den Karten nicht 
möglich sein. Über den Kurznachrichten-
dienst „X“ kündigte Söder zudem an: „Un-

sere Bezahlkarte kommt schneller und ist 
härter“ als in anderen Bundesländern. 

Mit Pilotprojekten sollen vier bayeri-
sche Kommunen die Bezahlkarten testen, 
bevor sie im Sommer im ganzen Freistaat 
eingeführt werden. In Brandenburg ist 
der Landkreis Märkisch-Oderland Vorrei-
ter. Der Kreis will spätestens im Mai mit 
der Ausgabe von Karten beginnen. Der 
thüringische Landkreis Eichsfeld kündig-
te an, bereits im Februar mit der Ausgabe 
zu starten. Deutschlandweiter Pionier 
war im vergangenen Dezember der Land-
kreis Greiz in Thüringen, der im Rahmen 
eines Pilotprojekts erste Bezahlkarten 
ausgegeben hat. 

Bei diesen regionalen Pilotprojekten 
liegen die Kosten für die Einführung der 
Karten in einem überschaubaren Rahmen. 
Dies ermöglicht es den Landkreisen und 
Kommunen, auf eine europaweite Aus-

schreibung der Aufträge zu verzichten. 
Berlin und 13 andere Länder haben dage-
gen mit dem Bund vereinbart, Vergabe-
verfahren nach einem bundeseinheitli-
chen Standard durchzuführen. Dazu wird 
der Bund zunächst über Kriterien und 
danach über die Art und Weise einer Aus-
schreibung entscheiden müssen. 

Vor diesem Hintergrund werden sich 
die Länder darauf einstellen müssen, dass 
das angestrebte gemeinsame Vergabever-
fahren nicht vor dem Sommer abgeschlos-
sen sein wird. Bayern und Mecklenburg-
Vorpommern haben indessen angekün-
digt, beim Vergabeverfahren eigene Wege 
gehen zu wollen. Söder führte zur Begrün-
dung für den Sonderweg an, „dass diese 
Bezahlkarte schnell an den Start kommen 
soll“. Berlins Senat rechnet wiederum für 
die Hauptstadt erst 2025 mit der Einfüh-
rung der Karten.  � H.M.

SOZIALLEISTUNGEN

Bezahlkarte: In Berlin herrscht wohl Uneinigkeit
SPD-Senatorin will Asylsuchern weiter 100 Prozent in bar auszahlen – Wegner hält sich bedeckt

Die Berlinale 
cancelt 

VON VERA LENGSFELD

Die Berlinale ist ein wichtiges interna-
tionales Filmfestival, eines der ganz 
großen Ereignisse in der deutschen 
Hauptstadt. Wie alle Hochkultur in 
Deutschland wird sie massiv subven-
tioniert aus dem Haushalt der deut-
schen Steuerzahler, verwaltet über die 
frei gewählten Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages und des Berli-
ner Abgeordnetenhauses. Es ist des-
halb eine Selbstverständlichkeit, dass 
Abgeordnete, die diese umfangreichen 
Mittel aus dem Steuersäckel bereitstel-
len und im Sinne der von ihnen ver-
tretenen Wählergruppen über die rich-
tige Verteilung und Gewichtung ver-
handeln, von der Festivalleitung über 
Kontingente zur prestigeträchtigen 
Eröffnung eingeladen werden. 

Mitglieder der zuständigen Aus-
schüsse konnten sich in der Vergan-
genheit Karten der für sie interessan-
ten Filme über das Verbindungsbüro 
holen – Anwesenheit von Mitgliedern 
des Bundestages oder des Abgeordne-
tenhauses bei den Filmen wurde als 
Wertschätzung und Ansporn gesehen. 
In der langen und prestigeträchtigen 
Tradition hat es meines Wissens noch 
nie eine Gesinnungsprüfung für ge-
wählte Abgeordnete gegeben. Das soll 
sich nun ändern. Die Leitung der Ber-
linale erklärt auf ihrer Website An-
dersdenkende, aber demokratisch ge-
wählte Abgeordnete pauschal für un-
erwünscht. 

Gleichzeitig behauptet sie von 
sich, ein „einzigartiger Ort der künst-
lerischen Auseinandersetzung“ zu 
sein. Da ist es ein schreiender Wider-
spruch, Andersdenkende auszuladen. 
Welche Auseinandersetzung ist schon 
führbar, wenn alle derselben Meinung 
sein müssen? Das Festival hat alle 
möglichen Aufgaben, aber sich als Ge-
sinnungspolizei aufzuspielen, gehört 
nicht dazu. Die Leitung des poli-
tischsten aller Filmfestivals hat an-
scheinend komplett den Verstand und 
den Anstand verloren. 

b MELDUNG

Woiwode will 
Partner sein  
Grünberg in Schlesien – Der im De-
zember 2023 zum Woiwoden der Woi-
wodschaft Lebus ernannte Marek Ce-
bula hat eine bessere Zusammenar-
beit mit dem Land Brandenburg an-
gekündigt. Der 58-Jährige sagte ge-
genüber dem Sender rbb, nach acht 
Regierungsjahren der Europa- und 
Deutschland-skeptischen Partei PiS 
sei viel in der Kommunikation zwi-
schen Deutschland und Polen zu tun. 
Der Woiwode sprach sich insbesonde-
re für eine grundsätzliche Änderung 
der „Kommunikationsformel“ zwi-
schen dem Land Brandenburg und der 
östlich angrenzenden Woiwodschaft 
Lebus aus. Cebula kündigte an, durch 
die Zusammenarbeit mit Brandenburg 
zum Vorbild für andere Grenzregio-
nen in Europa werden zu wollen. Zu-
dem äußerte der Woiwode die Absicht, 
künftig als Partner für Deutschland 
agieren zu wollen. Parteipolitisch ge-
hört Cebula der Platform Obywatelska 
(PO, Bürgerplattform) von Premier 
Donald Tusk an. � H.M.
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NAHER OSTEN

Killer statt Friedensstifter
Mitarbeiter des UN-Hilfswerks UNRWA sollen am Hamas-Terror gegen Israel beteiligt gewesen sein

NATO-OSTFLANKE

Eine Schneise in Richtung Osten
Ausbau eines Militärkorridors nach Polen könnte zivile Verkehrsprojekte mit beschleunigen

b MELDUNGEN

VON BODO BOST

A ls vermeintlich neutrale UN-
Agentur sollte das Flücht-
lingshilfswerk der Vereinten 
Nationen für Palästina 

(UNRWA) gemäß der UN-Charta seit 
1948 „Leben retten und den Frieden för-
dern“. Doch jetzt konnten Israelis bewei-
sen, dass mindestens zwölf UNRWA-Mit-
arbeiter gerade das Gegenteil taten. Diese 
auch von deutschen Steuermitteln be-
zahlten Mitarbeiter sollen den Terror der 
Hamas und damit den Mord an Hunder-
ten Juden aktiv unterstützt haben.

Schon am 7. Oktober, dem Tag des Ha-
mas-Massakers in Israel, gab es Anzei-
chen dafür, dass UNRWA-Lehrer diesen 
Anschlag in den sozialen Medien bejubel-
ten. Als die Nichtregierungsorganisation 
„UN Watch“, welche die Aktivitäten der 
UN-Organisationen kritisch beobachtet, 
dies aufdeckte, bezeichnete die UNRWA 
die Mitglieder dieses Interessenverbands 
als „Extremisten, die versuchen, das 
Hilfswerk zu untergraben“. 

Als der israelische Journalist Almog 
Boker im Fernsehsender Channel 13 darü-

ber berichtete, dass eine der freigelasse-
nen israelischen Geiseln von einem 
UNRWA-Lehrer gefangen gehalten wur-
de, war die erste Reaktion des UNRWA, 
Boker zu beschimpfen und ihn zu be-
schuldigen, „Fehlinformationen“ zu ver-
breiten. Dabei handelte es sich bei dem 
Bericht um die direkte Aussage eines 
Überlebenden. 

In Wirklichkeit ist es die UNRWA, die 
Fehlinformationen verbreitet. So wurden 
beispielsweise Waffen und Tunnel der 
Hamas in oder unter Schulen gefunden, 
die von der UN-Hilfsorganisation geleitet 
wurden. Diese fanden sich auch in Kisten 
und Säcken mit der Aufschrift UNRWA. 
Gesichert scheint außerdem zu sein, dass 
die Hamas von den Schulen des UN-Hilfs-
werks aus Raketen auf Israel abgeschos-
sen hat.

Waffen in UNRWA-Schulen
Dennoch schiebt die UNRWA Angriffe auf 
eigene Einrichtungen immer Israel in die 
Schuhe, entweder direkt oder indirekt. 
Die Hilfsorganisation hat in der Vergan-
genheit die Hamas weder für Terrortaten 
mitverantwortlich gemacht noch er-

wähnt. Mit 13.000 Mitarbeitern im Gaza-
streifen ist die UNRWA der mit Abstand 
größte und einflussreichste Arbeitgeber in 
dem Gebiet, wo bis zum 7. Oktober nichts 
ohne die Hamas funktionieren konnte. 
Auch der größte Teil der milliardenschwe-
ren deutschen Gaza-Hilfen ist an die 
UNRWA gegangen. Mit der de facto im 
Gazastreifen herrschenden Hamas hatte 
das UN-Hilfswerk bislang offensichtlich 
nie Probleme gehabt.

Dabei haben UNRWA-Mitarbeiter seit 
2005 mit beobachtet wie unter ihren zivi-
len Einrichtungen wie Schulen und Kran-
kenhäusern Tunnel und Militäranlagen 
im großen Stil gebaut wurden, ohne da-
gegen zu protestieren. Dabei mussten sie  
gewusst haben, warum diese in ihren Ein-
richtungen errichtet wurden, nämlich um 
Zivilisten als menschliche Schutzschilde 
zu missbrauchen. Dadurch hat sich die 
hauptsächlich vom Westen finanzierte 
UN-Organisation wissentlich zur Kriegs-
partei gemacht.

Die UNRWA übernimmt auch kritik-
los Opferzahlen des von der Hamas ge-
führten Gesundheitsministeriums im Ga-
zastreifen, das nicht zwischen Zivilisten 

und Hamas-Kämpfern unterscheidet. Die 
10.000 von Israel getöteten Hamaskämp-
fer befinden sich unter der Liste der 
„25.000 Opfer der Zivilbevölkerung in 
Gaza“, dabei gelten Hamas-Angehörige 
offiziell nicht als Zivilisten. 

Auch unterscheidet die Hamas selbst 
nicht zwischen Opfern und Tätern, denn 
mindestens 20 Prozent der Hamas-Rake-
ten sind im Gazastreifen eingeschlagen, 
da sie fehlgeleitet waren. Die Toten dieser 
Raketen, wahrscheinlich einige Tausende, 
werden Israel in die Schuhe geschoben. 
Mit dem wahllosen Raketenbeschuss aus 
dem Gazastreifen nimmt die Hamas dar-
über hinaus den Tod israelischer Zivilis-
ten absichtlich in Kauf.

Berlins Zahlungen sollen auslaufen
Anhand der Recherchen in den sozialen 
Netzwerken geht man inzwischen davon 
aus, dass eine ganze Reihe von  
UNRWA-Mitarbeitern unter den Killern 
war, die am 7. Oktober in Israel gewütet 
und 1200 Zivilisten getötet und Tausende 
Frauen vergewaltigt haben. Vermutet 
wird, dass bis zu zehn Hamas-Sympathi-
santen unter den UNRWA-Mitarbeitern 
gewesen sein sollen. Diese haben mit ih-
ren „Heldentaten“ in den sozialen Medien 
geprahlt, weil sie sich offenbar vor poli-
zeilicher Verfolgung sicher waren. 

UNRWA-Chef Philippe Lazzarini, von 
Haus aus ein ausgebildeter Schweizer 
Banker, hat jetzt die Konsequenzen gezo-
gen und die Betreffenden vom Dienst sus-
pendiert. Zivilrechtliche Untersuchungen 
sollen folgen. Viele westliche Länder ha-
ben ihre Zahlungen an die UNRWA vor-
erst eingestellt, darunter auch Deutsch-
land, das allein seit dem 7. Oktober bereits 
130 Millionen Euro gezahlt hat. 

In den vergangenen 20 Jahren hat al-
lein die Bundesrepublik mehr als vier Mil-
liarden Euro an die UNRWA gezahlt, da-
von gingen mindestens zehn Prozent di-
rekt an die Hamas.  Vielleicht sollten jetzt 
erst einmal die reichen arabischen Ölstaa-
ten, wie Katar, die den Terror der Hamas 
direkt finanzieren, auch die UNRWA mit-
bezahlen, weil im „Hamas-Staat“ Gaza 
ohnehin alles in eine Kasse fließt. Die  
UNRWA, so viel ist jetzt sicher, kann und 
will offenbar eine Zweckentfremdung ih-
rer Mittel zu Terrorzwecken nicht verhin-
dern und sollte deshalb keine Gelder aus 
Rechtsstaaten mehr erhalten.Als Versteck für Hamas-Waffen missbraucht: UNWRA-Hilfslieferung für Palästinenser� Foto: action press

Justin Trudeau 
ging zu weit
Ottawa – Der Bundesgerichtshof von 
Kanada hat die Auflösung der Fernfah-
rer-Demonstrationen Anfang 2022 auf 
der Grundlage eines erstmals in der 
kanadischen Geschichte angewandten 
Notstandsgesetzes für unverhältnis-
mäßig und unrechtmäßig und somit 
für verfassungswidrig erklärt. Die Re-
gierung unter Premierminister Justin 
Trudeau sei bei der Beschneidung der 
Freiheitsrechte der Trucker-Fahrer, 
welche sich damals gegen die faktisch 
verhängte Corona-Impfpflicht wehr-
ten, deutlich zu weit gegangen. Das 
gelte nicht nur für die rigorosen poli-
zeilichen Maßnahmen, sondern eben-
so für die Sperrung von Bankkonten 
und weitere staatliche Übergriffe. Die 
Klage gegen die Regierung in Ottawa 
war von den Bürgerrechtsvereinigun-
gen Canadian Civil Liberties Associa-
tion und Canadian Constitution Foun-
dation, dem Krankenschwesternver-
band Canadian Frontline Nurses so-
wie verschiedenen Privatpersonen 
angestrengt worden.� W.K.

Einig über 
Asyllager
Tirana – Albaniens Verfassungsge-
richt hat ein Abkommen gebilligt, das 
im Land die Einrichtung von zwei Mi-
grantenzentren unter italienischer 
Leitung vorsieht. Die albanische Re-
gierung hat vergangenen November 
mit Italiens Regierung ein Abkommen 
geschlossen, das die Unterbringung 
von Immigranten in einem Lager im 
albanischen Ort Lesch (Lezha) vor-
sieht. Zudem soll laut der Vereinba-
rung an der Adriaküste im Badeort 
Shëngjin ein Aufnahmezentrum für 
Asylsucher entstehen, die über die ita-
lienischen Gewässer anlanden. Politi-
ker der Opposition hatten das Verfas-
sungsgericht um Prüfung des Abkom-
mens angerufen. Aus Sicht der Kläger 
widerspricht es albanischem Hoheits-
recht, wenn italienische Behörden 
nach deren Recht über den Status von 
Zuwanderern in Albanien entschei-
den. Die Verfassungsrichter kamen da-
gegen zur Ansicht, dass im Bereich der 
Menschenrechte die italienische  
Gerichtsbarkeit die albanische nicht 
ausschließe.� H.M.

Polizisten-Tod 
durch Impfung?
Rom – Die italienischen Polizeige-
werkschaften SAP und OSAPP appel-
lieren an die Gesundheitsbehörden 
ihres Landes, die Hintergründe der 
Welle von plötzlichen Todesfällen 
unter Polizeibeamten mittleren Alters 
aufzuklären. Laut dem SAP-General-
sekretär Antonio Porto gebe es „einen 
exponentiellen Anstieg“ solcher Er-
eignisse – allein in den vergangenen 
vier Wochen habe er vom unerklärlich 
frühen Ableben von sieben durchweg 
als gesund geltenden Kollegen erfah-
ren. Ähnliches weiß der OSAPP-Chef 
Aldo Di Giacomo zu berichten: „In 
den letzten 13 Monaten sind 41 Straf-
vollzugsbeamte eines plötzlichen To-
des gestorben, das sind 200 Prozent 
mehr als in den Vorjahren.“ Die Poli-
zeigewerkschaften sehen einen Zu-
sammenhang mit der Corona-Impf-
pflicht für die Ordnungshüter, welche 
die Regierung von Mario Draghi im 
November 2021 verhängt hatte.� W.K.

Die Modernisierung der Eisenbahnstre-
cken von Berlin nach Stettin sowie nach 
Breslau oder der Ausbau der Ostbahn bis 
Küstrin kommen bislang nur schleppend 
voran. Bereits vor drei Jahren hat der 
Bund den zweigleisigen Ausbau und die 
Modernisierung der Strecke Berlin–Cott-
bus–Görlitz beschlossen. Die Planungen 
zur Umsetzung laufen allerdings erst in 
diesem Jahr an. Bis die Bahn die Strecke 
nach Breslau mit Tempo 200 nutzen 
kann, werden nach derzeitigem Planungs-
stand noch rund 15 Jahre vergehen.

Mehr Tempo in solche Verkehrspro-
jekte in Richtung Polen kann das Vorha-
ben eines Militärkorridors bringen, das 
Deutschland, Polen und die Niederlande 
Ende Januar vertraglich vereinbart haben. 
Ziel des von Bundesverteidigungsminis-
ter Boris Pistorius initiierten Projekts ist 
es, bei Manövern und im Verteidigungsfall 

den Transport von Truppen und Material 
zu beschleunigen. Alle drei Länder beab-
sichtigen, dazu die Verkehrsinfrastruktur 
auszubauen und auch bürokratische Pro-
zesse zu verkürzen. 

Nach Angaben des Bundesverteidi-
gungsministeriums spielen Deutschland, 
die Niederlande und Polen als geographi-
sche Verbindung zwischen den Nordsee-
häfen und dem besonders exponierten 
Bündnisgebiet an der Ostflanke der NATO 
eine zentrale Rolle. Finanziert werden 
soll der Militärkorridor unter anderem 
von der EU, die schon jetzt den Ausbau 
von militärisch wichtiger Transportinfra-
struktur fördert. 

Nach Angaben der EU-Kommission 
sind für Deutschland allein in diesem Jahr 
92 Millionen Euro eingeplant, die unter 
anderem in die Erneuerung einer Eisen-
bahnbrücke in Hannover-Ahlem und die 

Erweiterung des Güterumschlagtermi-
nals Ulm-Dornstadt fließen sollen.

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen können sich vom ver-
einbarten Militärkorridor zunächst ein-
mal eine Signalwirkung erhoffen. Jahr-
zehnte nach dem Mauerfall ist der Moder-
nisierungsbedarf bei den Eisenbahnver-
bindungen über Oder und Neiße noch 
immer groß. Der Bund hat wiederum 
lange Zeit den Eindruck erweckt, dass die-
se Verbindungen Richtung Osten für ihn 
keine Priorität haben. Seit Jahren mahnen 
Berlin und Brandenburg etwa den Ausbau 
der sogenannten Ostbahn RB 26 zwischen 
Berlin und Küstrin an. 

Ebenso hartnäckig weigerte sich bis-
lang das Bundesverkehrsministerium, das 
Vorhaben in die aktuelle Planung zum 
Ausbau des Schienenverkehrs mit Polen 
aufzunehmen. Im Kontrast dazu hat noch 

die polnische PiS-Regierung während ih-
rer Amtszeit dafür gesorgt, dass der Ost-
bahnabschnitt von Küstrin über Lands-
berg an der Warthe nach Schneidemühl in 
das europäische Transportnetz TEN-T 
aufgenommen wird. Polens Regierung, 
die unter anderem auch mit der militär-
strategischen Bedeutung der Strecke ar-
gumentiert hatte, sichert sich mit diesem 
Schritt künftige Fördergelder der EU für 
den Streckenausbau. 

Die Aufnahme des Streckenabschnit-
tes von Berlin nach Küstrin in das Trans-
europäische Verkehrsnetz wurde dagegen 
bislang durch den Bund blockiert. Das von 
der NATO unterstützte Projekt Militär-
korridor gibt den Landesregierungen in 
Berlin und Potsdam nun ein weiteres Ar-
gument in die Hand, um vom Bund bei 
Projekten wie der Ostbahn mehr Engage-
ment und Tempo einzufordern.� H.M.
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Grandios gescheitert: Das Gewerbezentrum des Immobilienkonzerns Evergrande im chinesischen Hangzhou steht leer

VON PETER ENTINGER

A nders als bei den zurücklie-
genden Immobilienkrisen, die 
massive Auswirkungen auf die 
Weltwirtschaft hatten, hielten 

sich die Branchenkenner in den vergange-
nen Tagen mit Katastrophenszenarien 
zurück. Die dramatisch größer geworden 
Probleme des chinesischen Immobilien-
riesen Evergrande seien lange bekannt 
und besorgniserregend, hieß es zwar uni-
sono, aber die Auswirkungen dürften sich 
in Grenzen halten. 

Eine Richterin in Hongkong verfügte 
Ende Januar die Liquidation des kriseln-
den Bauträgers. Einen Vorschlag, die im 
Verfahren verhandelten Schulden des 
südchinesischen Konzerns in Höhe von 
etwa 23 Milliarden US-Dollar umzustruk-
turieren, lehnten die im Ausland sitzen-
den Gläubiger ab. Doch noch ist völlig un-
klar, welche Rechtsfolgen diese Entschei-
dung einer einzelnen Richterin hat. 

Seit 25 Jahren gehört Hongkong zwar 
offiziell wieder zur Volksrepublik, gilt 
aber als Sonderverwaltungszone. Das 
heißt, dass die Entscheidung in der  
Sieben-Millionen-Einwohner-Metropole 
erst einmal keine Auswirkungen auf die 
Verhältnisse in China haben wird. Eine 
Pflicht, die angeordnete Auflösung auch 
dort umzusetzen, gibt es nicht. Und selbst 
wenn es so kommen sollte, wären allen-
falls ausländische Investoren und die chi-
nesische Mittelschicht betroffen. Denn 
die hat eifrig in den zunehmend maroder 
werdenden Konzern investiert. 

„Ein Großteil der Schulden ist sowieso 
bei inländischen Gläubigern und nicht im 
Ausland platziert. China ist keine freie 
Marktwirtschaft, sondern eine staatlich ge-
steuerte, und Spekulanten sind nicht in der 
Lage, irgendwie gegen die Regierung zu 
wetten“, sagte der Professor Markus Taube 
vom Institut für Ostasienwirtschaft der 
Universität Duisburg/Essen. Er persönlich 
sehe „das ganz große Drama“ nicht.

Zurück zur Verstaatlichung?
Doch die wirtschaftliche Lage in China ist 
und bleibt angespannt. Evergrande sorgt 
als größter Bauträger international für 
Schlagzeilen, doch seine Probleme sind 
nur ein Mosaikstein der großen Krise. An 
den Börsen im Land geht es seit Monaten 
abwärts, auch angeordnete Stützungskäu-
fe der chinesischen Regierung ändern da-
ran kaum etwas. Der Spagat zwischen 
staatlich regulierter Plan- und Markwirt-
schaft nach westlichem Vorbild scheint 
zunehmend schwerer zu werden. Dass die 
große Panik nach der Gerichtsentschei-
dung ausblieb, dürfte auch damit zusam-
menhängen, dass Analysten und Anleger 
mit einem solchen Schritt seit Monaten 
gerechnet haben. Dass die Evergrande-

Auflösung Auswirkungen auf weitere Bau-
konzerne und die generell angeschlage-
nen Märkte in China haben wird, ist daher 
nicht generell ausgeschlossen. 

Die Evergrande-Pleite trifft die chine-
sische Regierung zunächst eher mora-
lisch, denn wirtschaftlich. Der chinesi-
sche Immobilienentwickler schickte sich 
vor Jahren an, im Konzert der ganz Gro-
ßen mitzuspielen. Doch als Chinas Wirt-
schaft im Zuge der Corona-Pandemie 
Mitte 2021 erstmals in die roten Zahlen 
rutschte, geriert auch der Konzern in Tur-
bulenzen. Die Auslandsschulden in astro-
nomischer Höhe konnten nicht mehr be-
dient werden. 

2020 hatte der Wohnungsbau in China 
einen Rekordwert erreicht. Zwei Jahre 
später, als sich das Land immer noch im 
selbst auferlegten Würgegriff der Corona-

Maßnahmen befand, war er bereits um  
40 Prozent zurückgegangen. Und seitdem 
geht es immer weiter bergab. Die chinesi-
sche Regierung hatte in den vergangenen 
Monaten mit Stützkäufen in Höhe von 
300 Milliarden Dollar versucht, den Akti-
enmarkt zu schützen. Asienkenner gehen 
daher davon aus, dass die Pekinger Ant-
wort auf den Bau-Flop eine Rückkehr zur 
Verstaatlichung sein werde. 

Das Vertrauen schwindet
Die Auswirkungen für die deutschen Fir-
men sind noch nicht absehbar. Denn trotz 
der Immobilienkrise muss man berück-
sichtigen, dass die chinesische Wirtschaft 
im vergangenen Jahr offiziellen Mitteilun-
gen zufolge um fünf Prozent gewachsen 
ist. Doch die Immobilienkrise hat die 
Stimmung im Land verändert. Das asiati-

sche Land könnte jüngsten Berechnungen 
zufolge noch in diesem Jahr seine Stel-
lung als wichtigster deutscher Handels-
partner einbüßen. „Die dominante Stel-
lung Chinas im Außenhandel mit Deutsch-
land bröckelt“, heißt es in einer Studie der 
bundeseigenen deutschen Außenhandels-
gesellschaft Germany Trade and Invest: 
„Sowohl die Aus- als auch die Einfuhren 
verzeichneten demnach im vergangenen 
Jahr ein deutliches Minus.“ 

Der Internationale Währungsfonds 
hat zuletzt die Wachstumsprognose für 
China sowohl für das laufende als auch 
für das kommende Jahr erneut nach un-
ten korrigiert. Viel wird davon abhängen, 
ob die staatlichen Stützmaßnahmen Wir-
kung zeigen und die Verbraucher nach der 
Evergrande-Katastrophe wieder Vertrau-
en fassen. 

CHINA

Die Wirtschaft des Reiches  
der Mitte gerät ins Schlingern

Die Liquidation des kriselnden Konzerns Evergrande zeigt weitreichende  
Folgen – Der Spagat zwischen Plan- und Marktwirtschaft wird schwerer

NATIONALE ERNÄHRUNGSSTRATEGIE

„Gutes Essen für Deutschland“
Zahlreiche Maßnahmen geplant: Die Bundesregierung will den Deutschen richtige Ernährung beibringen
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Fruchtloser 
Appell
Dresden – Der geplante Ausbau der 
Produktionsstätten von mehreren 
großen Mikrochip-Herstellern im „Si-
licon Saxony“ am Nordrand Dresdens 
könnte an zu wenig verfügbarem 
Wohnraum für die benötigten zusätz-
lichen Mitarbeiter scheitern. Infineon, 
TSMC, Globalfoundries, Bosch, NXP 
und andere Unternehmen wollen bis 
2030 über 13.000 Fachkräfte samt de-
ren Familien in die Hauptstadt Sach-
sens holen. Dort sind Wohnungen 
aber bereits seit einem Jahrzehnt 
knapp. Selbst ohne den zusätzlichen 
Bedarf durch den Boom im „Silicon 
Saxony“ müssten in der Elbmetropole 
bis 2030 mindestens 11.000  neue 
Wohnungen entstehen, was derzeit als 
vollkommen illusorisch erscheint. 
Deshalb appellierte der Dresdner 
Oberbürgermeister Dirk Hilbert 
(FDP) an die Konzerne, eigene Werks-
siedlungen zu errichten. Auf diesen 
Appell erhielt er von Infineon und 
Globalfoundries klare Absagen, wäh-
rend die übrigen Firmen gar keine Re-
aktion zeigten.� W.K.

Drohung mit 
Sanktionen
London – Ungarns Ministerpräsident 
Viktor Orbán hat am 1.  Februar auf 
einem EU-Sondergipfel nach einer 
monatelangen Blockade einem 50-Mil-
liarden-Paket für die Ukraine zuge-
stimmt. Durchgesetzt hat Orbán auf 
dem Gipfeltreffen eine Überprüfungs-
klausel bei den Geldzahlungen an die 
Ukraine. Die „Financial Times“ hatte 
vor dem Gipfel über einen vertrauli-
chen Plan berichtet, dem zufolge bei 
einer weiteren Blockade der Finanz-
hilfe durch Orbán über Wirtschafts-
sanktionen Ungarn Schaden zugefügt 
werden soll. Laut der britischen Ta-
geszeitung war vorgesehen, alle EU-
Finanzhilfen für Ungarn dauerhaft zu 
stoppen. Ziel des Vorhabens soll es ge-
wesen sein, die Kreditkosten des Lan-
des in die Höhe zu treiben und einen 
Verfall der ungarischen Währung her-
beizuführen. Als Folge sollte an den 
Finanzmärkten und auch bei ausländi-
schen Unternehmen das Interesse ab-
nehmen, in Ungarn zu investieren.�  
� H.M.

Schäden durch 
Netzausfälle
Moskau – Vor Kurzem kam es in Russ-
land zum schlimmsten Ausfall des In-
ternets, den das Land je erlebt hat. Die 
zuständigen Behörden sahen sich so-
fort einem ukrainischen Hacker-An-
griff ausgesetzt, doch mehr deutet auf 
darauf hin, dass Arbeiten an den Ser-
vern zur Erhöhung der Sicherheitsein-
stellungen die Ursache war. Fest steht, 
dass der Schaden für die Wirtschaft, 
den Internetausfälle verursachen, im-
mens ist. 2022 verlor die russische 
Wirtschaft laut Experten 21,59 Milliar-
den US-Dollar infolge von Schließun-
gen, Arbeitsbeschränkungen, Unter-
brechungen und Sperrungen des In-
ternets. Im vergangenen Jahr sollen 
die Verluste im dreistelligen Millio-
nenbereich liegen. Von den Netzab-
stürzen sind viele Bereiche des öffent-
lichen Lebens, wie Online-Handel, 
Telefone und sogar die in Russland 
seit Langem digitalisierten Bürgeräm-
ter betroffen. � MRK

In ihrem Koalitionsvertrag hatten die Am-
pelparteien vereinbart, eine nationale Er-
nährungsstrategie zu entwickeln. Die liegt 
nun endlich vor – und zwar in Form einer 
vom Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft herausgebrachten 
68 Seiten starken Broschüre mit dem Titel 
„Gutes Essen für Deutschland“. In ihr 
sind rund 90 „geplante und bestehende 
ernährungspolitische Maßnahmen“ auf-
gelistet.

Bei der Vorstellung sagte Bundesland-
wirtschaftsminister Cem Özdemir (Grü-
ne): „Leckeres, gesundes und nachhalti-
ges Essen darf nicht vom Geldbeutel ab-
hängen oder davon, aus welcher Familie 
man kommt. Mit der Ernährungsstrategie 
der Bundesregierung schaffen wir Ange-
bote, die allen gutes Essen ermöglichen.“ 
Danach fügte er hinzu: „Entscheiden 

muss sich dann jeder selbst, da hat nie-
mand jemandem etwas vorzuschreiben.“ 
Dabei ist das Papier ein Musterbeispiel für 
Nudging, wie der Versuch, das Verhalten 
der Bürger zu manipulieren, auf Neu-
deutsch genannt wird.

So heißt es schon auf der ersten Seite: 
„Gute Ernährung … ist gleichzeitig auch 
gut für den Planeten.“ Deshalb müsse „je-
de staatliche Initiative für gesündere Er-
nährung … auch die Bereitschaft der Men-
schen unterstützen, ihre individuellen 
Ernährungsgewohnheiten zu hinterfra-
gen.“ Danach wird es tendenziell apoka-
lyptisch: „Das globale Ernährungssystem 
ist gemäß dem Weltklimarat grob ge-
schätzt für 21–37 Prozent der weltweiten 
Treibhausgasemissionen verantwortlich 
– und für etwa ein Fünftel der Treibhaus-
gasemissionen in Deutschland. Das Er-

nährungssystem ist mitverursachend für 
das Artensterben und weltweit verant-
wortlich für 80  Prozent der Landnut-
zungsänderung. Das derzeitige Ernäh-
rungssystem stößt an planetare Belas-
tungsgrenzen.“

Schuld daran trage vor allem „die Pro-
duktion tierischer Lebensmittel“. Des-
halb sei „eine nachhaltigere und pflanzen-
betonte Ernährung … ein wichtiger Aspekt 
für die Transformation zu einem ressour-
cen- und klimaschonenden sowie nach-
haltigen Wirtschaften“. Bei diesem indi-
rekten Appell wollten es die Verfasser des 
Strategiepapiers aber nicht belassen. Des-
halb fügten sie an: „Eine unausgewogene 
Ernährung erhöht – gerade in Kombina-
tion mit fehlender Bewegung – das Risiko 
für Übergewicht und Adipositas … Dies 
hat physische und z. T. psychische Folgen 

für den Einzelnen und führt zu Folgekos-
ten für die Gesellschaft.“ Zugleich sorge 
„ein hoher Konsum von rotem und ver-
arbeitetem Fleisch“ auch für mehr Fälle 
von „Dickdarmkrebs, Brustkrebs oder 
Diabetes mellitus“. 

Anschließend wagten die Ernährungs-
strategen aus dem Hause Özdemir noch 
einen Blick in die Zukunft: „Bis 2050 ist es 
für alle Menschen in Deutschland mög-
lich und einfach, sich gut zu ernähren. 
Unser Ernährungssystem ist so verändert, 
dass sich alle gesund und nachhaltig er-
nähren können – unabhängig von Her-
kunft, Bildung und Einkommen.“ Und 
dann heißt es neuerlich: Garant hierfür sei 
in erster Linie „eine stärker pflanzenbe-
tonte Ernährung mit möglichst ökolo-
gisch erzeugten, saisonal-regionalen Le-
bensmitteln“.� Wolfgang Kaufmann



FLORIAN STUMFALL

W as die politischen Kräfte 
des Landes anging, galt 
bis zur Regierungszeit 
der Kanzlerin Angela 

Merkel eine saubere, schlüssige Eintei-
lung: Da gab es eine recht geräumige ge-
dachte Mitte als Kernbestand der demo-
kratischen Bewegungen, auf der sich die 
konservativ-bürgerliche, die sozialdemo-
kratische und die liberale Ideenwelt um 
Zuspruch seitens der Bürger bemühten. 

Selbstverständlich gab es daneben 
auch Erscheinungen des Abweichens und 
Ausfransens, die man dann als „radikal“ 
oder gar „extrem“ bezeichnete. Doch die-
se Erscheinungen waren höchst selten, 
und sie fanden ihre natürlichen Grenzen 
im Wahlverhalten der Bürger. Parteien-
verbote wurden innerhalb von 75 Jahren 
nur zweimal verhängt, und das geschah 
auf dem dafür vorgesehenen Weg durch 
das Bundesverfassungsgericht und nicht 
auf der Straße. 

Heute ist das anders. Heute gibt es jene 
Arena des demokratischen Wettbewerbs 
nicht mehr, sondern die Zulässigkeit des-
sen, was gedacht, gesagt und gewählt wer-
den darf, ist eingeschränkt auf die Vorgabe 
eines politisch-medialen Allmacht-Kon
strukts der vereinigten Linken, das alle 
Anforderungen der Wokeness und der 
politischen Korrektheit erfüllt. Das politi-
sche Koordinatensystem von einst ist zer-
stört, was nicht entspricht, wird mit dem 
Bannstrahl bedacht, und wo sich Wider-
spruch regt, droht Ächtung bis hin zur Ver-
nichtung von Existenzen.

Während aber dieses bestimmende 
politische Konglomerat alles ausgrenzt 
und als „extrem“ bezeichnet, was nicht 
links ist und ihm nicht angehören will, 
unterbleibt meistens die Überlegung, wie 
es sich denn ihrerseits mit der demokrati-
schen Qualität dieser Dominanz verhalte. 
Da jedoch die Maßstäbe von einst nicht 
mehr bestehen, ist es schwer und im poli-
tischen Alltag unmöglich geworden, eine 
einigermaßen objektive Feststellung zu 
treffen, wie es sich mit dem Extremismus 
denn verhalte.

Die Angst als Machtmittel
Dabei gibt es durchaus hierfür Messlatten, 
vor allem wenn man erkennt, dass man in 
diesem Zusammenhang Extremismus und 
Totalitarismus weitgehend gleichsetzen 
kann. Die Vorstellung zweier von ihnen 
soll hier ausreichen. So zeigt die geschicht-

liche Erfahrung bis in unsere Tage hinein, 
dass alle totalen Systeme als entscheiden-
des Machtmittel die Angst benutzen. Dies-
bezüglich ist vor allem in Deutschland ei-
ne anhaltende Entwicklung zu beobach-
ten. Es begann Anfang der 70er Jahre, als 
der hochangesehene Club of Rome ver-
kündete, zur Jahrtausendwende werde es 
kein Erdöl und auch keinen Wald mehr 
geben. Vor allem die Wald-Prognose 
schlug in Deutschland ein wie eine Bombe. 
Beide Vorhersagen erwiesen sich zwar als 
völlig falsch, das änderte aber nichts an 
der Reputation des Club of Rome und 

führte trotzdem dazu, die deutsche Öf-
fentlichkeit für Ängste zu konditionieren.

 Die Waldpanik wurde in den Folgejah-
ren von allen möglichen kleineren Ängs-
ten abgelöst: Da waren das Ozonloch, der 
Rinderwahnsinn, Dioxin in Hühnereiern 
oder das Glykol im Rauchtabak. Diese 
kleinen Ängste waren zwar nachgeordnet 
und von zeitlich begrenzter Wirkung, 
aber dennoch geeignet, jenen stetigen 
Druck auf die Menschen auszuüben, der 
sie gefügig macht. Wehleidigkeit wurde 
zur Tugend, der Neurotiker ein Beispiel 
politischer Korrektheit. 

Dann kam Corona, das zeigte, wie man 
mit einer Verwaltungsverordnung Grund-
rechte abschaffen kann. Und selbstver-
ständlich findet alles seinen Höhepunkt 
im Klima-Fieber, oft kopiert, nie erreicht. 
Die daran leiden, sind bedingungslos be-
reit, alles hinzugeben – sollte heute eine 
Diktatur errichtet werden, leichter als mit 
dem Klima-Fieber ginge es nicht.

 Das führt zu der zweiten Messlatte des 
Totalitären. Dabei geht es um die Mei-
nungsfreiheit. Sie ist in Deutschland durch 
das linke Kartell bis zur Unkenntlichkeit 
entstellt. Bei einer langen Reihe von Ge-
genständen ist es unmöglich geworden, 
ohne Schaden zu nehmen eine vom Allge-
meinen abweichende Meinung zu sagen: 
Da ist als erstes wiederum das Klima zu 
nennen, die Frage, ob Russland Europa 
überfallen will, die Notwendigkeit des 
Genderns und der freien Wahl des Ge-

schlechts, die demokratische Lauterkeit 
des Donald Trump, die Sinnhaftigkeit der 
Entwicklungspolitik und der Segen der 
unkontrollierten und unbegrenzten Zu-
wanderung. Wer hier aus dem Takt gerät, 
ist ein Unhold und muss mit entsprechen-
den Maßnahmen rechnen.

Entstellung der Meinungsfreiheit
Was aber die Meinungsfreiheit angeht, so 
schließen sich daran zwei unterschiedli-
che Felder. Das erste ist dasjenige des Ge-
müts. Auch das wird von den Konstrukteu-
ren der Meinungshoheit beansprucht. Da-
bei geht es nicht darum, was jemand denkt 
oder spricht, sondern, was er empfindet. 
So sind auch nur schemenhafte Sympa-
thien für die AfD bereits der Sündenfall, 
auch wenn sie zu keiner Weiterung führen. 

Den ersten hoheitlichen Zugriff aufs 
Gemüt der Bürger nahm in der Bundesre-
publik Deutschland der damalige Bundes-
präsident Richard von Weizsäcker, der an-
gesichts des Gedenkens an 40 Jahre Kriegs-
ende anno 1985 vorgab, was man hier zu 
empfinden habe. Der Urvater dieses totali-
tären Zugriffs auf die Seele der Menschen 
war übrigens der radikale Sozialist Louis 
Antoine de Saint-Just in den dunkelsten 
Tagen der Französischen Revolution.

Beim anderen geht es um die Tatsa-
chen. Denn nicht nur Meinungen und 
Empfindungen werden in Haft genom-
men – auch Tatsachen haben sich der po-
litischen Korrektheit zu beugen. So wurde 
die AfD-Bundestagsabgeordnete Beatrix 
von Storch vom Präsidium des Hohen 
Hauses zu einer Geldstrafe verdonnert, 
weil sie einen grünen Abgeordneten, der 
sich als Frau ausgibt, aber ein Mann ist, 
als solchen bezeichnet hatte.

Berücksichtigt man nun, dass sich 
neben diesen beiden benannten Kenn-
zeichen des Totalitären verschiedene an-
dere nahtlos einfügen – der Egalitaris-
mus, die Staatsgläubigkeit samt sozialis-
tischer Wirtschaft, der Zentralismus, der 
Glaube an die irdische Vervollkomm-
nung, der Kollektivismus –, so ist zu er-
kennen, dass sich auch diese Bewegun-
gen in unterschiedlicher Aufdringlich-
keit bei dem grün-roten Kartell der Wo-
keness wiederfinden. Und es ist zu be-
denken, dass sich niemand ein Instru-
mentarium zulegt, wenn er nicht errei-
chen will, wofür es gemacht ist.

BODO BOST

Die ganz Welt schaute jüngst nach  
Ecuador, wo es der organisierten Krimi-
nalität gelang, den staatlichen Fernseh-
sender zu besetzen und sich als neue 
Möchtegern-Herrscher des Landes in 
Szene zu setzen. Seit den Zeiten Pablo 
Escobars in Kolumbien ist kein Land La-
teinamerikas so sehr von der organisier-
ten Kriminalität herausgefordert wor-
den wie derzeit Ecuador. Nach dem To-
de Escobars 1993 wechselte die Zentrale 
der Drogenkartelle, die die Kriminalität 
steuern, von Kolumbien nach Mexiko. 
Deshalb sind es vor allem mexikanische 
Mafiaclans in Allianz mit knapp zwei 
Dutzend lokalen Banden, die derzeit 
Ecuador und seinen jungen Präsidenten 
Daniel Noboa in Atem halten.

Wie einst unter Escobars Herrschaft 
in Kolumbien werden derzeit in Ecuador 
Präsidentschaftskandidaten erschossen, 
Fernsehsender besetzt, Gefängnisse 
übernommen und die Zivilbevölkerung 
terrorisiert und erpresst. Heute sind die 
Gewaltsyndikate jedoch besser interna-
tional vernetzt und noch kaltblütiger. 

In den vergangenen zwei Jahren sind 
immer mehr Länder Lateinamerikas in 
die Fänge der Kartelle geraten. Die Re-
gion ist inzwischen die gewalttätigste 
der Welt. Die Zahl der Tötungsdelikte 
pro Hunderttausend ist fünfmal höher 
als in Nordamerika und zehnmal höher 
als in Asien. Allein in Mexiko sterben je-
des Jahr 150.000 Menschen eines ge-
waltsamen Todes, das sind weitaus mehr 
als im Bürgerkrieg in Syrien.

Nur El Salvador steuert gegen
Längst hat die organisierte Kriminalität 
auch Länder wie Chile und Costa Rica 
erfasst, die lange immun schienen. Cos-
ta Rica galt einst als die Schweiz Ameri-
kas, es verzichtete auf eine Armee und 
hat dies längst bereut. Die Regierungen 
stehen meist hilf- und ideenlos dem 
Vordringen der Mafia entgegen. Das or-
ganisierte Verbrechen bremst das Wirt-
schaftswachstum und befeuert stattdes-
sen die Migration. Aber auch daran ver-
dient die Mafia. Ecuador gilt wegen sei-
ner liberalen Visapraxis schon seit eini-
gen Jahren als Einfallstor der weltwei-
ten Migration Richtung USA.

Hier hat der Staat das Gewaltmono-
pol verloren, Sicherheitskräfte und lo-
kale Regierungen werden von der Mafia 
korrumpiert, die Mafia sickert in immer 

mehr legale Wirtschaftszweige ein. Die 
geographische Lage Ecuadors zwischen 
Kolumbien und Peru, den beiden größ-
ten Produzenten von Kokablättern, 
führt zu einem toxischen Cocktail. Me-
xiko hat heute als Zentrum der Rausch-
giftkartelle und als Knotenpunkt, in 
dem fast alle Fäden des internationalen 
Drogenhandels zusammenlaufen, die 
Rolle Kolumbiens übernommen. Auch 
in Mexiko büßt der Staat mehr und 
mehr an Hoheit ein. Das „Jalisco“- und 
das „Sinaloa-Kartell“ des früheren Ca-
pos „El Chapo“ Guzmán diversifizieren 
ihr Geschäft, seit Kurzem steuern sie  
auch den Menschenhandel Richtung 
USA. In manchen mexikanischen Bun-
desstaaten herrschen bürgerkriegsähn-
liche Zustände. Mexiko ist als Nachbar 
der USA ein mächtiger Global Player in 
der Weltwirtschaft, ein ökonomisch er-
folgreiches Schwellenland und ein von 
der Mafia gekaperter Staat.

Kolumbien konnte 2016 mit der 
Linksguerilla FARC ein Friedensabkom-
men unterzeichnen. 2022 schaffte es ein 
ehemaliger Guerillero, Gustavo Petro,  
Präsident zu werden. Er hat die Staats-
autorität abgebaut und dadurch neue 
kriminelle Gewalt erzeugt. Das territo-
riale Vakuum, das die Rebellen hinter-
ließen, haben vor allem Drogenbanden 
gefüllt. In Chile, einst neben Uruguay 
das europäischste Land des Subkonti-
nents, hat vor zwei Jahren auch ein Lin-
ker die Wahl gewonnen. Dort hat eine 
halbe Million venezolanischer Immi
granten die Unterwelt gekapert und 
steuert von hier aus in ganz Südamerika 
den Menschenhandel. Die junge uner-
fahrene linke Regierung um Staatschef 
Gabriel Boric wirkt wie überrollt von 
der ausufernden Gewalt.

Nur in einem Land, El Salvador, ist 
die organisierte Gewalt zurückgegan-
gen. Dort sorgt seit 2019 der aus Bethle-
hem stammende christliche Palästinen-
ser Nayib Bukele mit eiserner Härte und 
Megagefängnissen für eine lange unbe-
kannte Sicherheit. 75.000 Bandenmit-
glieder wurden in Gefängnisse gewor-
fen, 220 kamen dabei ums Leben. Die 
Bevölkerung hat es Bukele jetzt mit 
Wiederwahl gedankt, die eigentlich von 
der Verfassung verboten war. In El Sal-
vador, wie zunehmend in der gesamten 
Region, sind viele Menschen der Mei-
nung, dass der Verzicht auf Bürgerrech-
te und Demokratie ein lohnender Preis 
für ein Leben in Sicherheit ist.

Totgesagte leben länger: Der Wald� Foto: imago images/imagebroker

Woran man 
Extremismus 

erkennt

ANALYSE

KOLUMNE
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Kartell der Wokeness

Lateinamerika erstickt

b Der Autor ist ein christsoziales  
Urgestein und war lange Zeit  
Redakteur beim „Bayernkurier“. 
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OSKAR NEGT

Zwei Künstlerehepaaren der vorletzten 
Jahrhundertwende widmet sich die Schau 
„Gemischtes Doppel“ im Wiesbadener 
Landesmuseum. Marg und Oskar Moll so-
wie Mathilde und Hans Purrmann gelten 
als Vertreter der Kunstavantgarde nach 
1900. Entwicklungen vom Impressionis-
mus zum Expressionismus und Kubismus 
können an diesen vier Protagonisten ex-
emplarisch betrachtet werden.

Der 1875 im schlesischen Brieg gebo-
rene Oskar Moll studierte in München 
und Berlin, unter anderem bei dem ost-
preußischen Maler Lovis Corinth. In Paris 
lernte er viele zeitgenössische Künstler 
kennen, darunter den Fauvisten Henri 
Matisse. 1906 heiratete er die Offiziers-
tochter und Künstlerin Marg Moll, die zu-
nehmend in Richtung Abstraktion ten-
dierte. Gemeinsam mit dem Maler Hans 
Purrmann waren beide 1908 an der Grün-
dung der Kunstschule Académie Matisse 
beteiligt. Oskar Moll wurde 1918 Kunst-
professor in Breslau und ging später nach 
Düsseldorf.

Das Ehepaar Moll experimentierte 
deutlich im Rahmen der damaligen avant-

gardistischen Strömungen. Marg schuf 
abstrahierende, teils vom Art déco beein-
flusste Skulpturen, Oskar entwickelte ku-
bistische Gemälde, die wie ein Vorgriff auf 
die Kunst der Nachkriegszeit erscheinen. 
In der NS-Zeit mussten beide folgerichtig 
darunter leiden, dass ihre Werke als „ent-

artet“ bloßgestellt wurden. Oskar starb 
1947 in Berlin, Marg 1977 in München.

Aus heutiger Sicht deutlich traditio-
neller zeigen sich die von Impressionis-
mus und gemäßigtem Expressionismus 
geprägten Bilder Hans Purrmanns und 
seiner 1912 geehelichten Frau Mathilde. 

Es sind zumeist lichtdurchflutete Land-
schaftsszenerien. Dennoch musste auch 
Hans Purrmann nach der NS-Machter-
greifung mit der Ächtung als „entartet“ 
und der Beschlagnahmung seiner Werke 
aus Museen kämpfen. 

Das Paar ging nach Italien und wurde 
von einem Verein mit der ehrenamtlichen 
Leitung des Künstlerhauses „Villa Roma-
na“ in Florenz betraut. Dort trafen sich 
viele Künstler und Intellektuelle, die im 
nationalsozialistischen Machtbereich in 
Schwierigkeiten geraten waren. Mathilde 
Purrmann starb 1943, was ihren Ehemann 
in eine Schaffenskrise stürzte. Er folgte 
seiner Frau 23 Jahre später nach.

Die Wiesbadener Schau zeigt jeweils 
25 Werke der vier Künstler und stellt de-
ren Schaffen in einen breiten kunsthisto-
rischen Kontext.� Claus-M. Wolfschlag

b „Gemischtes Doppel. Die Molls und die 
Purrmanns: Zwei Künstlerpaare der Mo-
derne“, bis 18. Februar im Landesmuseum 
Wiesbaden, Friedrich-Ebert-Allee 2, geöff-
net täglich außer montags, Eintritt 12 Euro. 
www.museum-wiesbaden.de

AUSSTELLUNG

Spiel, Satz, Leidenschaft
Wiesbaden zeigt, wie sich zwei Künstlerehepaare im „Gemischten Doppel“ gegenseitig befruchten

Bei Lovis Corinth künstlerisch mitgesegelt: Oskar Molls Gemälde „Havelkähne“

VON ROBERT MÜHLBAUER

G roß war die Aufregung, als vor 
zwei Jahren eine Umfrage das 
extreme Vorherrschen grüner 
und linker Sympathisanten 

unter den Jungjournalisten der ARD auf-
deckte. 92 Prozent wählen Grüne, Linke 
oder SPD, ergab eine interne Befragung 
unter den ARD-Volontären. CDU/CSU 
und FDP würden bei den ARD-Nach-
wuchsjournalisten nicht mal zusammen 
die Fünfprozenthürde überspringen. Also 
eine klare politische Schieflage. Doch 
schnell war man dabei, das Ergebnis her-
unterzuspielen. Die Umfrage sei gar nicht 
repräsentativ, hieß es, nicht alle Jungjour-
nalisten hätten teilgenommen.

Doch bei vielen Zuschauern hat sich 
längst der Eindruck festgesetzt, dass die 
Berichterstattung des deutschen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks (ÖRR) einen 
Linksdrall hat und nicht politisch ausge-
wogen ist, wie es der Medienstaatsvertrag 
fordert. ARD, ZDF und Deutschlandradio 
sind nach dem Eindruck vieler Zuschauer 
schrittweise nach links gerückt. Umfra-
gen haben in der Vergangenheit immer 
wieder ergeben, dass Politikjournalisten 
in ihrer Mehrheit politisch links der Mitte 
liegen. Dann heißt es aber entschuldi-
gend, dass die Journalisten ihre persönli-
chen politischen Präferenzen trennen 
könnten von der geforderten Neutralität 
bei der ÖRR-Berichterstattung.

Nun liegt eine umfassende empirische 
Untersuchung von Forschern der Univer-
sität Mainz vor, die Beiträge von neun 
ÖRR-Formaten (wie „Tagesschau“ und 
„Heute“) sowie 38 privater Medien (von 
RTL, Sat1, „SZ“, „Welt“, „FAZ“, „taz“, 
„Bild“, „Spiegel“, „Focus“, „Zeit“ und Re-
gionalzeitungen) von April bis Juni 2023 
unter die Lupe genommen haben. Zusätz-
lich zu Mainstream-Medien haben sie ei-
nige wenige Medien am Rand des publi-
zistischen Spektrums dazu genommen, 
das linke „Neue Deutschland“, die rechte 

„Junge Freiheit“ sowie „Tichys Einblick“. 
Insgesamt rund 9300 Beiträge aus 47 Me-
dien haben die Mainzer Kommunikati-
onswissenschaftler Marcus Maurer, Si-
mon Kruschinski und Pablo Jost für ihre 
Studie „Fehlt da was? Perspektivenvielfalt 
in den öffentlich-rechtlichen Nachrich-
tenformaten“ analysiert.

Die Ergebnisse sind aufschlussreich. 
Eines der Resultate: Der ÖRR ist stark auf 
SPD und Grüne fokussiert und regie-
rungsfixiert. Die Forscher schreiben: „Die 
Analysen zeigen, dass in den öffentlich-
rechtlichen Formaten vor allem über die 
SPD (33 Prozent) und die Grünen (29 Pro-
zent) berichtet wurde. Mit einigem Ab-
stand folgte die CDU/CSU als größte Op-
positionspartei (19 Prozent) und die FDP 

(zwölf Prozent). Über AfD und Linkspar-
tei wurde dagegen kaum berichtet.“ Ins-
gesamt sei fast dreimal so häufig über die 
Regierungsparteien wie über die Opposi-
tionsparteien berichtet worden. 

Viele ausgeblendete Meinungen
Und der ÖRR berichtet über SPD und 
Grüne weniger kritisch als die privaten 
Vergleichsmedien. Insgesamt fanden sich 
in fast allen Medien überwiegend negative 
oder kritische Berichte über die Parteien 
– kein Wunder bei einer Regierung, die 
von Krise zu Krise taumelt. Am allerkri-
tischsten sehen die untersuchten Medien 
durch die Bank aber die AfD.

Ein weiteres Ergebnis der Untersu-
chung ist die große Sozialstaatsorientie-

rung und die nur schwache Repräsentanz 
konservativer Stimmen im ÖRR. Fast 
zwei Drittel der „Tagesschau“-Beiträge 
seien sozialstaatsorientiert, nur ein Vier-
tel hatte eine marktwirtschaftliche Orien-
tierung. Und die Beiträge sind laut den 
Mainzer Forschern überwiegend „pro-
gressiv“ ausgerichtet. Mehr als doppelt so 
viele Beiträge der „Tagesschau“ seien „li-
beral-progressiv“ als „konservativ-autori-
tär“ (wobei man dieses „Framing“ der Be-
griffspaare durchaus kritisch sehen kann).

Laut Studie liegt die Mehrheit der  
47 Medien in der progressiv-sozialstaatli-
chen Ecke, nur wenige zeigen eine konser-
vative Orientierung. Darunter sind 
„Welt“, „Bild“ und – am stärksten – die 
„Junge Freiheit“ sowie „Tichys Einblick“.

Insgesamt belegt die Studie also eine 
Linksschiefe der deutschen Medienland-
schaft und besonders des ÖRR. Dabei for-
mulieren die Mainzer Autoren noch sehr 
zurückhaltend. Was sie zum Beispiel gar 
nicht berücksichtigen, ist die politische 
Einseitigkeit der Gästeauswahl in den 
ÖRR-Talkshows. Laut einer Statistik der 
Wochenzeitung „Junge Freiheit“ waren 
im Jahr 2022 bei 457 Politikern in ARD- 
und ZDF-Talkshows die Grünen und Lin-
ke stark überrepräsentiert, dagegen wur-
den nur zwei AfD-Politiker (ein Anteil von 
0,4 Prozent) eingeladen, obwohl die Par-
tei in Umfragen schon bei 15 Prozent lag. 
Die Wähler der Partei wurden bei der Gäs-
teauswahl also ausgegrenzt.

Links-grüne Journalisten wie die 
„taz“-Kommentatorin Ulrike Herrmann, 
die eine grüne Transformation und 
Schrumpfung der deutschen Wirtschaft 
propagiert, scheinen ein Dauerticket für 
ÖRR-Talkshows zu besitzen. Dagegen 
sind konservative oder gar rechte Journa-
listen dort sehr rar. Den „JF“-Chefredak-
teur Dieter Stein beispielsweise laden die 
Sender nicht zu Talkrunden, auch der frü-
here „WirtschaftsWoche“-Chef Roland 
Tichy darf nicht mehr kommen, seit er 
den Mainstream scharf kritisiert.

Was im deutschen öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk fehlt, ist die ganze Band-
breite der Meinungen. Alle Bürger sind 
gezwungen zu zahlen, aber viele finden 
ihre Meinung in den ÖRR-Medien ausge-
grenzt. Komplett ausgeblendet wurde in 
der Studie noch die Frage der Finanzie-
rung. Es sind riesige Summen, die der 
ÖRR mit Dutzenden Sendern und Hun-
derten Internet-Angeboten verschlingt.

Rund 8,5 Milliarden Euro hat der 
Rundfunkbeitrag zuletzt in die Kassen 
von ARD, ZDF und Co. gespült. Deutsch-
land leistet sich das teuerste ÖRR-System 
der Welt – nur leider hat es politische 
Schieflage und erfüllt nicht seine Kernauf-
gaben einer neutralen, ausgewogenen Be-
richterstattung.
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Eine „ausgewogene“ Runde mit oft konformer Meinung: Talkshow von Sandra Maischberger (r.) vom 24. Januar mit Dauergast und 
„taz“-Redakteurin Ulrike Herrmann (M.), dem Verleger Wolfram Weimar (l.) sowie Moderator Cherno Jobatey

Die mediale Parteilichkeit 
Eine links-grüne Schieflage – Studie zeigt, was bei den Öffentlich-Rechtlichen fehlt: konservative und marktwirtschaftliche Perspektiven

Überleben in 
der Soziologie

Seine Flucht aus Ostpreußen bezeich-
nete Oskar Negt als „Überlebens-
glück“. So betitelte der Soziologe sei-
ne Autobiographie, in der er seine 
traumatischen Erlebnisse, die er als 
Zehnjähriger durchmachte, sozialge-
schichtlich verarbeitete. Nach der Ver-
treibung aus Kapkeim östlich von Kö-
nigsberg überlebte er den Krieg in ei-
nem dänischen Flüchtlingslager, ehe 
er in Göttingen und Frankfurt am 
Main sein Glück in der Soziologie 
fand. Geprägt von der Kritischen The-
orie der Frankfurter Schule um Hork-
heimer und Adorno, wurde er Assis-
tent des Philosophen Jürgen Haber-
mas. Der den 68ern nahestehende 
Negt folgte 1970 einem Ruf an die da-
malige Technische Universität Han-
nover, wo er das soziologische Institut 
aufbaute. Am 2. Februar ist er 89-Jäh-
rig in Hannover gestorben. Zuvor setz-
te er sich mit seinen Erinnerungen an 
die Heimat auseinander. Die Taschen-
buchausgabe von „Überlebensglück“ 
erschien erst Ende 2023 im Steidl Ver-
lag (320 Seiten, 16 Euro).� H. Tews



VON BERNHARD KNAPSTEIN

A ls sich vergangenen Novem-
ber in der ghanaischen Haupt-
stadt die afrikanischen Staa-
ten zur viertägigen „Accra 

Reparations Conference 2023“ trafen, um 
über das Ob und das Wie von Reparati-
onsforderungen zu beraten, einigten sich 
die Delegierten darauf, einen globalen 
Wiedergutmachungs-Fonds ins Leben zu 
rufen, der von den europäischen Ländern 
zu füllen sei, die vom transatlantischen 
Sklavenhandel profitiert haben. 108 Billi-
onen US-Dollar sind als Schadenssumme 
angesetzt. Grundlage für Entschädigungs-
forderungen ist unter anderem ein Be-
richt vom vergangenen Juni der Bostoner 
Brattle Group. „Kein Geld der Welt kann 
den Schaden, der durch den Sklavenhan-
del angerichtet wurde, begleichen. Trotz-
dem muss die Welt damit konfrontiert 
werden“, konstatierte Ghanas Präsident 
Nana Addo Akufo-Addo.

Gegenüber Deutschland werden im 
Bostoner Bericht keine Forderungen erho-
ben. Da Deutschland mit dem kurbranden-
burgischen Schutzgebiet Groß Friedrichs-
burg am Südkap Ghanas wenigstens für 
kurze Zeit am transatlantischen Dreiecks-
handel mit Sklaven beteiligt war, am Skla-
venhandel unter der Flagge mit dem kur-
fürstlichen roten Adler kein Zweifel be-
steht und Deutschland als wohlhabendes 
Land gilt, ist das Ausbleiben einer Forde-
rung gegenüber der Bundesrepublik wohl 
als Versehen zu interpretieren. Alleine von 
Großbritannien werden 24 Billionen Dol-
lar gefordert. 

Allerdings war Brandenburgs Beteili-
gung am Sklavenhandel auch ungleich be-
scheidener. Vom 15. bis zum 19. Jahrhun-
dert wurden rund zwölf Millionen Men-
schen von Afrika nach Amerika und Euro-
pa verschleppt und unter rassistischen und 
demütigenden Bedingungen als Arbeits-
kräfte ausgebeutet. Auf das Konto der 
Deutschen – und der mit ihnen verbünde-
ten Afrikaner – geht der Verkauf von „nur“ 
17.000 Sklaven nach Amerika – Branden-
burgs Beteiligung am Sklavenhandel 
währte nur drei Dekaden. 

Mit einer Flotte fing es an
Begonnen hat sie in der Regierungszeit des 
Großen Kurfürsten. Friedrich Wilhelm 
war unter den Hohenzollern der Abenteu-
rer. Er studierte 1635 bis 1638 in Leyden 
und Den Haag, machte sich mit dem See-
kriegshandwerk vertraut. 1640 übernahm 
er die Regierungsgeschäfte von seinem 
verstorbenen Vater Georg Wilhelm. Seine 
Heirat mit Luise-Henriette von Oranien 
1646 festigte sein Netzwerk zu Kaufleuten 
und Militärs der Niederlande.

Friedrich Wilhelm strebte nach Ost-
indien und China. Ein erster Versuch, eine 
Brandenburgisch-Ostindische Handels-
kompanie aufzubauen, scheiterte 1653 an 
fehlenden Geldgebern, just in einer Zeit, 
in der holländische Investoren mit ihren 
Anteilen an der Westindischen Handels-
kompanie Dividenden von 100  Prozent 
und mehr einstrichen. Doch selbst in den 
Hansestädten waren zunächst nicht genü-
gend Kaufleute zu finden, welche die nö-
tigen Mittel für das Großprojekt aufbrin-
gen mochten. Das Land war nach dem 
großen Krieg an Menschen und Mitteln 
ausgeblutet.

Eine zweite Herausforderung für Fried-
rich Wilhelm waren der Ausbau der – im 
Verhältnis zu Holland, Schweden, England 
oder Dänemark – praktisch nicht vorhan-
denen Flotte und die Sicherung der See-
wege. Nach ihrer Niederlage in der 
Schlacht bei Fehrbellin 1675 zogen sich die 
Schweden aus Brandenburg zurück. Das 

gab dem Kurfürsten neues Selbstbewusst-
sein und Ruhe. 

Afrikaner versklavten Afrikaner
Im selben Jahr lernte der Monarch den 
niederländischen Kaufmann und Reeder 
Benjamin Raule kennen, beide stellten 
mit Blick auf Ostindien übereinstim-
mende Interessen fest. Raule übersiedel-
te nach Brandenburg und stellte seine 
zehn Fregatten unter die Flagge des Gro-
ßen Kurfürsten. Durch Kaperung und 
nach dem Sieg über Schweden bei der 
Eroberung Rügens sowie der Belagerung 
Stettins und Stralsunds waren es 1680 
bereits 28 Schiffe, darunter 15 Fregatten 
– allerdings immer noch im Eigentum 
Raules. Friedrich Wilhelm kaufte daher 
neun der Schiffe gegen den Protest sei-
ner Räte. Raule riet dem Kurfürsten, als-
bald einen Ingenieur nach Afrika zu ent-
senden, um eine Festung zu errichten. 
Der Kurfürst sah die Zeit gekommen, von 
Europa den ersten Schritt Richtung Ost-
indien zu gehen, und befahl, finanziert 
von Raule, die „Wappen von Branden-
burg“ und die „Morian“ an die guineische 
Küste. Während die „Wappen von Bran-
denburg“ von Niederländern konfisziert 
wurde, gelang es Kapitän Philipp Pieter-
sen Blonck auf der kleineren „Morian“, 
mit drei Häuptlingen auf der Hochebene 
zwischen dem Kap der drei Spitzen und 
dem heutigen Prusi Akitakyi einen 

Schutz- und Handelsvertrag zu schlie-
ßen, der die brandenburgische Seite auch 
zum Bau einer Befestigung ermächtigte. 

Als 1682 allerdings der gerade 27-jähri-
ge Ostpreuße Otto Friedrich von der Groe-
ben von Emden aus mit der „Churprinz“ 
und der „Morian“ das Dorf wieder erreich-
te, war dieses zerstört und zwei der drei 
Häuptlinge in einem Krieg gegen benach-
barte Stämme gefallen. Der Machtbereich 
und das Existenzrecht der afrikanischen 
Stämme wurde ständig seitens anderer 
Stämme blutig angefochten, das Leben der 
Afrikaner war kurz. Das ist eine der histo-
rischen Grundlagen zur Bewertung des 

Sklavenhandels. Denn es waren in der Re-
gel nicht die Europäer, die Menschen ge-
fangennahmen, um sie zu versklaven. An 
der sogenannten Sklavenküste waren es in 
erster Linie Afrikaner, die Afrikaner gefan-
gennahmen, um sie den Europäern als 
Sklaven zu verkaufen. Begehrte Tauschwa-
re war in erster Linie Eisen für Waffen.

Als von der Groeben mit der „Chur-
prinz“ in Accoda, dem heutigen Akwidaa, 
landete, musste er mit den Cabisters 
(Häuptlinge) nicht lange verhandeln. Sie 
sagten ihm zu, dass die Brandenburger auf 
der dortigen Halbinsel ein Fort errichten 
dürften, was die Schiffsführung und die 
Häuptlinge auf der „Churprinz“ mit reich-
lich Branntwein begossen. Ernüchterung 
trat allerdings ein, als am folgenden Tag 
ein holländischer Kaufmann vom nahen 
Fort Elmina aus eintraf, in Accoda ein- und 
seine Fahne aufzog. Die „Churprinz“ fuhr 
zur Vermeidung eines Konflikts daraufhin 
wenige Meilen ostwärts und gelangte zum 
Dorf Poqueso, an dem der Berg Manfro, 
eine erhöhte Gesteinsformation, sich ein 
wenig in den Atlantik schiebt. Auch hier 
verhandelte von der Groeben mit Erfolg. 
Der Standort für die Hauptfestung stand 
damit fest. Von der Groeben hisste am 
2. Januar 1683 unter dem Klang von Pau-
ken und Schalmeien die kurbrandenburgi-
sche Fahne. Dazu schossen die kurbran
denburgischen Soldaten „mit fünf scharf 
geladenen Stücken das Neujahr“. Aus mit-

gebrachten Backsteinen errichteten die 
Brandenburger die Festung, die zum Zen-
trum des gerade einmal rund 16 Kilome-
ter langen und kaum einen Kilometer tie-
fen Schutzgebiets wurde.

Doch auch die vorangegangenen Ge-
spräche blieben nicht ungenutzt. In Acco-
da entstand ab 1685 unter Hauptmann 
Carl von Schnitter die zweite Befestigung 
auf der Halbinsel, die später nach der 
zweiten Frau des Kurfürsten Dorotheen-
schanze genannt wurde. Die Festung be-
steht als vom Dschungel überwachsene 
Ruine noch heute. Zwischen diesen bei-
den Festungen wurde am Kap der drei 
Spitzen beim Dorfe Taccrama eine weite-
re kleine Schanze, zuletzt Sophie-Luise-
Schanze genannt, errichtet. Ihr genauer 
Standort ist bis heute unbekannt. Die drei 
Anlagen bildeten das Wehr- und Handels-
gerüst für das Schutzgebiet Groß Fried
richsburg. Eine zusätzliche Handels-
Lodge in Taccarary, dem heutigen Takora-
di, wurde bereits 1688 von den Holländern 
eingenommen.

Sparsamkeit des Soldatenkönigs
Man darf sich über die Ausmaße des Pro-
tektionsgebiets keine falschen Vorstellun-
gen machen. Zwischen den beiden äuße-
ren Festungen Groß Friedrichsburg und 
der dreieckigen Dorotheenschanze liegen 
kaum 16 Kilometer Luftlinie. In die Tiefe 
des Landes ging der Machtanspruch der 
Brandenburger nur so weit, wie der 
Schuss einer Kanonenkugel reicht, denn 
Busch und Dschungel waren voller Gefah-
ren. Nicht wenige Brandenburger erlagen 
dem Gelbfieber, der Malaria, Schlangen-
bissen oder den Angriffen Einheimischer 
im Busch. Sie zogen daher nie ins Landes-
innere, sondern ließen sich Nahrungsmit-
tel und eben auch Sklaven von Einheimi-
schen zuführen.

Der ständige Mangel an Mitteln und der 
Verlust von Schiffen ließ die Handelskom-
panie in Emden alsbald bankrottgehen. Der 
sparsame Soldatenkönig Friedrich Wil-
helm I. verkaufte schließlich 1717 sämtliche 
afrikanische Besitzungen für 7200 Dukaten 
und „12 Negerknaben [...], von denen sechs 
mit goldenen Ketten geschmückt sein soll-
ten“ an die Niederländisch-Westindische 
Kompanie. Tatsächlich hatte der Soldaten-
könig der „Garde der langen Kerls“ zu de-
ren Aufwertung afrikanische Spielleute zur 
Seite gestellt. Damit endete nach nur 
30 Jahren die erste deutsche Unternehmung 
in Afrika, Preußen hatte im Reigen der auf 
den Weltmeeren im Sklavenhandel konkur-
rierenden Europäer nicht bestanden.

Doch erst 1724, vor 300 Jahren, konnten 
die Niederländer von Axim aus Groß Fried
richsburg einnehmen. Der noch heute in 
Ghana verehrte Großhäuptling Nana Kone 
(Jan Cunny) hatte die Festung nämlich 
noch über Jahre gehalten, bis er ins Landes-
innere verschwand. Der Legende nach soll 
Cunny die Fahne mit dem roten Adler 
Brandenburgs dabei mitgenommen haben, 
was im 19.  Jahrhundert den preußischen 
Oberstleutnant, Militärschriftsteller und 
Dichter Fedor von Köppen zu dem Huldi-
gungsgedicht auf Cunny bewogen haben 
mag, in dem es heißt: „Nun steigen Sonn’ 
und Sternenpracht / am Himmel auf und 
nieder. / Jan Cunny hält die Flaggenwacht. 
/ ‚Wann kehrt der Preuße wieder?‘“

GESCHICHTE & PREUSSEN

Nicht nur ein weißes Problem
Ein Blick auf das brandenburgische Schutzgebiet Groß Friedrichsburg zeigt, dass der Sklavenhandel nicht nur eine Schmach 

für Europa und Amerika ist. Vor 300 Jahren wechselte die Herrschaft von Nana Kone (Jan Cunny) zu den Holländern

b Bernhard Knapstein war 2016/17 auf 
Expedition in Ghana und hat auf der Fes-
tung Groß Friedrichsburg gewohnt. Ge-
meinsam mit dem unlängst verstorbenen 
Historiker und Autor Ralf Küttelwesch, der 
ebenfalls für die PAZ zur Kolonialge-
schichte geschrieben hat, hat er nach der 
verschollenen Sophie-Louise-Schanze ge-
forscht.
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Groß Friedrichsburg:
Die Collage aus dem 
frühen 20. Jahrhun-
dert bietet neben der 
ungefähren geographi-
schen Lage der Burg 
an der Goldküste 
Westafrikas und einer 
Skizze von ihr aus der 
Vogelperspektive auch 
zwei Porträts des Gro-
ßen Kurfürsten (rechts 
oben) und des Grün-
ders der kurbranden-
burgischen Kolonie 
und des gleichnamigen 
Forts, Otto Friedrich 
von der Groeben (links 
unten)

Foto: imago/H. 
Tschanz-Hofmann

„Nun steigen Sonn’ 
und Sternenpracht 
am Himmel auf und 

nieder. 
Jan Cunny hält die 

Flaggenwacht. 
Wann kehrt der 
Preuße wieder?“

Fedor von Köppen 
1830–1904
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HAUPTMANN VON KÖPENICK

Per Uniform zur 
Respektsperson

Vor 175 Jahren kam der Hochstapler Friedrich Wilhelm Voigt  
im ostpreußischen Tilsit zur Welt

VON VEIT-MARIO THIEDE

I ch bin geboren am 13. Februar 1849 
in Tilsit in Ostpreußen.“ So beginnt 
Friedrich Wilhelm Voigt seine 1908 
erschienene Autobiografie „Wie ich 

Hauptmann von Köpenick wurde“. Mit 
ihr versucht sich Voigt in ein gutes Licht 
zu setzen. An seinen Straftaten waren im-
mer die anderen schuld. Zunächst sein 
spielsüchtiger und gewalttätiger Vater, 
dann falsche Freunde und schließlich Po-
lizeibeamte, die ihn nach verbüßter 
Zuchthausstrafe auswiesen, wo immer er 
sich niederließ. In seiner Not veranstalte-
te er schließlich am 16. Oktober 1906 die 
„Köpenickiade“ im Rathaus der damali-
gen Stadt Cöpenick.

Inzwischen ist ihm Köpenick, das seit 
1931 auch amtlich am Anfang mit „K“ ge-
schrieben wird, für die „Köpenickiade“ 
dankbar. In der dem Hauptmann gewid-
meten Dauerausstellung „Der Haupt-
mann von Köpenick – Vom Sträfling zur 
Legende“ ist zu lesen: „Für Köpenick ist 
Voigts Raubzug bis heute ein Glücksfall 
und lockt immer noch zahlreiche Besu-
cher in den seit 1920 zu Berlin gehören-
den Ort.“ Zunächst war sie am Schauplatz 
des Verbrechens zu sehen: dem 1905 ein-
geweihten Rathaus. Das am Stil der mär-
kischen Backsteingotik orientierte Bau-
werk weist einen prächtig gestalteten 
Haupteingang auf. Der in Bronze gegosse-
ne Hauptmann von Köpenick verlässt ge-
rade die unterste Treppenstufe. Viele Be-
sucher Köpenicks lassen sich mit der 1996 
von Spartak Babajan geschaffenen Figur 
fotografieren.

Das Motiv ist umstritten
Da das Rathaus wegen Sanierungsmaß-
nahmen bis Ende 2024 geschlossen bleibt, 
ist die Dauerausstellung 2022 in die nicht 
weit entfernte Joseph-Schmidt-Musik-
schule, Freiheit 15, 12555 Berlin, umgezo-
gen, wo sie bis auf die Schulferien und 
unterrichtsfreien Tage werktags von 9 bis 
21 Uhr zu sehen ist. Die Schau besteht aus 
einem Dutzend Tafeln, die informative 
Texte sowie Reproduktionen von Foto-
grafien, Graphiken und wichtigen Doku-
menten aufweisen. Über den Hauptmann 
von Köpenick kursieren viele Halbwahr-
heiten und unbewiesene Behauptungen. 
Die Tafelschau präsentiert nur das, was 
sich belegen lässt.

Was der gelernte Schuhmacher Wil-
helm Voigt vor seiner Köpenickiade trieb, 
hat er in seiner Autobiographie geschil-
dert. Die ist in der Musikschule zusam-
mengekürzt auf einen tabellarischen Le-
benslauf, der vor allem Diebstähle und 
Urkundenfälschungen sowie die dafür 
erhaltenen Gefängnis- und Zuchthaus-
strafen aufzählt. Bemerkenswert ist, dass 
er offenbar von 1879 bis 1888 ein recht-
schaffenes Leben als Arbeiter in wech-
selnden Schuhfabriken führte. In seiner 
Selbstdarstellung gibt er als Arbeitsstatio-
nen Erfurt, Eisenach, Budapest, Odessa, 
Lodz, Riga und Potsdam an. Dann aber 
brach er mit einem Komplizen in der 
Kreisstadt Wongrowitz, Regierungsbezirk 
Bromberg, Provinz Posen in das Kassen-
zimmer des Gerichts ein. 

Nach 15 Jahren Zuchthaus vermittelte 
ihm der Anstaltsgeistliche im Februar 
1906 einen Arbeitsplatz als Schumacher 
in Wismar. Nach wenigen Wochen ereilte 
ihn unerwartet die Ausweisung aus der 
Stadt. Er schreibt: „Hier beginnt eigent-
lich schon der Tag von Köpenick!“ Auch in 
Berlin und den umliegenden Orten wollte 
ihn die Polizei nicht dulden. Daher bean-
tragte er einen Pass, um im Ausland zu 
arbeiten. Doch den verweigerten ihm die 
Behörden.

Daraufhin beschloss Voigt, Passfor-
mulare zu stehlen und selbst auszufüllen. 
So stellte er es zumindest selbst dar. Sein 
Biograph Winfried Löschburg hingegen 
vermutet, dass es Voigt in Wirklichkeit 
um zwei Millionen Mark – der Goldwert 
einer Goldmark liegt heute bei mehr als 
zwanzig Euro – gegangen sei, von denen 
er gehört hatte, dass sie im Köpenicker 
Rathaus im Panzerschrank lägen. Wie 

dem auch sei, jedenfalls stellte er sich bei 
Trödlern eine Hauptmannsuniform zu-
sammen und rekrutierte in Berlin zehn 
echte Wachsoldaten und den Gefreiten 
Klapdohr. Der falsche Hauptmann war 
spendabel. So bezahlte er nicht nur die 
Bahnfahrkarten nach Köpenick, sondern 
gab den Soldaten auch Bier und Bock-
wurst aus. 

In Cöpenick angekommen, ließ der 
Hauptmann das Rathaus besetzen. Den 
Bürgermeister nahm er gefangen. Passfor-
mulare gab es im Rathaus nicht, aber da-
für eine Stadtkasse. Die plünderte er nun 
formvollendet, indem er dem Kämmerer 
befahl, das Geld zu zählen und ihm auszu-
händigen. Das tat der Kämmerer erst, 
nachdem der Hauptmann die ihm vorge-
legte Quittung unterschrieben hatte. Er 
unterschrieb mit dem Nachnamen seines 
letzten Zuchthausdirektors, „von Malz-
ahn“, dass er 4000 Mark und 70 Pfennige 
erhalten habe. Tatsächlich aber nahm er 
nur Bargeld in Höhe von 3557 Mark und 45 
Pfennig. Der in der Quittung angegebene 
höhere Betrag erklärt sich nach der Dar-
stellung des Tatgeschehens im Gerichts-
urteil dadurch, dass der Rendant verse-

hentlich die von Voigt nicht mitgenom-
menen Zinsscheine der Köpenicker Stadt-
anleihe über 443  Mark und 25  Pfennige 
eingerechnet hatte.

Ein „genialer Kerl“ laut Wilhelm II.
Aus dem mit einer Fahndungszeichnung 
ausgestatteten Steckbrief geht hervor, 
dass auf den unbekannten Täter 
3000  Mark Kopfgeld ausgesetzt waren. 
Zehn Tage nach der Tat nahm die Polizei 
den von einem ehemaligen Komplizen 
verpfiffenen Voigt in Berlin fest. Er ge-
stand unverzüglich – und brachte es so-
gleich zu großer Popularität. Das Satire-
blatt „Simplicissimus“ widmete ihm im 
November 1906 die „Spezial-Nummer 
Köpenick“. Das Titelbild gestaltete Tho-
mas Theodor Heine: „Der König von Nor-
wegen überreicht dem Hauptmann von 
Köpenick den Friedenspreis der Nobel-
stiftung, weil es ihm in unübertrefflicher 
Weise gelungen ist, den Militarismus lä-
cherlich zu machen.“ Das Berliner Land-
gericht verurteilte Voigt zu vier Jahren 
Gefängnis. 

Die „Abschrift der Verfügung über  
Voigts Begnadigung“ informiert uns, dass 

ihm der in seiner Sommerresidenz Kas-
sel-Wilhelmshöhe weilende Kaiser Wil-
helm II. am 15. August 1908 die Reststrafe 
erließ. Überhaupt scheint der preußische 
Monarch auf den Hochstapler mit Wohl-
wollen und auch Humor reagiert zu ha-
ben. Dass er ihn als „genialen Kerl“ lobte, 
gilt als historisch gesichert. Als nicht ver-
bürgt gelten die dem Imperator Rex zu-
geschriebenen Worte: „Da kann man se-
hen, was Disziplin heißt. Kein Volk der 
Erde macht uns das nach!“

Nach seiner Haftentlassung trat Voigt 
in seiner Paraderolle des Hauptmanns 
von Köpenick auf. Auf den Polizeifotos 
sieht er krank, ausgemergelt und herun-
tergekommen aus. Auf den Autogramm-
karten, die er nach der Freilassung anfer-
tigen ließ, präsentiert er sich in gehobener 
bürgerlicher Kleidung, gepflegt und wohl-
genährt. Mit den Autogrammkarten, sei-
ner Autobiographie sowie Auftritten im 
Panoptikum und Zirkus, zu denen ihn 
zeitweise der vormalige Gefreite Klap-
dohr begleitete, verdiente er in den nächs-
ten Jahren sein Geld. Ab 1910 wohnte Wil-
helm Voigt in Luxemburg, wo er am 3. Ja-
nuar 1922 starb.

DEUTSCH-NEUGUINEA

Als Berlin  
von Madrid 

Inseln kaufte
Als sich abzeichnete, dass Spanien den 
Krieg gegen die Vereinigten Staaten 
und damit auch sein überseeisches 
Kolonialreich verlieren würde, be-
schloss das Deutsche Reich, diese Ge-
biete nicht widerstandslos den USA zu 
überlassen, sondern zu versuchen, 
möglichst im Einvernehmen mit bei-
den Kriegsparteien etwas davon abzu-
bekommen. Berlin streckte deshalb 
nach beiden Seiten die Fühler aus 
– und das durchaus erfolgreich. 

Am 9. Juli 1898 informierte Unter-
staatssekretär Oswald von Richtho-
fen den US-Botschafter in Berlin, An-
drew Dickson White, über Deutsch-
lands Interesse an Samoa, den Karo-
linen und Stützpunkten auf den Phil-
ippinen. Die USA zeigten sich konzes-
sionsbereit. Daraufhin signalisierte 
der deutsche Botschafter in Spanien, 
Joseph Maria von Radowitz, dem spa-
nischen Außenminister Interesse an 
den Karolineninseln Kusaie, Ponape 
und Yap. Auch Spanien zeigte sich 
entgegenkommend. Am 10. Septem-
ber 1898 stellte Spanien Deutschland 
in einem bilateralen Geheimabkom-
men Verkaufsbereitschaft nach dem 
Abschluss eines Friedensabkommens 
mit den USA in Aussicht.

Nach der Unterzeichnung des Pa-
riser Friedens am 10. Dezember 1898 
signalisierte das Reich den USA guten 
Willen, indem es auf seine Ansprüche 
auf Wake verzichtete. Am 17. Januar 
1899 nahm die Besatzung eines US-
Kanonenbootes das Atoll für ihr Land 
in Besitz, das zwischen San Francisco 
und der Metropole der im Pariser 
Frieden zugesprochenen Philippinen, 
Manila, eine Kabelstation auf eige-
nem Territorium errichten wollte. 

Auch Belgien versuchte mitzumi-
schen. Dessen König Leopold  II. 
machte Spanien den Vorschlag, dass 
es einer belgischen Handelsgesell-
schaft seine Südseeinseln nur ver-
pachtet, statt sie dem Reich gleich zu 
verkaufen. Nach entsprechendem 
deutschen Druck zog der König des 
Kleinstaates jedoch seinen Vorschlag 
zurück. 

Schließlich zeigte auch noch Ja-
pan Interesse, aber bevor es zu einer 
Konkretisierung kommen konnte, 
schlugen die Deutschen zu – und nah-
men dafür auch einen relativ hohen 
Preis in Kauf. In einem Abkommen 
vom 12. Februar 1899 übernahm das 
Reich von Spanien die Karolinen, die 
nördlichen Marianen und Palau. Da-
für zahlte es dem bisherigen Besitzer 
25 Millionen Peseten. Das waren um-
gerechnet knapp 17 Millionen Mark. 
Der Goldwert einer Goldmark liegt 
heute bei mehr als zwanzig Euro. 

Am 19. und 21. Juni 1899 stimmten 
erst die spanische Volksvertretung 
und dann der Reichstag zu. Freisinni-
ge Volkspartei und SPD verweigerten 
im deutschen Parlament ihre Zustim-
mung. Während bei den Sozialdemo-
kraten grundsätzliche Überlegungen 
eine Rolle spielten, waren aus Sicht 
der Linksliberalen die Inseln zu teuer 
und zu unwirtschaftlich. Die Linke 
konnte mit ihren Reichstagsstimmen 
den Kauf jedoch nicht verhindern. 
Verwaltungstechnisch wurde der 
Neuerwerb Deutsch-Neuguinea zu-
geschlagen.

Für das absteigende Spanien be-
siegelte der Verkauf die Aufgabe Spa-
nisch-Ostindiens. Für das aufstre-
bende Deutschland war der Erwerb 
Teil des Aufbaus eines Kolonialrei-
ches, das niemals die angestrebte 
Größe erreichte.	� Manuel Ruoff
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„Für Köpenick ist  
Voigts Raubzug bis 

heute ein Glücksfall 
und lockt immer noch 
zahlreiche Besucher in 
den seit 1920 zu Berlin 

gehörenden Ort“:
 Seit 1996 wird der 

Hauptmann von  
Köpenick am  

Haupteingang des  
Tatortes durch eine  

lebensgroße  
Bronzestatue geehrt, 

die nach einem  
Entwurf des Armeniers 
Spartak Babajan in der 

Kunstgießerei Seiler 
entstand

Foto: Membeth
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VON DAGMAR JESTRZEMSKI

D eutschland und die meisten 
übrigen EU-Länder sowie 
Norwegen haben sich für eine 
Wasserstoffwirtschaft als 

wichtigen Baustein auf ihrem nationalen 
Pfad der Transformation zu einer soge-
nannten klimaneutralen Energieversor-
gung entschieden. Jedoch hat sich kein 
Land außer Deutschland für den problem-
behafteten, teuersten und für eine An-
wendung in größerem Umfang noch un-
erprobten Energieträger Wasserstoff als 
Kernelement seines zukünftigen Energie-
systems entschieden. Mit Unmengen an 
Wasserstoff-Importen aus Ländern über-
wiegend im globalen Süden will Deutsch-
land seine Energiewende fortsetzen. Pro-
jekte zur Herstellung in Lateinamerika, 
dem arabischen Raum und Afrika laufen 
auf Hochtouren.

Zugleich wird der Aufbau einer inlän-
dischen Wasserstoff-Wirtschaft vorange-
trieben. Zwar hält eine neue Analyse der 
EU-Kommission die Elektrolyse von Was-
serstoff in Deutschland auch langfristig 
für unwirtschaftlich. Dennoch sehen Ex-
perten des Fraunhofer-Instituts, des Rei-
ner Lemoine Instituts und des Dienstleis-
ters Infracon Infrastruktur Service künfti-
ge „Kraftzentren“ für die Produktion von 
„regenerativ“ erzeugtem Wasserstoff in 
der Uckermark und der Lausitz. Woher 
soll aber das für die Elektrolyse benötigte 
hochreine Wasser kommen? Immer mehr 
Regionen in Deutschland leiden seit etwa 
17 Jahren, wohl nicht zufällig parallel zum 
fortgesetzten Ausbau der Windenergie, 
zunehmend unter Wasserknappheit. 

Doch dafür haben die Experten eine 
Lösungsidee: Abwasser, das bei der Auf-
bereitung von Hüttengasen bei der Stahl-
produktion zurückbleibt. In der Ucker-
mark könne es ausreichend Wasser für die 
Wasserstoff-Industrie geben, wenn die 
PCK-Raffinerie in Schwedt kein Benzin 
und keinen Diesel mehr herstelle. Dann 
werde Wasser frei für die Produktion von 
Wasserstoff. Jedoch: „In den Plänen des 
Landes Brandenburg tauchen Schätzun-
gen zum höheren Wasserbedarf nicht auf. 
Scheut sich die Politik, diese Rechnung 
aufzumachen?“, fragten Autoren des 
„Freitag“ im März 2023.

Menschen brutal vertrieben
Die Sorgen im Kanzleramt und im Wirt-
schaftsministerium wegen möglicher 
Notlagen bei der Energieversorgung müs-
sen groß sein. So erklärt sich, dass Beden-
ken hinsichtlich sicherheitspolitischer 
Risiken und Menschenrechtsverletzun-
gen in den kooperationswilligen Ländern 
nicht öffentlich angesprochen werden. 
Deutschland sagte bisher für den Aufbau 
einer „grünen“ Wasserstoffwirtschaft und 
geeigneter Hafenanlagen für den Wasser-
stoff-Export Milliardeninvestitionen für 
Mexiko, Uruguay, Kanada, Namibia und 
Südafrika zu. Weitere Wasserstoff-Part-
nerschaften wurden innerhalb von kaum 
zwei Jahren mit Australien, Chile, Angola, 
Ägypten, Marokko, Mauretanien, Niger 
und Saudi-Arabien eingeleitet. Bundes-
kanzler Olaf Scholz will auch Nigeria in 
die bunte Palette von bereits mehr als ei-
nem Dutzend Wunschlieferanten des 
„grünen“ Wasserstoffs aufnehmen. 

Zu Deutschlands Kooperationspart-
nern zählt das autokratische Regime von 
Saudi-Arabien. Das Land will weltgrößter 
Hersteller von „grünem“ Wasserstoff 
werden. Die Pläne stehen im Zusammen-
hang mit dem umstrittenen Bau der Me-
gacity „Neom“ im Nordwesten der saudi-
arabischen Wüste, gelegen inmitten einer 
„Wirtschaftszone“ gleichen Namens am 
Golf von Akaba und am Roten Meer. 

Dort soll der Wind- und Solarstrom 
für die auch „The Line“ genannte Plan-
stadt auf schätzungsweise 30.000 Quad-
ratkilometern erzeugt werden. Der Ent-
wurf zeigt ein schnurgerades, 170 Kilome-
ter langes Bauwerk aus Wolkenkratzern 
mit verspiegelten Fenstern. 500 Meter 
hoch und 200 Meter breit, soll die futuris-
tische Wüstenstadt bis zur Fertigstellung 

2045 Wohnraum für neun Millionen Men-
schen bieten. 

Unter dem Titel „Auf saudischem Blut 
aufgebaut“ berichtete die „Tagesschau“ im 
vergangenen November über die Vertrei-
bung und zwangsweise Umsiedlung von 
mindestens 28.000 Beduinen aus drei Dör-
fern, um Platz für die Stadt der Zukunft zu 
schaffen. Bereits vor mehr als einem Jahr 
hatte die „taz“ über die Vertreibung, Ver-
folgung und Schikanierung von 150 Ein-
wohnern seit 2020 berichtet, die teilweise 
gewaltsam aus ihren Häusern geholt und 
200 Kilometer weit ins Inland deportiert 
wurden. 

Mindestens fünf Männer, die sich ge-
weigert hatten, ihre Häuser zu verlassen, 
sollen angegriffen und getötet oder zum 
Tode verurteilt und hingerichtet worden 
sein. In 50 Fällen sollen lange Haftstrafen 
verhängt worden sein. Menschenrechts-
gruppen hatten von den Beratungsunter-
nehmen für „Neom“ gefordert, die Zusam-
menarbeit auszusetzen. 

Der Hafenort Maqna am Golf von Aka-
ba ist Ausgangspunkt von „The Line“. 
Nachdem die Einwohner deportiert wa-
ren, begann hier der Bau des derzeit welt-
größten Zentrums für „grünen“ Wasser-
stoff namens „Helios“. Deutschland hat 
das Projekt mit einer Hermes-Bürgschaft 
in unbekannter Höhe abgesichert und för-
dert die Begleitforschung. 

„Ökologisch verheerend“
Gebaut wird die Mega-Anlage von der 
deutschen ThyssenKrupp-Tochter Nuce-
ra gemeinsam mit Air Products aus den 
USA, einem Hersteller von Industriega-
sen. Nucera hat seither seinen Umsatz 
vervielfacht und erzielte beim Börsen-
gang im Juli dieses Jahres 500 Millionen 
Euro. Im September stieg das Unterneh-
men in den S-DAX auf. Der Wind- und 
Solar-Strom für die Anlagen zur Meerwas-
serentsalzung und für die Produktion von 
Wasserstoff und Ammoniak kommt aus 
der „Wirtschaftszone“. Die Bundesregie-

rung will ihre Beteiligung an dem Projekt 
trotz der schweren Menschenrechtsver-
letzungen nicht aufgeben. „Die Wasser-
stoff-Kooperation, die dort stattfindet, ist 
ökologisch wie menschenrechtlich ver-
heerend“, sagt dagegen Franziska Müller, 
Juniorprofessorin für Klimapolitik an der 
Universität Hamburg: „Der grüne Wasser-
stoff wird, um es plakativ auszudrücken, 
mit Blut bespritzt.“ Die Bundesregierung 
solle sich daraus zurückziehen. 

Scharfe Kritik in Namibia
Der Wasserstoff-Experte Tobias Heindl 
ist laut dem TV-Magazin „Fakt“ aus dem 
Projekt „Helios“ ausgestiegen. Er ist jetzt 
Mitarbeiter bei dem deutsch-namibi-
schen Wasserstoffprojekt „Hyphen Hyd-
rogen Energy“, einem Joint Venture des 
brandenburgischen Energieunterneh-
mens Enertrag und der britischen Nicho-
las Holdings (die PAZ berichtete). Die 
Wasserstoff-Fabrik einschließlich giganti-
scher Windparks und Photovoltaikanla-
gen soll am Hafen der Kleinstadt Lüderitz 
und südlich davon im Tsau/Khaeb-Natio-
nalpark der Namib-Wüste auf rund 2000 
Quadratkilometern realisiert werden. 
Wasserstoff, der im Inland für die Strom-
erzeugung nicht gebraucht wird, soll laut 
Plan nach Deutschland und Europa ex-
portiert werden. 

Doch in Namibia gibt es eine aufmerk-
same Zivilgesellschaft. Deren Vertreter 
äußerten jüngst über das Medienportal 
„africanarguments.org“ scharfe Kritik an 
der geplanten Natur- und Umweltzerstö-
rung für die Erzeugung des als „grün“ de-
klarierten Wasserstoffs im Schutzgebiet 
Tsau/Khaeb. „Wir werden in einem ge-
meinschaftlichen Aufruf an den Präsiden-
ten die Veröffentlichung aller Einzelhei-
ten der im März unterzeichneten Verein-
barung der Regierung (mit Hyphen) ein-
fordern. Geheimniskrämerei öffnet Türen 
und Tore für Korruption“, erklärte der 
Bürgerrechtler Graham Hopwood, Direk-
tor des Institute of Public Policy Research 

(IPPR) während einer Diskussion in 
Windhoek über das Vorhaben Anfang No-
vember vergangenen Jahres. 

Der Biologe Jean-Paul Roux äußerte bei 
dem Gespräch in der namibischen Haupt-
stadt große Sorge: „Die Halbinsel Lüderitz 
grenzt im Süden an Angra Point, ein einzig-
artiges Ökosystem im südlichen Afrika. 
Der Tsau/Khaeb-Nationalpark ist einer der 
großen Biodiversitäts-Hotspots im südli-
chen Afrika. In der trockenen Sommersai-
son sieht die Landschaft öde und leblos 
aus. Der Winterregen bringt jedoch eine 
Explosion seltener Pflanzen hervor, man-
che davon bis zu 90 Jahre alt und ende-
misch. Man findet hier 1000 verschiedene 
Pflanzenarten auf einem einzigen Quad-
ratkilometer.“ 

Viele der Anwesenden bei der Wind-
hoeker Diskussionsrunde beschäftigte die 
Frage: „Wer profitiert eigentlich von der 
unvermeidbaren Zerstörung eines einzig-
artigen Ökosystems und der Lebensart ei-
ner Kleinstadt wie Lüderitz?“ Aus Latein-
amerika kommt aus akademischen Krei-
sen ebenfalls vernichtende Kritik an den 
Projekten für angeblich „nachhaltig“ er-
zeugten Wasserstoff, die westliche Länder 
mit großen Geldversprechen in den glo-
balen Süden auslagern wollen. 

„Vermeintlich nachhaltig“
In seiner Untersuchung „Sieben kritische 
Punkte des grünen Wasserstoffs“ schreibt 
der Soziologe Daniel Pena von der „Ko-
ordinierungsgruppe für das Wasser“ in 
Uruguay: „Sie bezeichnen sich selbst als 
,grün‘ und betonen damit den ,nachhalti-
gen‘ oder ,ökologischen‘ Charakter der 
neuen Energiewelle. Eine sinnvolle, tief-
greifende und wissenschaftliche Umwelt-
analyse dieser vermeintlich nachhaltigen 
Alternativen muss aber den gesamten 
‚Produktlebenszyklus‘ berücksichtigen. 
Auch seine Risiken und Nachteile – und 
nicht nur die Möglichkeit, ein Endprodukt 
ohne CO₂-Gehalt herzustellen.“ Pena 
bringt die ausgeblendeten Aspekte auf 

den Punkt: „Elektrolysetechniken sind 
das Herzstück der ,grünen‘ Wasserstoff-
industrie. Diese Geräte ermöglichen die 
Aufspaltung des Wassermoleküls durch 
elektrischen Strom in Wasserstoff- und 
Sauerstoff-Moleküle. Allerdings verwen-
den Elektrolyseanlagen mit ihren Elektro-
den diverse Mineralien wie Stahl und Ni-
ckel, deren Gewinnung ebenfalls mit sehr 
hohen Umweltschäden und sozialen Pro-
blemen verbunden ist. Die Metalle kom-
men vor allem in Russland, Indien, den 
Philippinen und Australien vor. Soge-
nannte PEM-Elektrolyseanlagen nutzen 
für die Aufspaltung des Wassers Platin 
und Iridium an den Elektroden, neben 
den Polymerelektrolytmembranen 
(PEM). Russland ist mit einem Anteil von 
13 Prozent am Gesamtangebot der zweit-
größte Platinlieferant für Europa und die 
Welt, nach dem weltweit größten Liefe-
ranten Südafrika.“ 

Sorge ums seltene Balsaholz
Aus diesen Fakten zieht der uruguayische 
Soziologe den Schluss: „Jeder mag sich 
selbst vorstellen, wie eine Gegend aus-
sieht, die komplett flächendeckend mit 
Windrädern und Solarpaneelen in eine 
Industriebrache umgewandelt wird und 
welche Auswirkungen die Installationen 
auf die Natur und die klimatischen Ver-
hältnisse dieser Regionen hätten. Es ist 
auch mehr als fraglich, ob andere Länder 
ihre Landschaften derartig verschandeln 
werden, um für die deutsche Energie-
wende ,grünen‘ Wasserstoff zu produzie-
ren. Von den Kosten gar nicht zu reden. 
Ein Innenteil der Rotorblätter der Wind-
kraftwerke wird aus dem besonders 
leichten Balsaholz gefertigt, dessen Welt-
vorkommen zu 75 Prozent im National-
park Yasuní in Ecuador beheimatet sind. 
Wo bleiben die Rechte der Zivilgesell-
schaft und deren Entscheidungsbefugnis 
über die Platzierung dieser ,grünen‘ In-
dustrieanlagen in ihren unmittelbaren 
Lebensbereichen?“
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„KLIMASCHUTZ“

Soll Nutznießer einer gewaltigen Wasserstoffproduktion werden: Die geplante Retortenstadt „Neom“ in der saudischen Wüste� Foto: imago/abacapress

Die dunklen Schatten  
des „grünen“ Wasserstoffs

In vielen Teile der Welt sucht die Bundesregierung nach Partnern für ihre Energiewende. Doch an immer 
mehr Orten wächst der Widerstand gegen ökologisch und wirtschaftlich zweifelhafte Mammutprojekte



VON UWE HAHNKAMP

D as Amtsgericht in Lyck hat 
am 19. Januar den Pfarrer der 
katholischen Kirche des Hei-
ligen Josef des Handwerkers 

in Neuendorf der Zerstörung des alten 
evangelischen Friedhofs des Dorfs für 
schuldig befunden und ihn dafür zu einer 
Geldstrafe von umgerechnet 2000 Euro 
sowie einer Ausgleichszahlung von etwa 
3100 Euro zugunsten der Nationalen 
Stiftung für Denkmalschutz verurteilt. 
Dieselbe Strafe erhielt der Mann, der  
die Arbeiten auf dem Friedhof geleitet 
hatte.

Mit diesem Urteil, gegen das noch Be-
rufung beim Bezirksgericht in Suwalken 
möglich ist, setzte das Amtsgericht einen 
vorläufigen Schlusspunkt unter eines der 
unrühmlichsten Kapitel des Umgangs 
mit der lokalen und regionalen Geschich-
te Ostpreußens. 

Die Tat, um die es geht, geschah im 
Frühling 2021. Freunde der lokalen Ge-
schichte aus Lyck informierten im April 
darüber, dass auf dem alten evangeli-
schen Friedhof in Neuendorf Bäume ge-
fällt und eine Nivellierung des Terrains 
durchgeführt würden, die alte masuri-
sche Gräber zerstörten. Der Pfarrer 
sprach von einer „gezielten Hetzjagd“ 
und versicherte, die Gemeinde als Eigen-
tümer habe das Recht, Platz für neue 
Grabstellen zu schaffen. 

Empörung weit über regionale 
Grenzen hinaus
Nach der Enthüllung des Sachverhalts 
stoppte der zuständige Denkmalschüt- 
zer die Arbeiten, und die Gemeinde Lyck 
eröffnete von Amts wegen ein Verfahren 
wegen illegalen Fällens von Bäumen. Im 
September 2021 erlegte die Gemeinde 
der katholischen Pfarrgemeinde in Neu-
endorf für das Fällen ohne Genehmigung 
von 269 Bäumen auf dem Friedhof eine 
Strafe von umgerechnet über 420.000 
Euro auf. Gleichzeitig wurde ein ge-
trenntes strafrechtliches Verfahren  
gegen den Pfarrer und den Bauleiter  
eingeleitet, das jetzt mit dem Urteil zu 
Ende ging.

Obwohl dem Pfarrer „als Verwalter 
des Vermögens der Gemeinde bewusst 
war, dass die Fläche des alten Friedhofs 
unberührt bleiben sollte, hat er diesen 
Ort der Ruhe und die menschlichen 
Überreste geschändet“, wie es die Ankla-
ge formulierte. Mehrere Dutzend Bäume 
mit Stammdurchmessern von 50 Zenti-
metern wurden gefällt sowie mit schwe-
rem Gerät ihre Wurzelstöcke entfernt. 
Daraus resultierten Zerstörungen und 
Schäden an Gräbern und Grabsteinen 
des in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts angelegten evangelischen Fried-
hofs mit besonderen Quartieren für Op-
fer des Ersten Weltkriegs. Dokumentiert 
wurden die Verwüstungen unter ande-
rem von der einzigen protestantischen 
Abgeordneten zum polnischen Sejm, 
Urszula Pasłwaska, die dort die Kommis-
sion für Umweltschutz, natürliche Res-
sourcen und Forstwesen leitet.

Besondere Empörung löste der Pfar-
rer dadurch aus, dass er ungerührt er-

klärte, er als Verwalter des einzigen 
Friedhofs des Dorfes habe Platz für neue 
Grabstellen schaffen müssen, das sei im 
Einvernehmen mit dem Gemeinderat, 
der Gemeinde und der Kurie in Lyck ge-
schehen, und der Friedhof sei sowieso 
alt, überwachsen und seine Gräber seit 
Jahren von niemandem mehr gepflegt 
worden. Daher sei das doch nicht 
schlimm gewesen.

Unwissenheit oder Absicht?
Die fehlende Pflege hat ihren Grund in 
der Vertreibung der Masuren, deren Vor-
fahren in den Gräbern geruht haben, die 
2021 zerstört wurden. Der Masuren, die 
bis 1945 diese Gegend bewohnt haben 
und nach dem Zweiten Weltkrieg wie an-
dere ethnische Minderheiten von den 
kommunistischen Machthabern schika-
niert wurden. Die Tat des Pfarrers sehen 
Freunde der Geschichte als Beweis, dass 
die komplizierte Geschichte Masurens 
nicht verstanden wird.

Die evangelischen Geistlichen, die 
sich als Vertreter der masurischen evan-
gelischen Gemeinschaft verstehen,  
welche seit Jahrhunderten in der Region 
lebt, brachten ihre Entrüstung über  
die Zerstörung des Friedhofs hingegen 
mit sehr deutlichen Worten zum Aus-
druck, die der Tat bewusste Absicht un-
terstellen: 

„Wir sind beunruhigt, dass solche 
Praktiken immer häufiger werden. Sie 
zielen darauf ab, die masurische und 
evangelische Geschichte dieser Erde 
vollständig zu zerstören und zu zermal-
men. Besonderen Abscheu weckt die Tat-
sache, dass auf diese Weise menschliche 
Überreste behandelt werden, die unab-
hängig von Bekenntnis oder Nationalität 
besondere Achtung verdienen.“ Das Ur-
teil ist gefällt, dem Friedhof und den In-
formationen zu Personen und zur Ge-
schichte, die dort einmal zu finden wa-
ren, hilft es aber nichts mehr. Sie sind zu 
einem großen Teil verloren.
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Die Projektdokumentation für die Restau-
rierung der Königin-Luise-Brücke in Tilsit, 
die den Status  eines Objekts des kulturel-
len Erbes von regionaler Bedeutung hat, ist 
abgeschlossen. Ende November wurde be-
reits die notwendige historische und kultu-
relle Begutachtung durchgeführt. Die Do-
kumentation für die Restaurierung der 
Brücke wurde von der Königsberger Firma 
„ExpertProjectRestoration“ erstellt.

Der Gesamtzustand der Brücke wurde 
als unbefriedigend bewertet, als für ihren 
Betrieb nicht mehr angemessen. Die Brü-
cke besteht aus neun Feldern, einschließ-
lich der Zugvorrichtung. Die Projektplaner 
haben vorgeschlagen, die verlorenen Fens-
teröffnungen in den Räumen der Bewe-
gungsmechanismen wiederherzustellen 
und den Dachbodenöffnungen ihre ur-
sprüngliche Form zurückzugeben. Außer-

dem ist geplant, das Geländer des ersten 
Brückenpfeilers in seiner historischen 
Form wiederherzustellen.

Ursprüngliches Aussehen angestrebt
Die Experten schlugen ebenfalls vor, die 
Deckschicht der Stütze für die verstellba-
ren Mechanismen wiederherzustellen, die 
Uferstütze zu reparieren und die Granit-
verkleidung zu erneuern. Die Experten-
kommission kam zu dem Schluss, dass die 
Sanierungslösungen keine Veränderungen 
an den Fassaden der Brücke nach sich zie-
hen sollten und sie es ermöglichen, das 
Bauwerk in einen ordnungsgemäßen tech-
nischen Zustand zu versetzen. Es ist ge-
plant, die Arbeiten aus dem Föderations-
haushalt zu finanzieren.

Die Projektplaner sagten, dass man die 
Wiederherstellung der Brücke nicht zu 

lange hinauszögern dürfe, da augrund ih-
res schlechten Zustands der Verkehr be-
reits Anfang 2020 eingeschränkt werden 
musste. 2022 wurde sie dann komplett für 
den Verkehr gesperrt. Die Vollsperrung 
sollte also eine reibungslose Durchfüh-
rung der Sanierungsarbeiten ermöglichen.

Die Königin-Luise-Brücke wurde zwi-
schen 1904 und 1907 im Neobarockstil er-
baut. Während des Zweiten Weltkriegs 
wurden die Brückenpfeiler und das Nord-
portal zerstört. Das Bauwerk wurde 1947 
relativ schnell wieder aufgebaut. Eine um-
fangreiche Restaurierung des Brückenpor-
tals war bereits in den Jahren 2002 bis 
2003 durchgeführt worden. Das Flachre-
lief der Königin Luise, Bronzevasen und 
andere architektonische Elemente des 
Hauptbogens wurden damals restauriert.

� Jurij Tschernyschew

TILSIT

Die Königin-Luise-Brücke wird restauriert
Die Projektdokumentation der Königsberger Firma „ExpertProjectRestoration“ wurde behördlich geprüft und genehmigt

FRIEDHOF NEUENDORF

Keine Ehrfurcht vor den Toten
Ein katholischer Pfarrer, der die Verwüstung der Ruhestätte veranlasste, wurde mit Geldstrafe belegt

b MELDUNGEN

Einfluss auf 
Warschau
Allenstein – Die neue polnische Re-
gierung unter Donald Tusk von der 
Bürgerkoalition (KO) nimmt ihre  
Arbeit auf. Drei Abgeordnete aus der 
Woiwodschaft Ermland-Masuren ha-
ben eine besondere Verantwortung. 
Sie stehen zukünftig an der Spitze 
dreier parlamentarischer Kommissio-
nen. Die Nummer 1 auf der Liste der 
KO, Janusz Cichoń, leitet die Kommis-
sion für öffentliche Finanzen, der  
frühere Marschall der Woiwodschaft 
Ermland-Masuren, Jacek Protas 
(ebenfalls KO), steht der Kommission 
für territoriale Selbstverwaltung und 
Regionalpolitik vor, und die einzige 
Protestantin im polnischen Sejm, Urs-
zula Pasławska von der Polnischen 
Bauernpartei PSL führt wie bisher die 
Kommission für Umweltschutz, na-
türliche Ressourcen und Forstwesen. 
Diese ist zuständig für Umweltschutz, 
Klima, Abfallwirtschaft und Erneuer-
bare Energiequellen. � U.H.

Entstehung 
Preußens
Allenstein – Eine deutliche Mehrheit 
der Mitglieder des Stadtrates von  
Allenstein hat sich für die Errichtung 
eines Denkmals für die sogenannte 
„Preußische Huldigung“ vom 10. April 
1525 ausgesprochen. Es geht um die 
offizielle Belehnung Albrechts von 
Hohenzollern durch den polnischen 
König Sigismund den Alten mit dem 
zwei Tage vorher säkularisierten  
Gebiet des Deutschordensstaats – er 
wurde Herzog in Preußen. Aus Anlass 
der 500-Jahr-Feier im Jahr 2025 hat 
ein Komitee zum Bau des Denkmals 
den Antrag dafür gestellt. Das geplan-
te Monument soll vier Meter hoch 
werden, jeweils zur Hälfte Figuren 
und Sockel, 3,2 Meter lang und zwei 
Meter breit. Dargestellt werden sollen 
der König und der vor ihm kniende 
Herzog Albrecht mit der Lehensfahne. 
Als Ort hat das Komitee den Burggra-
ben beim früheren Mühlentor an der 
Alle im Blick.� U.H.

Rodungsarbeiten sorgten für totale Verwüstung auf dem evangelischen Friedhof von Neuendorf: Die Sejm-Abgeordnete Urszula 
Pasławska dokumentierte die Zerstörung der Gräber� Foto: Screenshot Radio Allenstein/FB Urszula Pasławska

Derzeit gesperrt: Die Königin-Luise-Brücke in Tilsit� Foto: J.T.
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ZUM 102. GEBURTSTAG
Jendrysik, Elsa, geb. Unruh, aus 
Germau, Kreis Fischhausen, am  
14. Februar

ZUM 101. GEBURTSTAG
Teiwes, Martha, geb. Schliffski, 
aus Ortelsburg, am 12. Februar

ZUM 99. GEBURTSTAG
Duwe, Gertrud, geb. Smolenski, 
aus Lissau, Kreis Lyck, am  
9. Februar
Rautenberg, Alfred, aus Kölmers-
dorf, Kreis Lyck, am 14. Februar
Stralla, Johann, aus Kölmersdorf, 
Kreis Lyck, am 12. Februar

ZUM 98. GEBURTSTAG
Dreier, Bruno, aus Kalgendorf, 
Kreis Lyck, am 13. Februar
Hellwich, Roland, aus Schulzen-
wiese, Kreis Elchniederung, am  
14. Februar
Redmer, Elfriede, geb. Hartmann, 
aus Wehlau, am 11. Februar

ZUM 97. GEBURTSTAG
Baranski, Ingeburg, geb. Winkler, 
aus Lyck, Königin-Luisen-Platz 11, 
am 13. Februar
Fehrle, Hildegard, geb. Schrubba, 
aus Wittenwalde, Kreis Lyck, am 
11. Februar
Katzinski, Friedrich, aus Lieben-
berg, Kreis Ortelsburg, am  
11. Februar

Lüneberg, Dr. Hartmut, aus Lyck, 
Yorkstraße 24, am 11. Februar
Melzer, Ruth, geb. Thierenbach, 
aus Schnippen, Kreis Lyck, am  
11. Februar
Olschewski, Walter, aus Langen-
wiese, Kreis Lötzen, am 11. Februar
Trzaska, Ewald, aus Neidenburg, 
am 9. Februar

ZUM 96. GEBURTSTAG
Beister, Ilse, geb. Berger, aus 
Genslack, Kreis Wehlau, am  
11. Februar
Höhn, Gerda, geb. Oelsner, aus 
Liebstadt, Kreis Mohrungen, am 
14. Februar
Knapp, Klara, geb. Bendzko, aus 
Stettenbach, Kreis Lyck, am  
15. Februar
Loch, Magdalena, aus Malshöfen, 
Kreis Neidenburg, am 9. Februar
Sawischlewski, Gertrud, geb. 
Bergholz, aus Skrupien, Kreis Nei-
denburg, am 14. Februar
Schmidt, Erika, geb. Liedtke, aus 
Pregelswalde, Kreis Wehlau, am  
14. Februar

ZUM 95. GEBURTSTAG
Burdinski, Heinrich, aus Magda-
lenz, Kreis Neidenburg, am  
15. Februar

Dannowitz, Inge, aus Sentken, 
Kreis Lyck, am 13. Februar
Jedamcik, Christel, geb. Cittrich, 
aus Langenhöh, Kreis Lyck, am  
12. Februar
Lojewski, Gisela, aus Millau, Kreis 
Lyck, am 15. Februar

ZUM 94. GEBURTSTAG
Böttcher-Pannwitz, Hildegard, 
geb. Przygodda, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 11. Februar
Bubienko, Hildegard, geb. Czy-
pull, aus Montzen, Kreis Lyck, am 
11. Februar
Fabricius, Irmgard, geb. Kurow-
ski, aus St. Lorenz, Kreis Fischhau-
sen, am 13. Februar
Frei-Jortzik, Erna, geb. Jortzik, 
aus Grabnick, Kreis Lyck, am  
9. Februar
Loosen, Horst Wilhelm, aus 
Bartenhof, Kreis Wehlau, am  
10. Februar
Okuniek, Heinz, aus Stahnken, 
Kreis Lyck, am 15. Februar
Prietzel, Renate, aus Ebenfelde, 
Kreis Lyck, am 10. Februar
Schönfeld, Elfriede, geb. Druba, 
aus Bergenau, Kreis Treuburg, am 
13. Februar
Schwarz, Heinz, aus Holländerei, 
Kreis Wehlau, am 11. Februar

ZUM 93. GEBURTSTAG
Augustsson, Gertrud, geb.  
Dolenga, aus Ulrichsfelde, Kreis 
Lyck, am 10. Februar
Busgen, Irmgard, geb. Hahn, aus 
Wenzbach, Kreis Ebenrode, am  
14. Februar
Hetkamp, Edith, geb. Wilks, aus 
Schwanensee, Kreis Elchniede-
rung, am 12. Februar

Meiritz, Irene, geb. Gutt, aus Auer, 
Kreis Mohrungen, am 15. Februar
Schramma, Ruth, geb. Bendiks, 
aus Lenzendorf, Kreis Lyck, am  
9. Februar
Teller, Günter, aus Wehlau, am  
12. Februar
Zepik, Paul, aus Lübeckfelde, 
Kreis Lyck, am 14. Februar

ZUM 92. GEBURTSTAG
Albat, Ilse, geb. Demgen, Kreisge-
meinschaft Wehlau, am 14. Februar
Harz, Gerda, geb. Urmoneit, aus 
Kleinmark, Kreis Tilsit, am  
9. Februar
Kremp, Dr. Werner, aus Ebenro-
de, am 12. Februar
Purwin, Heinz, aus Steinberg, 
Kreis Lyck, am 13. Februar
Rees, Christel, geb. Lenkeit, aus 
Heinrichswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 10. Februar
Schulz, Werner, aus Pregelswalde, 
Kreis Wehlau, am 10. Februar
Skarzynska, Hildegard, geb.  
Plaga, aus Markau, Kreis Treu-
burg, am 11. Februar
Stahlberg, Elfriede, geb. Rattay, 
aus Lengau, Kreis Treuburg, am  
13. Februar
Warias, Horst, aus Erben, Kreis 
Ortelsburg, am 15. Februar

ZUM 91. GEBURTSTAG
Bläsing, Christel, geb. Patz, aus 
Friedrichsthal, Kreis Ortelsburg, 
am 9. Februar
Cittrich, Bruno, aus Langenhöh, 
Kreis Lyck, am 13. Februar
Hofmaier, Ursula, geb. Petruck, 
aus Bürgersdorf, Kreis Wehlau, am 
12. Februar
Koepke, Heidi, geb. Rautenberg, 
aus Klein Medenau, Kreis Fisch-
hausen, am 10. Februar
Loeper, Helmut, aus Neukuhren, 
Kreis Fischhausen, am 13. Februar
Lorius, Anneliese, geb. Lallo, aus 
Nußberg, Kreis Lyck, am 11. Februar
Paura, Christel, geb. Sonnenfeld, 
aus Froben, Kreis Neidenburg, am 
14. Februar
Plebuch, Horst, aus Wittenberg, 
Kreis Preußisch Eylau, am  
15. Februar
Prawda, Alfred, aus Klein Lasken, 
Kreis Lyck, am 15. Februar
Rimkus, Paul, aus Dünen, Kreis 
Elchniederung, am 14. Februar

Taudien, Ingrid, aus Raging, Kreis 
Elchniederung, am 11. Februar
Willms, Hannelore, geb. Porwoll, 
Kreisgemeinschaft Lötzen, am  
12. Februar
Zipperling, Brigitte, geb. Ohnes-
zeit, aus Wehlau, am 10. Februar

ZUM 90. GEBURTSTAG
Cessarek, Günter, aus Grabnick, 
Kreis Lyck, am 9. Februar
Donder, Brunhild, aus Lyck, am  
9. Februar
Gantz, Walter, aus Goldenau, 
Kreis Lyck, am 10. Februar
Görmann, Ruth, geb. Spiewalt, 
aus Altkirchen, Kreis Ortelsburg, 
am 11. Februar
Graap, Lore, geb. Kriesch, aus 
Klein Medenau, Kreis Fischhau-
sen, am 12. Februar
Keller, Hella, geb. Quaschning, 
aus Klein Warnau, Kreis Lötzen, 
am 11. Februar
Messer, Erna, geb. Keller, aus Ta-
piau, Kreis Wehlau, am 13. Februar
Metschukat, Edith, geb. Ballnus, 
aus Grünwiese, Kreis Elchniede-
rung, am 11. Februar
Opitz, Brigitte, geb. Gaedtke, aus 
Rosenwalde, Kreis Elchniederung, 
am 14. Februar

ZUM 85. GEBURTSTAG
Brinker, Ortrud, geb. Klask, aus 
Fürstenwalde, Kreis Ortelsburg, 
am 14. Februar
Claus, Hannelore, Kreisgemein-
schaft Wehlau, am 14. Februar
Elbe, Traute, geb. Mallasch, aus 
Dreimühlen, Kreis Lyck, am  
14. Februar
Engelke, Reintraut, aus Aschen-
berg, Kreis Elchniederung, am  
12. Februar
Fischer, Inge, geb. Falk, aus Sa-
krau, Kreis Neidenburg, am  
14. Februar
Kipper, Inge, geb. Mlodoson, aus 
Friedberg, Kreis Treuburg, am  
12. Februar
Langhammer, Sieglinde, geb. 
Rieleit, aus Neukirch, Kreis Elch-
niederung, am 11. Februar
Laser, Gerlind Berta, geb. Nelius, 
aus Neidenburg, am 15. Februar
Lefebore, Ingeborg, geb. Giese, 
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
10. Februar
Möde, Heinz, aus Barnen, Kreis 
Treuburg, am 14. Februar

Pogorzelski, Günter, aus Seedorf, 
Kreis Lyck, am 14. Februar
Riemenschneider, Erika, geb. 
Kröhnert, aus Lindendorf, Kreis 
Elchniederung, am 15. Februar
Sacher, Elli, geb. Moos, aus Stos-
nau, Kreis Treuburg, am 11. Februar
Schwartzkopff, Hermann, Kreis 
Elchniederung, am 11. Februar
Senff, Gisela, geb. Eichstädt, aus 
Oschekau, Kreis Neidenburg, am 
10. Februar
Symanek, Artur, aus Damerau, 
Kreis Ortelsburg, am 15. Februar
Wengoborski, Klaus Jürgen, aus 
Lyck, am 10. Februar
Wittke, Ulrich, aus Trammen, 
Kreis Elchniederung, am  
14. Februar
Zacharias, Gertrud, geb. Kaleyta, 
aus Lyck, am 15. Februar

ZUM 80. GEBURTSTAG
Ackenhusen, Urte, geb. Borowski, 
aus Eibenau, Kreis Treuburg, am  
12. Februar
Kolossa, Erika, geb. Kurowski, 
aus Treuburg, am 12. Februar
Petrat-Schrock, Erika, geb. Pe-
trat, aus Schleuwen, Kreis Ebenro-
de, am 14. Februar
Voelz, Marianne, geb. Wachowski, 
aus Allensein, Kreis Lötzen, am  
15. Februar

ZUM 75. GEBURTSTAG
Kuhlmann, Siegfried, aus Candit-
ten, Kreis Preußisch Eylau, am  
10. Februar

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Wir gratulieren …

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Geburtstag des Sprechers der Landsmannschaft Ostpreußen Aus Anlass seines 60. Geburtstages am 24. Ja-
nuar hat der Sprecher der LO, Stephan Grigat, an Kaisers Geburtstag (27. Januar), Familie, Freunde und Weg-
gefährten aus Politik, landsmannschaftlicher Arbeit und öffentlichem Leben zu einem Empfang in die Ressour-
ce nach Detmold eingeladen. Für die Landsmannschaft überbrachte der stellv. Sprecher, Hans-Jörg Froese, die 
guten Wünsche. Er dankte dem Jubilar für seinen vorbildlichen Einsatz als Kreisvertreter von Goldap (seit 
1992), Mitglied im Bundesvorstand (seit 1995) und Bundessprecher der LO (seit 2010). Sichtliche Freude 
löste auch das Geschenk des Bundesvorstands, eine Büste des Alten Fritz, aus. 			  Foto: Pia Böld



Vorsitzender: Christoph Stabe, 	
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

Treffen Kreisgruppe Altmühl-
franken
Weißenburg-Gunzenhausen - 
Am 26. Januar konnte der Vorsit-
zende Dr. Jürgen Danowski eine 
stattliche Anzahl von Mitgliedern 
und Gästen zu einer Rückschau auf 
das vergangene Jahr 2023 begrü-
ßen. Herr Ralf Loos berichtete mit 
eindrucksvollen Bildern über die 
Höhepunte des landsmannschaft-
lichen Lebens der Kreisgruppe, an-

gefangen von einer Kulturfahrt 
nach Eger und Karlsbad mit  
50 Teilnehmern, über den Preußi-
schen Musiktag mit 100 Gästen, 
über einen Besuch des Puppenmu-
seums der Schlesierin Käthe Kruse 
in Donauwörth bis hin zur traditio-
nellen Adventsfeier der Kreisgrup-
pe im prächtigen Landgut der Ehe-
leute Loos in Sausenhofen. Hinzu-
kamen monatliche Veranstaltun-
gen mit heimatlichen Essen und 
Vorträgen, so z.B. der Dozentin Dr. 
Gabriele Kucher über "E.T.A. Hoff-
mann - Märchenerzähler aus Kö-
nigsberg" sowie die Teilnahme an 
den Ostpreußischen Landeskul-
turtagungen im benachbarten Kul-
turzentrum Ellingen.

Das Programm der Kreisgrup-
pe Altmühlfranken der Lands-

mannschaft wird am Freitag, den 
23. Februar um 19 Uhr fortgesetzt 
mit der Vorführung des Filmes 
"Rominten - Eine ostpreußische 
Jagdlegende" im Gasthof "Adler-
bräu" in Gunzenhausen, Markt-
platz. Die Erinnerung an das jagd-
liche Leben in der ostpreußischen 
Heimat beginnt mit einem Wild-
essen und wird eingerahmt von 
Jagdhornbläsern. Jagdliche Stim-
mung ist damit garantiert. Alle 
Heimatfreunde und Interessierten 
an Rominten, der ostpreußischen 
Jagdlegende, sind herzlich eingela-
den. (Telefonische Anmeldung bei 
Lm. Bethke unter 09831-80961 
wird aus organisatorischen Grün-
den erbeten.)

Dr. Jürgen Danowski,
Vorsitzender Kreisgruppe 

Altmühlfranken

Vorsitzender: Heinrich Lohmann, 
Geschäftsstelle: Parkstraße 4, 
28209 Bremen, E-Mail:  
heinrichlohmann@gmx.de,  
Telefon (0421) 3469718

Bremen

Bremer West- und Ostpreußentag 
mit Königsberger Klops im „Hotel 
Robben Grollander Krug“, Ems-
landstraße 30, in Bremen-Grol-
land. (BSAG-Linien 1 und 8, Halte-
stelle „Norderländerstraße“). 

Termin: Montag, 4. März,  
15 Uhr, Einlass ab 14.15 Uhr !

Zu Beginn besteht die Gelegen-
heit, Kaffee und Kuchen zu bestel-
len. 

Gerne erfüllen wir anschlie-
ßend den mehrfach geäußerten 
Wunsch, in unserem landsmann-
schaftlichem Kreis einen Bericht 
mit Bildern und Eindrücken aus 
dem Kaukasus (Georgien/Armeni-
en) vorzutragen.

Im Frühsommer des vergange-
nen Jahres waren einige Mitglieder 
und weitere Interessenten dort 
unterwegs und haben eine Region 
der ehemaligen UdSSR kennenler-
nen dürfen, die vielfältige Beson-

derheiten aufweist. Wir freuen 
uns, Ihnen diese zeigen zu können. 

Vor dem Klopsessen werden 
wir den traditionellen „Pillkaller“ 
genießen. Die Zutaten (Leberwurst 
etc.) werden dem Lokal von uns 
zur Verfügung gestellt. 

Für die Veranstaltung gelten 
folgende Preise: Eintritt und Essen 
(Königsberger Klops): 21,- €; Pill-
kaller: 3,20 €. 

Gäste, die auf Fleisch verzich-
ten möchten, können ein veganes 
Gericht aus der Speisekarte bestel-
len. - Der Preis für das Essen wird 
von uns nicht mehr im Voraus kas-
siert, er wird im Lokal direkt mit 
der Bedienung abgerechnet. 

Sie können Ihre Anmeldung 
telefonisch bei Frau Dagmar 
Schramm (T. 04298-698765) oder 
elektronisch per eMail bei  
heinrichlohmann@gmx.de vor-
nehmen.

Wir benötigen Ihre Anmel-
dung, da wir die erforderlichen 
Portionen des Klopsessens im Vo-
raus kostenpflichtig bestellen müs-
sen.

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender: Gerd-Hel-
mut Schäfer, Rosenweg 28,  
61381 Friedrichsdorf, Telefon 
(0170) 3086700

Hessen

Kuno Kutz als Vorsitzender be-
stätigt 
Wetzlar - Die Kreisgruppe Wetzlar 
der Landsmannschaft der Ost- und 
Westpreußen hat bei ihrem Januar-
Treffen den Vorstand neu gewählt. 
Bestätigt wurde Kuno Kutz, der den 
Vorsitz seit 2005 inne hat, für wei-
tere zwei Jahre. Seine Stellvertrete-
rin ist Gabriele Eichenauer, die 
auch als Schriftführerin fungiert. 
Schatzmeisterin ist Carola Weber, 
Kulturreferentin Marion Best. Im 
erweiterter Vorstand sind Wolfgang 
Warnat als Stellvertretender 
Schriftführer und Lothar Rühl als 
Medienbeauftragter tätig. Als Bei-

sitzer sind Christa Kutz, Gerd-Hel-
mut Schäfer und Michael Hundert-
mark aktiv. Zu Kassenprüfern wur-
den Brigitte und Romuald Strähler 
bestimmt. 

Bei seinem Vortrag erinnerte 
Kutz an die Anfänge der Kreisgrup-
pe unter dem Titel „Von der Such-
liste Adler zur Landsmannschaft 
der Ost- und Westpreußen“. Dabei 
erinnerte der Vorsitzende daran, 
dass sich rund 2000 Ost- und West-
preußen in und um Wetzlar nieder-
gelassen haben. Polizeimeister 
Erich Arndt startete im Juli 1945 ei-
nen Aufruf in einem Schaufenster 
eines Textilgeschäftes am Eisen-
markt, die den Autor in Polizeige-
wahrsam führte. „Kaum hatten sich 
einige Personen in der Liste einge-
tragen, erregte das den Argwohn 
der amerikanischen Besatzungs-
macht“, erzählte Kutz. Die Liste 
wurde konfisziert und der Einfach-
heit halber auch gleich ihr Initiator. 
Arndt wollte mit der „Suchliste Ad-
ler“ getrennte Familien nach ihrer 
Flucht aus dem Osten wieder zu-
sammenführen. Doch die Behörden 
vermuteten, dass es sich um eine 
Sammlungsbewegung der ehemali-
gen „SS“ handeln könnte. Als der 
Irrtum aufgeklärt war, konnte Arndt 
nach einigen Wochen wieder aus 
dem Gewahrsam entlassen werden. 

Die Suchliste ist aber nicht mehr 
aufgetaucht. Dennoch waren über 
diese Liste Namen und Aufenthalt 
einiger Landsleute bekannt gewor-
den. Weitere Namen sprachen sich 
bald herum. „Die Menschen spra-
chen miteinander, teilten die weni-
gen zugeteilten Lebensmittel und 
halfen sich gegenseitig bei Woh-
nungsbeschaffung und Behörden-
gängen“, schilderte Kutz diese 
Nachkriegserfahrungen. 

Im Sommer 1948 wurde die Ver-
einigung „Landsmannschaft der 
Ost- und Westpreußen im Kreis 
Wetzlar“ ins Leben gerufen. Monat-
liche Treffen sollten nicht das 
Schicksal der Vertreibung beklagen 
sondern Mut und Handreichung für 
das Durchstehen des Alltags geben. 
Dazu zählten Vorträge zu Themen 
wie „Baumöglichkeiten für Heimat-
vertriebene“, „Behandlung von 
Ostsparguthaben“, oder „So stelle 
ich Anträge auf Entschädigung“. 
Der Zulauf war im September 1950 
so groß, dass der Vorstand be-
schloss, auf die Ankündigungen in 
der Tageszeitung zu verzichten, um 
eine Überfüllung des Vereinslokals 
„Westfälischer Hof“ zu vermeiden. 
1951 wurde eine Vereinssatzung ver-

HEIMAT Nr. 6 · 9. Februar 2024  15Das Ostpreußenblatt

Aus den Landesgruppen und Heimatkreisen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Fortsetzung auf Seite 16

Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

Q Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 192 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte die  

Q Prämie Nr. 1 (Leuchtglobus) oder  

Q Prämie Nr. 2 (Renaissanceglobus).
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Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Voraussetzung 

für die Prämie ist, dass im Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ 

im vergangenen halben Jahr nicht bezogen wurde. 

Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu  

auf Anfrage oder unter www.paz.de
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Preußische Allgemeine Zeitung 
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Z
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C Zeitung für Deutschland 
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Prämie 2: Renaissanceglobus

Pergamentfarbene Ozeane, Länder mit 

typischem Randkolorit auf Pergament-

fond, Darstellungen von Fregatten, 

Seeschlangen und einer Windrose 

zeichnen diesen Globus aus. Beleuchtet 

sind die Entdeckerrouten von Christoph 

Kolumbus bis Magellan zu sehen. Das 

Kartenbild wurde nach Originalkarten 

aus dem 16. Jahrhundert gestaltet.

Prämie 1: Leuchtglobus

Das physische Kartenbild zeigt detailliert 

die Landschaftsformen sowie die 

Gebirgszüge und Gebirgsregionen, die 

Tiefebenen, das Hochland, die Wüsten 

und in einer plastischen Deutlichkeit 

durch Farbabstufungen die Meerestie-

fen. Das politische Kartenbild dokumen-

tiert alle Staaten und die verwalteten 

Gebiete unseres Planeten. Sichtbar sind 

Flug-, Schiffahrts- und Eisenbahnlinien.

Prämie 1: 
Leuchtglobus

Prämie 2: 
Renaissanceglobus

ANZEIGE

Zusendungen für die Ausgabe 8/2024

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 8/2024 (Erstverkaufstag 23. Februar) bis spätestens 
Dienstag, den 13. Februar, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Landsmannschaft Ostpreußen –  
Termine 2024

16. und 17. März: Arbeitsta-
gung der Kreisvertreter in 
Helmstedt (geschlossener Teil-
nehmerkreis, kurz: gT) 
13. und 14. April: Arbeitsta-
gung der Deutschen Vereine 
in Sensburg (gT) 
19. bis 21. April: Kultursemi-
nar in Helmstedt 
1. Juni: Ostpreußentreffen in 
Wolfsburg 
20. bis 22. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt 
7. bis 13. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
1. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-

den in Wuppertal (gT) 
2. November: Mitgliederver-
sammlung der LO-Bruderhil-
fe e.V. in Wuppertal (gT) 
2. und 3. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung in 
Wuppertal (gT) 

Auskünfte bei der Landsmann-
schaft Ostpreußen-Bundesge-
schäftsstelle, Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Vorstandswahl Der neu gewählte Vorstand der Kreisgruppe Wetzlar 
der Ost- und Westpreußen mit Kuno Kutz, Gabriele Eichenauer, Reiner 
Buslaps, Christa Kutz, Wolfgang Warnat, Carola Weber, Marion Best, Bri-
gitte und Romuald Strähler. � Foto: Landsmannschaft
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abschiedet, so Kutz, in der das Ver-
einsmotto „Einer für alle und alle 
für einen“ festgelegt wurde. 1956 
wurde der Vereinsname erweitert 
zu „Landsmannschaft Ost-/West-
preußen und Weichsel/Warthe“. 
Die Arbeit der Kreisgruppe wurde 
auch bereichert durch das Mutter-
haus der Barmherzigkeit, das ab 
1953 im Kloster Altenberg einge-
richtet wurde durch Diakonissen 
aus Königsberg. 1953 wurde auch 
eine eigenständige Gruppe in Aßlar 
ins Leben gerufen. Damals gab es 
Veranstaltungen mit bis zu 700 
Teilnehmern. Von 1988 bis zu sei-
nem Tod 2005 war Hans-Jürgen 
Preuß Vorsitzender, dessen Nach-
folger Kutz wurde. 

Noch heute werden die monat-
lichen Treffen in der Gaststätte 
„Zum Matchball“ beim Tennisplatz 
im Bodenfeld fortgeführt. 

Am Dienstag, 20. Februar, um 11 
Uhr, spricht der in Königsberg ge-
borene CDU-Politiker Dr. Christ-
ean Wagner über den Freundes-
kreis der Königsberger Diakonis-
sen. 

Am 19. März zeigt Kuno Kutz 
den zweiten Teil des Filmes „Pom-
mern – wie es einmal war. Am 16. 
April wird Wolfgang Warnat zum 
Thema „Ost- und Westpreußen im 
20. Jahrhundert – Grenzverschie-
bungen nach dem 1. und 2. Welt-
krieg“ sprechen. 

Über die „Schwarzmeerdeut-
sche Mathilde Stein“ informiert 
Gerd-Helmut Schäfer (Friedrichs-
dorf) am 14. Mai, die von Odessa 
über das Wartheland und Sibirien 
nach Hamburg kam. Kuno Kutz 
zeigt am 11. Juni den Film „Sudeten-
land wurde es genannt“. Am 6. Juli 
treffen sich die Besucher zu einem 
Grillfest. 

Am 17. September wird Gerd-
Helmut Schäfer referieren über 
„Masuren – Der Süden von Ost-
preußen“. Wolfgang Post (Her-
born) berichtet am 15. Oktober über 
eine Wanderung von der Oderquel-
le bis nach Cosel in Oberschlesien. 
Von einer Reise nach Ostpreußen 
auf der Suche nach dem Leben der 
Vorfahren hält Wolfgang Warnat 
einen Vortrag am 12. November. 
Schließlich gibt es am 1. Dezember 
eine gemeinsame Adventfeier vom 
Bund der Vertriebenen und den 
Landsmannschaften in den Rats-
stuben in Aßlar. 

Vorsitzender: Manfred F. Schukat, 
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam, 
Tel.: (03971) 245688

Mecklenburg-
Vorpommern

Jahresauftakt in Anklam
Anklam – Am Freitag, dem 2. Feb-
ruar 2024, trafen sich 46 ehrenamt-
lich tätige Landsleute aus Anklam, 
Greifswald, Wolgast, Neubranden-
burg, Güstrow, Wismar und Ros-
tock zum traditionellen Neujahrs-
auftakt. Mit einem gemeinsamen 
Mittagessen, Kaffee und Kuchen 
dankte der Vorstand diesen uner-
müdlichen Helfern, ohne deren 
Einsatzbereitschaft die großen Hei-
mattreffen in Anklam nicht zu den-
ken wären. Ob beim Versand der 
Einladungen, dem Ein- und Ausräu-
men des Saales, dem Einlass, der 
Essenausgabe, den Verkaufsstän-
den mit Heimatliteratur und Bären-
fang – alles geht seit der Erstnut-
zung des Volkshauses im Jahr 2000 

Hand in Hand wie in einer Familie, 
und das nun schon jahrzehntelang. 

Beim Rückblick auf das Ver-
bandsjahr 2023 standen die letzten 
Aktionen im Vordergrund, so die 
nach dem Corona-Alarm wieder 
sehr gut besuchten Heimattreffen 
in Anklam wie auch die Weih-
nachtspäckchenaktion im Dezem-
ber für den russischen Kant-Chor in 
Gumbinnen. Die Neujahrs-Andacht 
war mit einem letzten gemeinsa-
men Weihnachtsliedersingen zu 
Gitarre und Harmonika verbunden, 
denn erst mit dem Tag „Maria 
Lichtmess“ am 2. Februar endet 
nach alter Tradition die Weih-
nachtszeit. Außerdem wurde noch 
ein großer Stapel Weihnachtspost 
– darunter litauische, polnische und 
russische – und von den Besuchern 
selbst heitere und ernste Gedichte 
und Geschichten vorgetragen. 

Auch im Neuen Jahr 2024 wagt 
sich der Verband wieder an größere 
Veranstaltungen. Am 9. März 2024 
sind als nächstes das Große Pom-
merntreffen und am 11. Mai 2024 
das Frühlingstreffen der Ostpreu-
ßen im Volkshaus Anklam geplant. 
Zu beiden Veranstaltungen hat das 
Landespolizeiorchester MV bereits 
Festkonzerte zugesagt. Größte Her-
ausforderungen sind die galoppie-
rende Inflation und das gespannte 
Verhältnis des Westens zu Russ-
land. 

Es gab viel abzusprechen, und 
so ging diese fröhliche Auftaktver-
anstaltung des Neuen Jahres viel zu 
schnell zu Ende.

Friedhelm Schülke 
Schriftführer

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Klaus-Arno 
Lemke, Stellv. Vorsitzende: Dr. 
Bärbel Beutner, Arnold Schuma-
cher Schriftführerin: Elke Ruhn-
ke, Geschäftsstelle: Buchenring 
21, 59929 Brilon, Telefon 
(02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

Die Landsmannschaft Ostpreu-
ßen Kreisgruppe Bonn e. V. lädt 
ein für  Dienstag, den 13. Februar 
2024, 18 Uhr

Monatsveranstaltung: Marien-
burg: Eine preußische Stadt und 
ihre Architektur im 19. und zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts

Referent: Artur Dobry, 
Schlossmuseum Marienburg/Mu-
zeum Zamkowe w Malborku

Ort: „Haus am Rhein“, Elsa-
Brändström-Straße 74, 53227 
Bonn

Vorsitzender: Dieter Wenskat,  
Horstheider Weg 17, 25365 Offen-
seth- Sparrieshoop, Tel.: (04121) 
85501, E-Mail: dieter.wenskat@
gmx.de

Schleswig-Holstein

Preußentag 
Kiel - Die Landesgruppe der LO 
Schleswig- Holstein hatte, wie hier 
berichtet, zum traditionellen Preu-
ßentag am 21. Januar eingeladen. 
Ein Termin, der an die Geburts-
stunde des Deutschen Reiches er-
innern soll durch die Königskrö-
nung von Friedrich I. in Preußen am 
19. Januar 1701 und die Kaiserkrö-

nung Wilhelm I. am 18. Januar 1871 
im Spiegelsaal zu Versailles.

Unser neu gewählte Vorsitzen-
de Dieter Wenskat konnte 37 Teil-
nehmer begrüßen insbesondere 
Herrn Hubertus Hilgendorf mit Ge-
mahlin, der Mitglied unserer Lan-
desgruppe ist und uns heute einen 
Vortrag über das „Ostpreußische 
Jagd- und Landesmuseum“ halten 
soll. Zunächst berichtete Wenskat 
aber von der Bundesversammlung 
der LO in Wuppertal. Besonders 
hob er hervor, dass unsere Landes-
gruppe zahlenmäßig noch mit an 
seiner vordersten Stelle steht. Das 
Saarland hat inzwischen keine Lan-
desgruppe mehr. 

Dann berichtete er von seinem 
Einsatz bei der Überführung einer 
renovierten Orgel aus der stillgeleg-
ten Kirche in Sasel in eine ebenfalls 
mit Hilfe der Kreisgemeinschaft 
Elchniederung renovierten Kirche 
in Hinrichswalde in der russischen 
Enklave. Für diese mit den Behör-
den der russischen Enklave abge-
stimmten Aktion hatte Wenskat 
einschließlich aller Vorbereitungen 
ein Visum bis 2026 ausgestellt be-
kommen. Einzig und alleine die pol-
nische Grenzabfertigung haben 
ihm bei der Überführung erhebli-
che Schwierigkeiten bereitet, in-
dem sie durch die Kontrolle der 
Papiere und des Objektes die Über-
führung sehr verzögert haben und 
er sich wiederholt vor Ort einschal-
ten musste. 

Im nun folgenden Vortrag ging 
es um die Geschichte und Entwick-
lung des  „Ostpreußischen Jagd 
-und Landesmuseums“ in Lüne-
burg. 

Herr Hilgendorff ist gebürtiger 
Landwirtssohn aus Wehlak bei Ras-
tenburg in Ostpreußen und von Be-
ruf Diplom-Agraringenieur und 
Steuerberater. Er hatte sich schon 
früh der landsmannschaftlichen 
Arbeit gewidmet. Durch sein Enga-
gement für seine Heimat Ostpreu-
ßen wurde er zum Brückenbauer 
zwischen den Kreisen Wesel und 
Rastenburg, wurde in den ge-
schäftsführenden Vorstand der LO 
berufen und wurde u.a. Vorsitzen-
der des Vereins "Ostpreußisches 
Jagd- und Landesmuseum e.V." in 
Lüneburg an dessen Aufbau und 
Ausbau er entscheidend mitgewirkt 
hat und noch heute mit dabei ist. 

Zur Einführung in seinen Vor-
trag hatte er einen Lageplan vertei-
len lassen, an dessen dargestellten 
Einzelheiten er uns die Entwick-
lung des Museums erläuterte. Ne-
ben und in der Nachfolge von Otto 
Freiherr von Fircks war er von 1983 
an und dann ab 1987 als Vorsitzen-
der des Vereins "Ostpreußisches 
Jagd- und Landesmuseum e.V." tä-
tig. 

Die Gründung der Ostpreußi-
schen Kulturstiftung, die heute Trä-
ger des Ostpreußischen Landesmu-
seums und des Kulturzentrums 
Ostpreußen im Deutschordens-
schlosses Ellingen ist, begleitete er 
von 1991 bis 1994 als stellvertreten-
der Vorsitzender des Vereins „Ver-
ein Ostpreußische Kulturstiftung 
e.V.", der mit der Durchführung der 
Maßnahmen zur Gründung der 
neuen Stiftung betraut war. Heute 
ist Hilgendorff Vorsitzender des 
Stiftungsrates der Ostpreußischen 
Kulturstiftung mit Sitz in Ellingen. 

Bereits bei der Gründung des 
Ostpreußischen Landesmuseums 
im Jahre 1987 zeichnete sich ab, 
dass die zur Verfügung stehenden 
Räumlichkeiten auf Dauer nicht 
ausreichend sein würden. Aus die-
sem Grunde setzte sich Hubertus 
Hilgendorff massiv für die Erweite-
rung des Ostpreußischen Landes-

museums ein. 2005 konnte der 
„Verein Ostpreußisches Jagd- und 
Landesmuseum e.V." unter seiner 
Federführung das Erbbaugrund-
stück, auf dem das Ostpreußische 
Landesmuseum steht, ankaufen. 
Anfang 2006 wurde das Museums-
gelände unter anderem durch den 
Ankauf des Brauerei-Museums, des 
Trinkgefäß- Museums und der his-
torischen Kronendiele entschei-
dend vergrößert. Durch den Zugang 
zur Heiligengeiststraße konnte die 
Attraktivität des Landesmuseums 
weiter gesteigert werden. Eine zu-
sätzliche Erweiterung durch den 
Ankauf des ehemaligen Landeszen-
tralbankgebäudes wird von Hilgen-
dorff und dem Stiftungsrat der Ost-
preußischen Kulturstiftung mit 
Nachdruck verfolgt. Damit wäre ein 
zusammenhängender Gebäude-
komplex ein einmaliger nachhalti-
ger Raum für die Geschichte und 
Kultur Ostpreußens und der Balti-
schen Staaten im Rahmen der 
„Deutschbaltischen Kulturstiftung“ 
geschaffen worden, in dem auch 
unsere großen ostpreußischen 
Dichter, Denker, Philosophen und 
Staatsmänner ihren Platz haben 
bzw. haben werden. Denn zum 300. 
Geburtstag am 24. April 1724 von 
Immanuel Kant, wird dem Begrün-
der der Aufklärung eine eigene Ab-
teilung gewidmet. Auch für die Bal-
tischen Staaten besteht bereits eine 
Abteilung. 

Durch seinen klaren Sachver-
stand die Wichtigkeit Ostpreußens 
als Eckpfeiler der deutschen Ge-
schichte darzustellen sowie auch 
durch seine persönlichen Bezie-
hungen zur Landesregierung und 
zu entscheidenden Bundesbehör-
den, ist es Hilgendorff gelungen, 
auch die erforderlichen Fördermit-
tel zu akquirieren. Sein hervorra-
gender Vortrag wurde mit viel Ap-
plaus und Dankesworten durch den 
Vorsitzenden bedacht. 

Zur Mittagspause gab es Rinder-
braten und anschließend passend 
dazu ein Schwang, nett erzählt von 
Ina Naujok von der OG Fehmarn 
über die „Kaloriernchens“. Und zur 
Verdauung sangen wir gemeinsam 
„Kein schöner Land in dieser Zeit“ 
die Strophen 1-3 – die dritte Strophe 
sogar dreistimmig. 

Zum 300. Geburtstag von Im-
manuel Kant hatte sich unser Eh-
renvorsitzende mit einem Vortrag 
vorbereitet. Edmund Ferner hat 
sich wegen großer Schmerzen ent-
schuldigen müssen und Herrn Jo-
chen Garwehns gebeten seinen im 
Konzept vorliegenden Vortrag zu 
halten. In der PAZ ist über diesem 
Geburtstag wiederholt berichtet 

worden, sodass dieser Vortrag hier 
inhaltlich keine neuen Aspekte 
bringen würde. 

Nachdem von Herrn Eckloff 
über die Mitgliederentwicklung der 
Landesgruppe in den letzten zwan-
zig Jahren berichtet wurde, stand 
die Frage im Raum, wer wird nach 
unserer Erlebnisgeneration unser 
Ostpreußen als Deutscher noch 
„vertreten“ oder über Ostpreußen 
reden. Hierzu gab Herr Bertram 
Graw dann eine Antwort, indem er 
über die Jugendorganisationen be-
richtete. 

Sein Vortrag behandelte zu-
nächst die Entwicklung der ur-
sprünglich alle landsmannschaftli-
chen Jugendgruppen umfassenden 
"Deutsche Jugend des Ostens 
(DJO)", die sich schon in den 70er-
Jahren von den politischen Zielen 
der Vertriebenen lösten. Laut Wiki-
pedia hat sie sich als "DJO - Deut-
sche Jugend in Europa“ seit 2000 
zu einem Dachverband für Migran-
tenjugendverbände mit nur noch 
wenigen landsmannschaftlichen 
Jugendverbänden entwickelt. 

Die seit den 50er-Jahren als Ju-
gendorganisation der Landsmann-
schaft Ostpreußen tätige Gemein-
schaft Junges Ostpreußen wurde 
ebenfalls mehr und mehr unpoli-
tisch und schied aus der Lands-
mannschaft aus. Heute ist der Bund 
Junges Ostpreußen (BJO) mit einer 
Mitgliederzahl von unter 150 Akti-

ven die Jugendorganisation. Ange-
boten werden Fahrten nach Ost-
preußen (u.a. Teilnahme an der 
"Jugendolympiade" und am Ad-
ventstreffen der Jugend in der dor-
tigen deutschen Volksgruppe). 

Angesichts dieser demographi-
schen Entwicklung in allen Lands-
mannschaften und ihren Gliede-
rungen stellte er mögliche Formen 
einer weiteren Arbeit vor und ver-
wies insbesondere auf die Möglich-
keit von Stiftungen. 

Angesichts drastischen Mitglie-
derschwunds in den landsmann-
schaftlichen Jugendverbänden ist 
es wichtig, dass junge Leute von 
Großeltern und Eltern um Mithilfe 
bei Suchen und Erkundungen im 
Internet gebeten werden. So könn-
te man sie vielleicht für lands- 
mannschaftliche Themen interes-
sieren. Es sollte eine Zusammen-
stellung von Internetseiten erarbei-
tet und verteilt werden (z.B. Bild-
archiv der Landsmannschaft, Ah-
nen- und Familienforschung, Akti-
on "Geschichtliches Erbe"). Ost-
preußen lebt und hat Zukunft - auch 
außerhalb einer Landsmannschaft 
oder sogar im leider nicht unrealis-
tischen Fall ohne eine solche. 

Nach der anschließenden Kaf-
feepause, einem Schlusswort des 
Vorsitzenden und dem Ostpreu-
ßenlied ging der Preußentag zu 
Ende. 

Hans – Albert Eckloff

Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Forum Baltikum – Dittchenbühne

Dittchenbühne bietet Re-
paratur-Service 
Defekte Geräte wie Wasserko-
cher, Toaster, Heizstrahler 
oder Lampen, Kleinmöbel aus 
Haushalt, Home-Office und 
Freizeitbereich sowie Kleidung 
können während der normalen 
Öffnungszeiten im Büro des 
Elmshorner Mehrgeneratio-
nenhauses „Forum Baltikum – 
Dittchenbühne“ zur Reparatur 
abgegeben werden.

„Es gibt ja kaum noch Möglich-
keiten, so etwas reparieren zu 
lassen“, erläutert Dittchenbüh-
nen-Chef Raimar Neufeldt. 
„Meist heißt es nur: Kaufen Sie 
doch einfach etwas Neues!“ 
Ganz im Sinne der Nachhaltig-
keit bietet das „Forum Balti-
kum – Dittchenbühne“ dage-
gen an, Reparaturbedürftiges 

wieder funktionsfähig zu ma-
chen. Dafür engagieren sich 
ehrenamtliche Mitarbeiter des 
Mehrgenerationenhauses mit 
viel Erfahrung, handwerkli-
chem Geschick und zum Teil 
sogar mit Meisterbrief im Rah-
men des Reparatur-Service. 
Neufeldt: „Diese Dienstleis-
tung ist ehrenamtlich und da-
mit kostenfrei. Nur wenn wir 
selbst – nach Rücksprache mit 
dem Auftraggeber – Ersatztei-
le kaufen müssen, berechnen 
wir diese Kosten.“ 

Nähere Informationen beim 
„Forum Baltikum – Dittchen-
bühne“, Hermann-Sudermann-
Allee 50, 25335 Elmshorn.  
Ruf: 04121/89710;  
E-Mail: buero@dittchenbueh-
ne.de.

Ostpreußisch gut
Poloshirt mit 
aufgestickter 
Elchschaufel 

aus 100% Baumwolle,
in den Größen L und XL, 

für 30,- Euro, 
zuzüglich 3,- Euro zuzüglich 3,- Euro 

Porto und Verpackung.

Bestellung:
Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Buchtstraße 4, 22087 Hamburg
Telefon (040) 4140080

E-Mail: selke@ostpreussen.de
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

  2   9   7 
 6   1  8   4
  9 3    5 8 
  4  2 1 9  5 
         
  8  3 7 4  6 
  3 4    8 1 
 2   7  6   5
  6   3   9 

  2   9   7 
 6   1  8   4
  9 3    5 8 
  4  2 1 9  5 
         
  8  3 7 4  6 
  3 4    8 1 
 2   7  6   5
  6   3   9 

 4 2 8 5 9 3 6 7 1
 6 5 7 1 2 8 9 3 4
 1 9 3 6 4 7 5 8 2
 3 4 6 2 1 9 7 5 8
 9 7 1 8 6 5 4 2 3
 5 8 2 3 7 4 1 6 9
 7 3 4 9 5 2 8 1 6
 2 1 9 7 8 6 3 4 5
 8 6 5 4 3 1 2 9 7

Diagonalrätsel: 1. Hasard, 2. Herzog,  
3. Karren, 4. Chaise, 5. Advent,  
6. Erfolg – Hering, Dorade 

Kreiskette: 1. Angabe, 2. Nansen,  
3. Staude, 4. Luanda, 5. Fladen –  
beanstanden

Sudoku:

PAZ24_06

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein Wort für tadeln, Einspruch erheben.

1 Aussage, Auskunft, 2 norwegischer Polarforscher (Fridtjof), 3 mehrjährige 
krautige Pflanze, 4 Hauptstadt von Angola, 5 dünner, flacher Kuchen

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Fisch-
arten.

1 Glücksspiel (Kurzwort)
2 dt. Bundespräsident (Roman)
3 kleines Schub-, Zugfahrzeug
4 ugs. abwertend: altes Auto
5 Vorweihnachtszeit
6 positives Ergebnis

Kreisvertreter: Wolfgang Schie-
mann, Gst.: Meike Dreyer, Land-
kreis Rotenburg (Wümme), Post-
fach 1440, 27344 Rotenburg 
(Wümme), Telefon (04261) 
9833100, Fax (04261) 9833101

Angerburg

66. Heimatpolitische Tagung 
Rotenburg (Wümme) –Wochen-
ende, 17 und 18. Februar, ab 14 Uhr, 
Ratsgymnasium, Gerberstraße 14: 
Die Kreisgemeinschaft Angerburg 
und der Landkreis Rotenburg 
(Wümme) laden alle Ostpreußen, 
die Freunde unserer Heimat sowie 
geschichtlich und kulturell Inter-
essierte zur 66. Heimatpolitischen 
Tagung ein.

Am Sonnabend, 17. Februar, be-
ginnt die Veranstaltung um 15 Uhr, 
ab 14 Uhr werden Kaffee und Ku-
chen angeboten. Nach Eröffnung 
und Grußworten folgen die Vorträ-
ge von Dr. Thomas Klingebiel: 
„Hannover – vom Königreich zur 
preußischen Provinz“ sowie von 
Heinrich Prinz von Hannover und 
Herzog zu Braunschweig und Lü-
neburg: „Das Haus Hannover zwi-
schen preußischer Annexion und 
dem Ausgleich mit den Hohenzol-
lern“. Beim gemeinsamen Elchbra-
ten-Essen klingt der Abend in ge-
mütlicher Runde aus. Wie in den 
Vorjahren werden die Bömsholzer 
Jagdhornbläser den Sonnabend 
musikalisch begleiten.

Mit seinem Vortrag zum The-
ma „Walter und Edith von Sanden-
Guja – Naturschriftsteller und 
Tierplastikerin – Leben und Werk“ 

wird Dr. Christoph Hinkelmann 
am Sonntag, 18. Februar, den zwei-
ten Tag um 10 Uhr beginnen. Der 
gemeinsame Gesang des Ostpreu-
ßenliedes „Land der dunklen Wäl-
der“ bildet den Schlusspunkt der 
Tagung gegen Mittag. 

Verbindliche Anmeldungen, 
auch für das Abendessen zum Preis 
von 30,– Euro sowie eventueller 
Übernachtungswünsche, werden 
schnellstmöglich erbeten an: Bri-
gitte Junker, Sachsenweg 15, 
22455  Hamburg. Ein Tagungsbei-
trag wird nicht erhoben.

Wir freuen uns auf eine rege 
Teilnahme, interessante Vorträge 
und viele, gute Gespräche.

� Björn Bröcher

Kreisvertreter: Walter Mogk, Am 
Eichengrund 1f, 39629 Bismark 
(Altmark), Tel. (0151) 12305377, 
Gst.: Doris Biewald, Blümnerstra-
ße 32, 04229 Leipzig, Telefon 
(0341) 9600987, geschaeftsstelle 
@kreis-gerdauen.de

Gerdauen

 

Hauptkreistreffen
Bad Nenndorf – Wochenende, 
5. bis 6. Oktober, Hotel Esplanade, 
Bahnhofstraße 8: Hauptkreistref-
fen.

Die Räumlichkeiten im Hotel 
Esplanade sind bereits gebucht. 
Übernachtungsmöglichkeiten ste-
hen ausreichend zur Verfügung. 
Unter dem Buchungsstichwort 
„Hauptkreistreffen Gerdauen“ 
können Doppel- (130 Euro) und 
Einzelzimmer (85 Euro) mit Früh-
stück ab sofort reserviert werden. 

Bitte richten Sie Ihre Anfragen an 
das Hotel Esplanade, Bahnhofstra-
ße 8, 31542 Bad Nenndorf, Telefon 
(0 57 23) 79 81 10, E-Mail: kon-
takt@hotel-esplanade.de. Außer-
dem können Sie sich zwecks Ver-
mittlung anderer Unterkünfte an 
die Tourist-Information Bad 
Nenndorf, Hauptstraße 4, 31542 
Bad Nenndorf, Telefon (05723) 
748560, E-Mail: tourist-info@bad-
nenndorf.de, Internet: www.bad-
nenndorf.de, wenden.

Wir würden uns sehr freuen, 
Sie in Bad Nenndorf begrüßen zu 
können. Das Programm des Tref-
fens wird derzeit erarbeitet und 
rechtzeitig an dieser Stelle, in un-
serem Heimatbrief und auf unse-
rer Internetseite unter www.kreis-
gerdauen.de veröffentlicht.
� Walter Mogk, Kreisvertreter

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hilden, 
Telefon (02103) 64759, Fax: 
(02103) 23068, E-Mail:  
evborries@gmx.net. Kartei, Buch-
versand und Preußisch Eylau-
er-Heimatmuseum im Kreishaus 
Verden/Aller Lindhooper Straße 67, 
27283 Verden/Aller,  E-Mail: preus-
sisch-eylau@landkreis-verden.de, 
Internet: www.preussisch-eylau.de.  
Unser Büro in Verden ist nur noch 
unregelmäßig besetzt. Bitte wen-
den Sie sich direkt an die Kreisver-
treterin Evelyn v. Borries

Preußisch Eylau

Reise 9. bis 17. Juni
Die Kreisgemeinschaft Pr. Eylau 
plant in diesem Jahr gemeinsam 

mit der Patenstadt Verden und 
dem Landkreis Verden eine Reise 
in den südlichen Teil des Kreises 
und zu anderen interessanten Zie-
len im südlichen Ostpreußen vom 
9. bis 17. Juni. Anmeldungen erbit-
ten wir spätestens bis zum 1. März, 
damit wir einen Überblick bekom-
men, ob die notwendige Mindest-
teilnehmerzahl von 25 Personen 
erreicht wird, damit die Reise 
durchgeführt werden kann.

Die Route zum ersten Ziel Dan-
zig führt per Bus vorbei an Hanno-
ver und Potsdam mit Zustiegsmög-
lichkeiten entlang der Fahrtroute 
und weiter über Frankfurt an der 
Oder und Posen. Eine Weiterfahrt 
nach Elbing wird mit der Überque-
rung der Weichsel und einer Fahrt 
auf dem Oberländischen Kanal 
verbunden. Weitere Ziele auf dem 
Reiseplan: Cadinen, Frauenburg, 
Kahlberg auf der Frischen Neh-
rung, die Marienburg, Allenstein 
und Heilsberg, die Verdener Paten-

stadt Landsberg [Gorowo Ilawe-
ckie] im Kreis Pr. Eylau. Der Bür-
germeister hat uns zu einem offi-
ziellen Empfang im Rathaus einge-
laden. 

Gut Gallingen, Kloster Heilige 
Linde, Lötzen, per Schiff weiter 
nach Angerburg und weiter nach 
Steinort und Hohenstein sind die 
Stationen, bevor es am achten Tag 
wieder über Posen in Richtung 
Verden geht. Die Rückankunft in 
Verden ist am neunten Tag, 17. Ju-
ni, gegen 19.30 Uhr geplant.

Genaue Informationen zur Rei-
se wie den Reisepreis pro Person 
für alle Kosten inklusive Halbpen-
sion finden Sie auf der Internetsei-
te der Kreisgemeinschaft www. 
https://preussisch-eylau.de/ unter 
der Rubrik „Termine und Aktivitä-
ten“ oder können bei der Kreisvor-
sitzenden Evelyn v. Borries unter 
Telefon (02103) 64759 erfragt wer-
den. � Evelyn v. Borries

Die Zeit ist gekommen, mich zu verabschieden,
in aller Stille, auf Zehenspitzen.

Christa Spickermann
* 7. 9. 1929 † 11. 1. 2024

in Milken/Ostpreußen in Wilhelmshaven

Wir haben unsere Cousine verloren und sind traurig.

Karsten Meding mit Familie
Klaus-Werner Meding mit Familie

Auf Wunsch von Christa soll die Beisetzung in aller Stille erfolgen.

Karsten Meding, Hochallee 81 in 20149 Hamburg

ANZEIGE

Dittchenbühne

Stricktreff an der Dittchen-
bühne 

Die Handfärberin Heike vom 
Wollkenschaf lädt einmal im Mo-
nat einen Tag lang Strickfreun-
dinnen und -freunde ins Elms-
horner „Forum Baltikum – Ditt-
chenbühne“ ein. Bei dieser Ver-
anstaltung handelt es sich nicht 
um einen Strickkurs, sondern 
um eine Möglichkeit, beim Stri-
cken miteinander ins Gespräch 
zu kommen, Erfahrungen auszu-
tauschen sowie Tipps zu bekom-
men und Tricks zu erlernen, die 

dieses Hobby noch interessan-
ter machen. Die Leitung hat Hei-
ke Rehfeldt. 

Termin in diesem Jahr: 17. Feb-
ruar, 16. März, 20. April, 25. 
Mai, 22. Juni, 20. Juli, 17. Au-
gust, 21. September, 19. Okto-
ber und 23. November– jeweils 
von 10 bis 16 Uhr. Strick-Utensi-
lien sind mitzubringen.  

Anmeldung unter Telefon 04121 
– 89710 oder E-Mail buero@
dittchenbuehne.de. 
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VON WOLFGANG KAUFMANN

I m Dezember 1906 wurde der 37-jäh-
rige Hauptmann Hugo von Goeben 
in die ostpreußische Garnisonsstadt 
Allenstein versetzt, wo er nachfol-

gend als Chef der 3. Batterie des Masuri-
schen Feldartillerie-Regiments Nr. 37 fun-
gierte. Zuvor hatte der Sohn eines Guts-
besitzers militärische Erfahrungen in 
Südafrika und auf dem Balkan gesammelt: 
Erst im Freikorps Deutsches Kommando 
Johannesburg auf der Seite der Buren, die 
gegen die Briten kämpften, und dann als 
Berater der Osmanen bei der Nieder-
schlagung eines Aufstandes in Thrakien 
und Makedonien. Gleichzeitig war von 
Goeben in Belangen, die nicht das Kriegs-
handwerk betrafen, immer noch ausge-
sprochen naiv.

Das zeigte sich, als er 1907 auf einem 
Kostümball die attraktive Frau des Majors 
August von Schoenebeck kennenlernte. 
Der Stabsoffizier beim Ostpreußischen 
Dragoner-Regiment Nr. 10 in Allenstein 
und passionierte Jäger vernachlässigte 
seine Gattin Antonie, die sich dafür mit 
zahllosen Affären revanchierte – darunter 
auch mit von Goeben. Diesem log die 
31-Jährige vor, ihr Mann behandele sie roh 
und unehrenhaft. 

Kopfschuss aus einer Duellpistole
Der leichtgläubige Artilleriehauptmann 
fasste daraufhin den Entschluss, seine 
Geliebte aus ihrer angeblich so unerträg-
lichen Lage zu befreien. Zu diesem Zweck 
drang er am späten Abend des  
26. Dezember 1907 in das Quartier von 
Schoenebecks im Allensteiner Offiziers-
casino ein und tötete den Major mit ei-
nem Kopfschuss aus einer Duellpistole.

Zunächst wurde angenommen, von 
Schoenebeck habe Suizid begangen, weil 
man seine Dienstwaffe neben ihm fand. 
Dann jedoch stellte sich heraus, dass hier 
ein Mordfall vorlag, woraufhin der Ver-

dacht sofort auf von Goeben fiel. Der gab 
die Tat auch am 31. Dezember zu, nach-
dem die Ermittler in seiner Wohnung die 
Duellpistole und etliche belastende Brie-
fe von Antonie von Schoenebeck gefun-
den hatten.

Da der Hauptmann einen mental 
hochlabilen Eindruck machte, wurde er 
in zwei medizinischen Einrichtungen 
psychiatrisch untersucht, darunter auch 
von dem Pionier der Psychotherapie und 
Sexualmedizin Albert Freiherr von 
Schrenck-Notzing. Denn ganz offen-
sichtlich stand von Goeben im Bann sei-
ner manipulativen Geliebten. Daraus re-
sultierte die Frage nach der Zurech-
nungsfähigkeit des Offiziers – zumal er 
bald nach dem Geständnis versuchte, 
sich das Leben zu nehmen. Verbissen be-
stritt von Goeben jegliche Anstiftung 
oder Mitwisserschaft seitens der Frau 
seines Opfers, die aber ebenfalls verhaf-
tet wurde.

Neuverheiratung noch während des 
Prozesses
Schließlich sollte Mitte März 1908 der 
Prozess gegen den Mordschützen vor 
einem Militärgericht in Allenstein begin-
nen. Doch zwei Wochen zuvor schnitt 
sich von Goeben mit dem vermeintlich 
stumpfen Messer, das er beim Abendes-
sen erhalten hatte, die Kehle durch. Da-
nach stand nur noch Antonie von Schoe-
nebeck im Fokus der preußischen Justiz. 
Auch sie wurde wie ihr Liebhaber zu-
nächst mehrere Wochen lang in der Pro-
vinzial-Heil- und Pflege-Anstalt Kortau, 
einer psychiatrischen Einrichtung un-
weit von Allenstein, untergebracht und 
beobachtet, bevor sie gegen Kaution frei-
kam. Diese betrug 50.000 Mark – nach 
heutigen Geldwert immerhin rund 
340.000 Euro. Wer die Summe hinterleg-
te, ist unklar. 

Am Ende musste sich Antonie von 
Schoenebeck aber ab dem 6. Juni 1910 we-

gen Beihilfe und Anstiftung zum Mord 
vor Gericht verantworten, wo sie unter 
anderem von den beiden Berliner Straf-
verteidigern Erich Sello und Walter Behn 
vertreten wurde. Noch während ihres 
Prozesses ehelichte die Majorswitwe den 
Schriftsteller Alexander Otto Weber. 
Dem folgte am 22. Verhandlungstag die 
Einstellung des Verfahrens wegen Ver-
handlungsunfähigkeit der Angeklagten, 
wobei fraglich ist, ob diese echt war oder 
nur vorgetäuscht wurde. Jedenfalls un-
terblieb die für später geplante Wieder-
aufnahme des Prozesses, weil die Ver-
dächtige unter die Vormundschaft eines 
ihrer Rechtsanwälte kam, was jede weite-
re Strafverfolgung ausschloss.

Die Ehe zwischen von Schoenebeck 
und Weber hielt nicht allzulange, wor-
aufhin sich die Entmündigte in die Arme 
von Webers Bruder flüchtete, der sie 
schließlich ebenfalls heiratete. Der wohl-
habende Bankier Fritz Weber konnte sei-
ner Frau ein luxuriöses Leben bieten, das 
bis 1931 währte. Dann starb die treibende 
Kraft hinter von Goebens Tat im mondä-
nen Riviera-Badeort Rapallo.

Zu diesem Zeitpunkt war die „Allen-
steiner Offizierstragödie“, wie der Mord-
fall aus dem Jahre 1907 meist genannt 
wurde, weitgehend vergessen, obwohl 
sie früher viel Staub aufgewirbelt hatte. 
Letzteres lag vor allem daran, dass der 
umstrittene Journalist Maximilian Har-
den im Sommer 1910 drei Artikel über 
Hugo von Goeben veröffentlichte, die 
seine Tat aus sexualpathologischer Sicht 
zu erklären versuchten, was als „unzüch-
tig“ galt. Darüber hinaus berichtete auch 
die Presse in den USA und Frankreich 
über den Mord und den Prozess. Dieser 
geriet zeitweise sogar zum Thema im 
Preußischen Abgeordnetenhaus, wo man 
über die Notwendigkeit von neuen  
gesetzlichen Regelungen für eine Straf-
minderung bei Unzurechnungsfähigkeit 
diskutierte. 

Rächte sich für die Vernachlässigung ihres Mannes August von Schoenebeck mit zahl-
reichen Affären: Antonie von Schoenebeck� Foto: Ullstein

Es ist Sonnabendabend. Das historische 
Gebäude in der Görlitzer Neißstraße, in 
dem sonst Borowski-Glaskunstwerke das 
Auge erfreuen, füllt sich mit Gästen. Es 
sind vorwiegend polnische Geschäftsleu-
te aus Hamburg, Berlin, Danzig und vielen 
kleineren Orten Niederschlesiens aus den 
unterschiedlichsten Branchen. Sie wollen 
in der Bundesrepublik investieren und 
möchten Kontakte knüpfen. Eingeladen 
hat der polenweit agierende Partnerbusi-
nessklub (Partnerski Klub Biznesu).

Für das erste Treffen am deutschen 
Neißeufer hatte Katarzyna Hübner ge-
sorgt. Die Geschäftsfrau aus Leopolds-
hain [Łagów] hatte 2005 die erste 
deutsch-polnische Schule direkt an der 
Staatsgrenze, im zur Republik Polen ge-
hörenden Teil der Neißestadt Görlitz 
[Zgorzelec] gegründet. Ihre Schule be-
gleitet Kinder und Jugendliche vom Vor-
schulkindergarten bis zum Abitur. 2022 
kam eine weitere Schule im 100 Kilometer 
entfernten Liegnitz [Legnica] dazu, die 
mit Mercedes-Benz Polen zusammenar-
beitet und den Schülern Praktikumsplät-
ze in Aussicht stellt. „Durch Katarzyna 
Hübner habe ich ihren Ehemann, den Bä-
ckermeister in vierter Generation, Armin 
Hübner aus Horka, kennengelernt“, so 
Michał Huzarski. Der gebürtige Liegnitzer 

hat durch sein Studium die ersten ge-
schäftlichen Schritte in Danzig gemacht, 
eine Kaschubin geheiratet und betreut im 
Rahmen des Partnerbusinessclubs Unter-
nehmer in Liegnitz und Umgebung. „Ka-
tarzyna hatte mich und unseren Chef für 
die Woiwodschaft Niederschlesien in die 
Bäckerei ihres Mannes nach Horka ge-
bracht. Bäckermeister Armin Hübner 
fragte uns ganz pragmatisch: ‚Was könnt 
ihr für mich tun?‘ Ich schaute mich um 
und sah, dass Armin Liegnitzer Bomben 
herstellt.“ Und die ist polnischen Neubür-
gern als deutsches Erbe nicht bekannt! 
„Armins Bombe war die Erste, die ich, ein 
47-jähriger Liegnitzer, im Leben probiert 
hatte! Das Zweite, was unser Interesse 
weckte, war Armins Dosenbrot. Weil un-
ser Partnerclub auch karitativ unterwegs 
ist, kam mir sofort in den Sinn: Brot in 
Büchsen lässt sich wunderbar in Notge-
biete verschicken. So entstehen Netzwer-
ke“, sagt Huzarski. 

Zu einem nächsten Treffen in Görlitz 
möchte er den Görlitzer Oberbürgermeis-
ter einladen, damit er sieht, wie Netzwer-
ke und Ideen in einer ungezwungenen 
Atmosphäre entstehen. Das funktioniert 
in Polen anders als in der Bundesrepublik, 
wo erfolgreiche Unternehmer gerne hin-
ter hohen Mauern leben, den Erfolg still 

genießen und bei der Suche nach Ge-
schäftspartnern mit ihrem Anliegen gerne 
mit der Tür ins Haus fallen. Der Pole hin-
gegen lädt avisierte Geschäftspartner da-
heim zum Grillen ein und kommt dann 
am vierten Abend vielleicht mit einer Idee 
an, wenn der Deutsche längst sein Hirn 
martert, wieso denn immer noch kein 
Vertrag unterschrieben wurde. 

Für Hübner ist es das fünfte Treffen. 
Er freut sich, dass die polnischen Partner 

so locker sind, bei ähnlichen Treffen deut-
scher Unternehmer gehe es zugeknöpft 
zu, sagt er.  „Zum vorherigen Treffen in 
Liegnitz hatte ich einen deutschen Be-
kannten mitgenommen, der am Anfang 
skeptisch war. Doch danach musste er 
feststellen, dass er seit zehn Jahren in 
Deutschland nach einem Geschäftspart-
ner gesucht hatte, den er letztendlich in 
Liegnitz fand“, so Hübner. Er brachte 
diesmal einen Großgastronomen aus 

Niesky mit. Jörg Kalbas sucht Mitarbeiter 
für sein Haus, aber in Anbetracht der 
durch die Decke gehenden Baukosten 
hörte er sich auch nach Partnern in der 
Baubranche um. Er streckte seine Fühler 
nach Baufirmen aus, die schnell und effek-
tiv bauen: „Dass ich mich heute als Abfall-
produkt auf Baufirmen konzentrieren 
würde, habe ich so auch nicht erwartet. 
Für mich ist das hier wie eine Messe,” 
lacht er.

Hübner ist zufrieden, denn nächste 
Woche geht sein Dosenbrot zum ersten 
Mal in die Vereinigten Arabischen Emira-
te: „Mit deutscher Hilfe ist das nicht pas-
siert. Ich spreche zwei Sprachen fließend, 
kenne den polnischen Markt und ich kann 
auch gut als Zwischenhändler agieren“, so 
Hübner, der an diesem Abend gleich meh-
rere Unternehmer mit Tipps oder konkre-
ten Firmenkontakten bedienen kann.

„Görlitz ist unsere Tür in die westliche 
Welt des Business“, sagt Huzarski. „Unse-
re Vision ist es, eine starke Gemeinschaft 
von Unternehmern zu schaffen, die ihre 
Erfahrungen teilen, sich gegenseitig un-
terstützen und dauerhafte Geschäftsbe-
ziehungen aufbauen“ und er mahnt: 
„Denke an Beziehungen, nicht an Trans-
aktionen, denn diese kommen mit der 
Zeit von selbst.“ � Till Scholtz-Knobloch

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Geschäftsanbahnung läuft jenseits der Neiße ganz anders
Ein polnischer Partnerbusinessclub hat erstmals in der Bundesrepublik getagt – Kennenlernen in lockerer Atmosphäre

Zum ersten Mal in der Bundesrepublik: Treffen des polnischen Partnerbusinessclubs

ALLENSTEINER OFFIZIERSTRAGÖDIE

Ein aufsehenerregender Kriminalfall in Allenstein
Antonie von Schoenbeck soll 1907 den jungen Hauptmann Hugo von Groeben zum Mord an ihrem Gatten angestiftet haben
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Königsbesuch, 
Drohnen und 
Ostermarkt

VON BRIGITTE KLESCZEWSKI

D er Ort Wildenbruch [Swobni-
ca] war einst mit der Reichs-
bahn von dem 50 Kilometer 
entfernten Stettin aus über 

Greifenhagen zu erreichen. Von dort ging 
es mit der Kleinbahn weiter zur Endsta-
tion Wildenbruch.

Wildenbruch war ein Gutsdorf, das 
sich über die Jahrhunderte hinweg gut 
entwickelte. Es war nach Greifenhagen 
die größte Kommune im Kreis und liegt 
am westlichen Hang zwischen dem 
Schloss und Langen See. Eine stattliche 
Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe be-
wirtschaftete zur deutschen Zeit die Feld-
mark, und die Liste der Handels- und Ge-
werbebetriebe im Ort war lang. Sägewer-
ke, die Molkerei und die Fischerei besa-
ßen sogar überörtliche Bedeutung. Ein 
Oberförster hatte seinen Amtssitz im 
Dorf, und die Jugendherberge wurde auch 
wegen der Freibäder in den Seen zahl-
reich aufgesucht.

Johanniter-Komturei
Wildenbruch war Hauptort des Landes 
Wildenbruch, das Herzog Barnim I. 1234 
dem Templerorden verlieh, der hier einen 
Komtursitz einrichtete. Nach Auflösung 
des Ordens 1312 übernahm als Nachfolger 
der Johanniterorden das Land und verleg-
te nach einem Streit zwischen der Stadt 
Königsberg in der Neumark und der Jo-
hanniter-Komturei in Rörchen seinen Sitz 
nach Wildenbruch. Das Ordenshaus in 
Rörchen war von den Bürgern zerstört 
worden. Dem Johanniterorden gehörte 
auch seit 1312 das Bahner Land.

Hier in Wildenbruch baute der Johan-
niterorden 1377 mit Erlaubnis der Stetti-
ner Herzöge ein neues Schloss am 
Schloss-See. Bis 1648 blieb Wildenbruch 
Ordensbesitz. Danach folgten für das 
Schloss wechselnde Besitzverhältnisse. 
So kam es 1680 zur Brandenburgischen 
Markgrafenschaft Schwedt. Im Jahr 1788 
ging es in den Besitz des Preußischen Kö-
nigshauses über und wurde später dem 
Kaiser zugesprochen. Zuletzt bewohnte 
es der Domänenpächter. 

Das Gut gehörte dem Großvater müt-
terlicherseits von Prinz Louis Ferdinand 
von Preußen (1772–1806). Die nicht eben-
bürtigen Kinder des preußischen Prinzen 
erhielten den Namen „von Wildenbruch“ 
und wurden im Jahr 1810 in den erblichen, 
preußischen Adelsstand erhoben. Theo-
dor von Fontane hatte ein Gedicht über 
Prinz Louis Ferdinand verfasst. Es ist ein 

späteres Werk des bekanntesten Schrift-
stellers des Realismus in Deutschland, der 
berühmt war für seine Gedichte und Ro-
mane, die das Leben und die Gesellschaft 
in Preußen beleuchteten.

Stettiner Museumsbestände
Bis 1945 war der zweiflügelige Bau des 
Schlosses mit seinem wuchtigen Berg-
fried königliches Hofkammergut. Im letz-
ten Krieg lagerten die Stettiner Museen 
Bestände nach Wildenbruch aus, unter 
anderem die von Gottfried Schadow ge-
schaffene Marmorstatue Friedrichs des 
Großen. Das Schloss blieb 1945 erhalten, 
die Inneneinrichtung wurde am Ende des 
Krieges und danach vernichtet. Später als 
Getreidespeicher genutzt, verfiel der Ge-
bäudekomplex zusehends. 

Nach der politischen Wende kam es in 
den Besitz eines holländischen Unterneh-
mers, der leider nichts unternahm, um 
den Verfall aufzuhalten. Dächer wurden 
zerstört, dadurch nahmen die wertvollen 

Stuckdecken großen Schaden, und noch 
vorhandene Einbauten wie Treppen ver-
schwanden einfach. Es war höchste Zeit, 
einen Rettungsversuch zu starten. 

Neuer Verein gab Anstoß
Am 24. Februar 2010 schlossen sich neun 
Personen in Berlin zur Gesellschaft 
Schloss Wildenbruch/Swobnica e.V. zu-
sammen und stellten damit ihr Engage-
ment für das stark vom Verfall bedrohte 
Kulturdenkmal auf eine neue Stufe. Alle 
von ihnen zuvor seit 2005 unternomme-
nen informellen Versuche zur Rettung 
des Baus waren fehlgeschlagen, und man 
war nun überzeugt, dass künftig allein in 
der festen Struktur eines Vereins Erfolge 
zu erzielen sein würden.

Diese Überlegung hat Früchte getra-
gen. Sofort nach seiner Gründung legte 
der Verein sein Gewicht und seine Ener-
gie darauf, eine Überführung der Anlage 
aus privatem Besitz in die öffentliche 
Hand zu erreichen. Mit der Übernahme 

des Schlosses durch die Gemeinde Bahn 
[Banie] im November 2011 wurde dieses 
erste wichtige Ziel erreicht. Durch Förde-
rungen des polnischen Kulturministeri-
um in Warschau und aus Mitteln der Woi-
wodschaft Westpommern konnten in den 
Folgejahren Dachstuhlreparaturen und 
Erneuerung der Dächer durchgeführt 
werden, auch der Bergfried wurde restau-
riert und kann jetzt bestiegen werden. 
Von seiner Plattform aus genießt der Be-
sucher einen weiten Blick ins Wildenbru-
cher Land, über den See und das Wald-
gebiet ringsum.

Doch für die Restaurierung des ge-
samten Gebäudekomplexes werden noch 
erhebliche Mittel benötigt, um das wert-
volle kulturelle Erbe zu erhalten. Der Ver-
ein „Gesellschaft Schloss Wildenbruch/
Swobnica e.V.“ setzt sich weiterhin dafür 
ein. Möge es gelingen, das Kulturerbe zu 
bewahren.

Stettin – Der dänische König Frede- 
rik X. weilte vergangene Woche in der 
Odermetropole. Nach dem Besuch der 
Philharmonie war der letzte Termin 
im Hauptquartier des Multinationalen 
Korps Nordost in Stettin. Dessen Auf-
stellung erfolgte 1999 von Polen, 
Deutschland und Dänemark.� TS

Grimmen – Die Regionalschule „Ro-
bert Koch“ hat ihren Erweiterungsbau 
mit zwölf Klassenräumen und einer 
Aula eingeweiht. Notwendig wurde 
der Neubau durch steigende Schüler-
zahlen. Aktuell werden 570 Jungen 
und Mädchen beschult, im Jahr 2027 
werden es wohl 630 sein.� TS

Swinemünde – Die Fähre „Epsilon“ 
wurde nach nur einer Woche Betrieb 
auf der Linie Swinemünde-Trelleborg 
vorübergehend außer Betrieb genom-
men. Ursache soll eine Kollision bei 
Nebel und eingeschränkter Sicht in 
der vergangenen Woche im Hafen von 
Trelleborg gewesen sein.� TS

Greifswald – Nach einer Sachbeschä-
digung an CDU-Wahlplakaten im Jahr 
2021, soll die grüne Landessprecherin 
Katharina Horn nun Peter Gomoll 
(80), Ehrenvorsitzender der „Initiati-
ve Bürgerentscheid Greifswald“, von 
den Rathaustreppen gestoßen haben. 
Die Polizei ermittelt.� TS

Köslin – Die Polizei setzt zur Kontrol-
le, was in Kösliner Öfen oder Gärten 
verbrannt wird, eine Spezial-Drohne 
ein. Diese kann die Zusammensetzung 
der Luft im Überflug ermitteln. Im 
letzten Jahr war sie 300 Stunden im 
Einsatz. Für Verstöße gegen das Ge-
setz gab es Bußgelder.� TS

Rügen – Seit der Eröffnung des soge-
nannten „Skywalk“ im vergangenen 
April haben über 400.000 Gäste des 
Nationalparks Jasmund das Bauwerk 
für einen Gang in luftiger Höhe über 
dem 118 Meter hohen Königsstuhl ge-
nutzt. Rüganer haben dabei einen Vor-
teil: Für sie ist der Eintritt frei.� TS

Stolp – Wie jetzt bekannt wurde, soll 
das Umspannwerk für den Offshore-
Windpark FEW Baltic II von der deut-
schen RWE AG in der Gemeinde Reitz 
errichtet werden. Etwa 50 Kilometer 
vor der Küste bei Stolpmünde soll bis 
2027 ein Windpark mit einer Leistung 
von 350 Megawatt entstehen.� TS

Leba – Am 30. Januar wurde der bis zu 
9000 geschätzten Opfer des Unter-
gangs der durch einen sowjetischen 
Torpedo versenkten „Wilhelm Gust-
loff“ im Jahr 1945 gedacht. Das Schiff 
sank 23 Meilen vor der pommerschen 
Küste. Gast war Stefan Mamaj, der 
1979 die Glocke barg.� TS

Stettin – Vorankündigung für den tra-
ditionellen Stettiner Ostermarkt: 
Wieder einmal wird die Blumenallee 
der größte Vorbote des kommenden 
Osterfestes sein. Drei Tage lang wer-
den Ostereier bemalt, Wettbewerbe 
mit Preisen organisiert und traditio-
nelle Volkslieder gesungen. Die Aus-
steller des Ostermarktes werden fri-
sche Wurstwaren, leckeres Gebäck 
und hausgemachte Produkte anbieten. 
Sicherlich wird es an den Osterspezia-
litäten nicht fehlen. Außerdem warten 
kunstgewerbliche Artikel auf die Be-
sucher. Termin: 22. bis 24. März in der 
Blumenallee in Stettin, Königsplatz, 
[pl. Żołnierza Polskiego 20].� BS

Das Schloss Wildenbruch im Sommer 2023: Der Gebäudeteil in der Mitte zeigt die Hoffassade des Corps de Logis mit dem neuen 
Dach. Rechts hinter den Büschen versteckt der südliche Seitenflügel, der ebenfalls durch ein neues Dach baugesichert ist. Vom 
Bergfried (links) hat man einen weiten Blick ins Wildenbrucher Land hinein� Foto: Klesczewski

Einst ein Fischerdorf am Buckower See, 
an Hinterpommerns Boddenküste gele-
gen, hat sich Neuwasser [Dąbki] mittler-
weile zu einem Kurort entwickelt.

Die Gegend um Neuwasser gelangte 
zwischen 1265 und 1270 in den Besitz des 
Klosters Buckow. Immer wieder kam es 
jedoch in diesem Bereich zu Grenzstrei-
tigkeiten zwischen dem Kloster und der 
Stadt Rügenwalde, die 1493 durch Herzog 
Bogislaw X. von Pommern beigelegt wur-
den. Um 1780 lebten hier 26 Fischer, acht 
Büdner und ein Schulmeister.

Anfang des 20. Jahrhunderts entwi-
ckelt sich durch den sommerlichen Frem-
denverkehr eine neue Erwerbsquelle: 
Zimmervermietungen an Badegäste, 

meist Stammgäste. Auch ließen sich ein-
zelne Künstler, vor allem Maler, hier nie-
der. In alten Reiseführern wurde beson-
ders eine Wanderung auf der Nehrung 
zwischen Buckower See und Ostsee emp-
fohlen, damals ein einsames Gebiet mit 
einzigartiger Flora und Fauna. Auch heute 
ist es ein Vogelschutz- und Rastgebiet.

Der kleine Ort, der seit 2017 den Sta-
tus Heilbad hat, ist eher etwas für Ruhe-
suchende, was im Sommer nicht so ein-
fach ist. Doch nur wenige hundert Meter 
außerhalb hat man den Strand und die 
wunderbare Landschaft Hinterpommerns 
schon für sich allein. Historische und in-
teressante Plätze findet man im nahen 
Rügenwalde.� B. Stramm

HINTERPOMMERN

Traumhafte Sonnenuntergänge
Paradies für Ruhesuchende – Neuwasser, ein Fischer- und Badeort an Ostsee und Buckower See

b www.schloss-wildenbruch.de 

Nach getaner Arbeit: Fischerboote am Ostseestrand in Neuwasser
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Noch nicht ganz zu spät
Kampf gegen Verfall – Schloss Wildenbruch zwischen Johanniterorden, Hohenzollern und Wiederaufbau



„Kein Volk folgt so folgsam wie die Deutschen“

„Meine wertvolle 
Verbindung  
zur Heimat“
Peter Heitmann,  

Woodbridge/Kanada,  
über die PAZ

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

UMGEBRACHTE KINDER? 
ZU: AUF DER SUCHE NACH DER  
EIGENEN GESCHICHTE (NR. 4)

Das im Artikel erwähnte Buch „Ortster-
min. Die Reise nach K.“ von Hagen Schulz-
Hildebrandt berichtet von einer Stelle im 
Königsberger Dom, an der Anfang der 
1990er Jahre 200 sterbliche Überreste 
von überwiegend Kindern gefunden wur-
den. Reflexartig wird sofort von irgend-
welchen Kinder-KZ fabuliert, die von den 
Nazis in die eingeschlossene Stadt verlegt 
wurden, um dort umgebracht zu werden.

In dem furchtbaren Winter 1945/46 
verhungerten unzählige Kinder in der 
Stadt. Nachzulesen ist das in den Büchern 
des Arztes Hans Deichelmann („Ich sah 
Königsberg sterben“) und von Anneliese 
Kreutz („Das große Sterben in Königsberg 
1945–47“).

Es macht sich immer gut, unbekannte 
Opfer automatisch den Deutschen unter-
zujubeln. Von Kinder-KZ in Ostpreußen 
höre ich übrigens zum ersten Mal.
� Wolfgang Kopiske, Weilrod 

EIN ALLZEIT WILLIGES VOLK? 
ZU: EINE REGIERUNG ZWISCHEN 
BESCHWÖRUNG UND  
OFFENBARUNG (NR. 4)

Nun ist es amtlich: Wir haben einen 
rechtsradikalen Bundeskanzler, der öf-
fentlich bekannt gibt, „wir müssen end-
lich im großen Stil abschieben“. Seine 
„Rechtsradikalität“ hat er aber schnell 
wieder abgelegt, sie passt nicht zur SPD, 
die es gewohnt ist, den Linksradikalen ge-
duldig beim Zerlegen der Hansestadt (wie 
beim G20-Gipfel in Hamburg im Juli 2017 
geschehen) zuzusehen. 

Seine Innenministerin Nancy Faeser 
wollte darüber hinaus sogar ganze Fami-
lienverbände anlasslos gleich mitabschie-
ben. Der Wahn war nur kurz, und damit 
keine lange Reue folgen musste, lieferte 
das regierungsnahe Rechercheteam „Cor-
rectiv“ denn auch zügig die Informatio-
nen, die es erforderlich machten, die Teile 
von SPD, CDU, FDP, die Linke und Bünd-

nis 90/Die Grünen „gegen Rechts“ zu den 
Fahnen zu rufen. 

Kein Volk folgt so folgsam wie die gu-
ten Deutschen. Schon bei der Corona-
Impfung standen alle Gutmenschen in 
Volk und Medien Gewehr bei Fuß und ei-
nig, den bösen unfolgsamen Ungeimpften 
und Heilsungläubigen das Leben mög-
lichst schwer zu machen und sie vom öf-
fentlichen Leben auszuschließen. 

Jeder, der in der Republik ein Gesicht 
zu verlieren hatte, musste sich zu dem 
vom Robert-Koch-Institut verbreiteten 
Corona-Narrativ bekennen und möglichst 
publikumswirksam seinen Impfstatus of-
fenlegen. Eine kleine hässliche Schar Un-
geimpfter sah man jedem Montagabend 
trotzig und meist wortlos durch die Städ-
te ziehen, nicht selten misstrauisch von 
der Polizei beäugt, ob denn auch die Mas-
ke richtig aufgesetzt worden war.

Mittlerweile müssen alle Regierungs-
verantwortlichen einräumen, dass weder 
die Impfung wirksam noch dass diese 
Pandemie eine war und über den Status 
einer gewöhnlichen Grippe (siehe Unter-
sterblichkeitsstatistik) nicht hinauskam.

Die auf Geheiß von Ex-Kanzlerin An-
gela Merkel bereitgestellten notlagenbe-
dingten Kredite durften gemäß der gel-
tenden Haushaltsprinzipien der Jährlich-
keit nicht für andere Zwecke verwendet 
werden. Das Umetikettierungsverbot des 
Bundesverfassungsgerichts für notlagen-
kreditfinanzierte Sondervermögen zwingt 
nun zu Einsparungen (auch bei dem viel 
gepriesenen Bürgergeld), die deutlich er-
kennbar werden lassen, welche amateur-
haften Finanzjongleure sich auf dem bun-
desdeutschen politischen Parkett bewe-
gen. Wenn selbst der geduldige Bauern-
stand aufbegehrt, muss ein Sündenbock 
zur Ablenkung von Problemen her, die 
man als Regierung selber geschaffen hat. 

Es liegt nahe, sich an die Partei zu hal-
ten, die minutiös jede Fehlleistung der 
Regierung aufdeckt und diese zum Han-
deln zwingt, zumal sich bei den etablier-
ten Parteien die Umfragewerte keller-
wärts neigen und schon zu Neugründun-
gen wie das Bündnis Sahra Wagenknecht 
zwingen. Da lockt eine, von den Medien 

orchestrierte, freierfundene „Wannsee-
konferenz“ zum richtigen Zeitpunkt (Jah-
restag der Befreiung von Auschwitz) 
punktgenau auch den letzten bürgerli-
chen Gutmenschen bei bestem Winter-
wetter auf die Straße. Das Thema ist so 
dankbar für anti-rechte Stimmen, dass 
sich Menschen in allen Altersklassen an-
gesprochen fühlen. 

Die Demonstranten sind auch genau-
so friedlich wie bei den Protesten gegen 
die Einführung einer Impfpflicht und sie 
können nun sogar sicher sein, dass ihnen 
kein Wasserwerfer die Haare wäscht oder 
ein Polizeiknüppel einen Scheitel zieht, 
denn in der ersten Reihe geht der Bundes-
kanzler mit seinem Katastrophenteam. 
Auf unser Volk muss man gar nicht pau-
senlos eindreschen, es wird seinen Miss-
handlern, wie bei jeder Steuererhöhung, 
immer willig folgen, selbst wenn sich die 
Demo „gegen Rechts“ gegen demokrati-
sche Grundsätze richtet.
� Rudolf Neumann, Ahrensburg 

SICHERE VERSCHLÜSSELUNG 
ZU: EIN NEUES ZEITALTER DER 
ÜBERWACHUNG UND DER DATEN-
SICHERHEIT BRICHT AN (NR. 4)

Zu den Ausführungen über Kryptographie 
und Datenschutz ist Folgendes hinzuzu-
fügen: Auch heute gibt es schon etablierte 
Verschlüsselungsalgorithmen, die von 
Quantenrechnern nicht erfolgreich ange-
griffen werden können. Dabei handelt es 
sich beispielsweise um AES mit einem 
symmetrischen Schlüssel. Auf dem heimi-
schen Computer kann man seine Archive 
mit dem kostenlosen Packprogramm 
7-Zip verschlüsseln, wobei AES-256 zum 
Einsatz kommt. Entsprechend verschlüs-
selte Anhänge von E-Mails sind vor Lau-
schern im Internet sicher. 

AES-256 wird auch von Cryptomator 
für die Verschlüsselung von Daten auf ei-
ner Cloud verwendet. Diese Software ist 
für Privatanwender ebenfalls kostenlos. 
Entscheidend ist jeweils ein sicheres, hin-
reichend langes Passwort.

� Dr. Gerald Wegner, Berlin

DIE PUTINSCHE STAATSRÄSON 
ZU: „DIE NÄCHSTE AMTSZEIT WIRD 
PUTINS LETZTE SEIN“ (NR. 3)

Der Russlandkenner und Osteuropaex-
perte Alexander Rahr hat recht mit seiner 
Prognose, dass die kommende Präsident-
schaft Wladimir Putins die letzte sein 
wird. Zudem analysiert er richtig die 
Stimmung in Russland, wonach die Mehr-
heit der Russen Putins Politik unterstützt. 
Breite gesellschaftliche Proteste gegen 
Putins Politik sind bis heute ausgeblieben 
– entgegen den Prophezeiungen westli-
cher Politiker, wonach Russland ein Exo-
dus seiner Bürger drohe.

Putin wird seine letzte Amtszeit dazu 
nutzen, um die wirtschaftliche Abkoppe-
lung Russlands vom Westen zu vollenden 
und einem geeigneten Nachfolger den 
Weg den Kreml zu ebnen. Keineswegs 
möchte der russische Präsident Zustände 
in seinem Land erleben wie in den 1990er 
Jahren, sondern eine Politik der Konti-
nuität. Auch dem Westen dürfte dies ge-
legen sein, da Russland eine Nuklear-
macht ist und unklare Machtverhältnisse 
eine akute Gefahr darstellen würden.

Den Schwerpunkt der Putinschen Po-
litik dürfte zukünftig neben den außen-
politischen Herausforderungen auf der 
Transformation der russischen Demokra-
tie liegen. Schon auf einer Pressekonfe-
renz in Pressburg im Jahr 2005 erklärte 
Putin die Besonderheit dieser demokrati-
schen Ausrichtung: „Natürlich müssen 
die modernen Institutionen der Demo-
kratie, die Grundsätze der Demokratie, 
mit unserer Geschichte und unseren Tra-
ditionen zusammenpassen.“

Russland entwickelt sich zurzeit zu 
einer Macht, deren Hauptanliegen es ist, 
autark zu werden – zumindest unabhän-
gig von westlichen Staaten – und seinen 
Anspruch als Weltmacht zu definieren. 
Diese Entwicklung wird auch innenpoli-
tisch in den Bereichen Medien, Kultur 
und Bildung angepasst, was die russische 
Zeitenwende von Nord Stream 2 bis zur 
Vereinigung der Schwellenländer BRICS 
plus zur Putinschen Staatsräson macht.

� Marcel Jacobs, Hamburg
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I hr Handwerk in Sachen Öffentlich-keitsarbeit verstehen sie noch im-mer gut. Nur wenige Tage, nachdem Bauern, Handwerker und Spediteure bundesweit gegen die Politik der rot-grün-gelben Bundesregierung demonstrierten und Minister der „Ampel“ reflexhaft vor einem „rechten Umsturzversuch“ warn-ten, organisierten Parteien, Verbände und sonstige Initiativen aus dem überwiegend grünen und linken bis linksradikalen Mi-lieu (die Antifa war selbstverständlich da-bei) im ganzen Land Demonstrationszüge, in denen sie „gegen Menschenfeindlich-keit, Hass und Rassismus“ beziehungswei-se einfach nur „gegen Rechts“ protestier-ten. Und schon war der vorangegangene Protest gegen die Regierung verdrängt. Konkreter Auslöser der Demos „gegen Rechts“ waren die Enthüllungen über ein Treffen im Herbst in Potsdam, auf dem einzelne Mitglieder der AfD und der CDU mit Unternehmern zusammengekommen waren und bei dem der Rechtsaußen-Ak-tivist Martin Sellner einen Vortrag über das Thema „Remigration“, also die Rück-führung nicht bleibeberechtigter Zuwan-derer in ihre Heimatländer, gehalten hat-te. Obwohl das diese Tagung enthüllende Recherchezentrum „Correctiv“ sich mit Informationen über das dabei konkret Gesagte zurückhielt und obwohl die be-kannt gewordenen Positionen Sellners kaum etwas anderes beinhalteten als das, was auch Angehörige der Bundesregie-rung zuletzt gefordert hatten – allen vor-an Kanzler Scholz, der als Reaktion auf die Terroranschläge der Hamas vom 7. Okto-ber 2023 im „Spiegel“ gesagt hatte „Wir müssen endlich im großen Stil abschie-ben“ –, deuteten regierungsnahe Medien und Politiker das Treffen umgehend zu einer „Wannseekonferenz 2.0“ um, auf der im großen Stil „Deportationen“ von Zuwanderern geplant worden seien. Doch obwohl der Zweck der Inszenie-rung leicht durchschaubar ist und obwohl 

sowohl die Organisatoren der Demonst-rationen als auch diejenigen, die zu Hun-derttausenden durch Deutschlands Stra-ßen zogen, wissen dürften, dass die AfD zwar auf einem stabilen Umfragehoch sitzt, jedoch nicht im Ansatz absehbar ist, dass sie ihr Programm in konkrete Politik umsetzen könnte, lohnt es, darüber nach-zudenken, was sie bewegt. Allein die schiere Masse der Teilnehmer zeigt, dass es eben nicht nur die üblichen Berufsde-monstranten sind, die sich sonst etwa zu den Ostermärschen in Größenordnungen von ein paar Hundert zusammenfinden, sondern dass es bis weit in die Mitte der Gesellschaft hinein ein Unbehagen über die Entwicklung im Lande gibt. 
Kollektive Beschwörung statt Suche nach den Ursachen der Schwäche  In dieser Hinsicht bieten die Proteste in den grünen, linksliberalen, linken bis linksradikalen Milieus der Republik einen Anlass zur Selbstvergewisserung. In Zei-ten einer vielfachen, längst sprichwörtlich gewordenen „Zeitenwende“ vermittelt das kollektive Unterhaken samt Triller-pfeifengedröhne und vielfachem Be-kenntnis der Abscheu vor dem politischen Gegner noch immer das wohlige Gefühl, auf der richtigen Seite des gesellschaftli-chen Spektrums zu stehen. So weit, so gut. Doch was als Fort-schreibung der Demonstrationen seit Ta-gen an Gedanken durch die politische 

Sphäre wabert, trägt längst selbst Züge jenes Totalitarismus, den die Protagonis-ten von links dem politischen Gegner auf der rechten Seite vorwerfen. Da wird in aller Offenheit und Selbstverständlichkeit darüber nachgedacht, wie man die AfD wahlweise verbieten, ihr „den Geldhahn zudrehen“ oder einzelnen ihrer Mandats-träger das Recht auf Wählbarkeit entzie-hen könnte. Dabei geben die Kritiker mit ihrem wilden Mix an Forderungen indi-rekt sogar selbst zu, dass sie tatsächlich wenig gegen die ungeliebte Konkurrenz in der Hand haben. Denn wenn die AfD tat-sächlich eine Gefahr für das demokrati-sche System der Bundesrepublik Deutsch-land wäre, hätten ihre Kritiker nicht nur das Recht, sondern ausdrücklich sogar die Pflicht, gegen diese Partei mit allen rechtsstaatlichen Mitteln vorzugehen. Solange dies jedoch unterbleibt, sind die jetzigen Rufe nichts mehr als verbale Schlachtrufe politischer Wettbewerber, wie sie in der Bundesrepublik vor der Ära Merkel mit ihren dauerhaften großen Ko-alitionen gang und gäbe waren. Auch Franz Josef Strauß und Helmut Kohl wurde in hysterischer Weise unterstellt, die Repub-lik „nach rechts“ zu rücken. Tatsächlich bewegten sich ihre Parteien, die CSU und die CDU, inhaltlich im Laufe der Jahr-zehnte nach links, sodass im konservativ-bürgerlichen Lager überhaupt erst jener Frust entstehen konnte, der das Aufkom-men einer weiteren Partei ermöglichte. 

Es mag sein, dass diese Partei, die AfD, Positionen vertritt, die den etablierten Parteien und den sie umgebenden gesell-schaftlichen Organisationen nicht ge-nehm sind. Doch entscheiden in einer Demokratie noch immer die Bürger, wem sie das Mandat geben, in ihrem Namen die Geschicke des Landes zu verwalten, und nicht die Vertreter der etablierten Parteien und Organisatoren. Insofern sind diese Vertreter – so sie es denn ernst meinen mit ihrer Sorge um die Demokra-tie – gut beraten, ihre Gedanken weniger darauf zu verschwenden, mit welchen Maßnahmen sie einen politischen Gegner aus dem Rennen nehmen können, als viel-mehr darüber nachzudenken, warum Bür-ger, die jahrzehntelang stabil Parteien der Mitte gewählt haben, nun anderen Wett-bewerbern ihre Stimme geben. Wie man eine Protestpartei gänzlich ohne administrative Maßnahmen und al-lein auf Basis demokratischer Spielre-geln zurückdrängen kann, zeigten übri-gens die dänischen Sozialdemokraten. Sie reagierten auf die Sorgen ihrer Lands-leute vor einer Überfremdung durch zu viele Migranten mit einer rigiden Be-grenzung der Zuwanderung. Im Ergebnis rutschten die Rechtspopulisten von der „Dansk Folkeparti“ (Dänischen Volks-partei), die bei der Wahl zum Folketing im Jahre 2015 noch 21,1 Prozent der Stim-men geholt hatten, bei der letzten Wahl 2022 auf 2,6 Prozent ab. 

POLITIK Eine Regierung zwischen Beschwörung und OffenbarungMit den Großdemos „gegen rechts“ versucht das Ampel-Lager, die Debatten-

hoheit zurückzugewinnen. Die realen Probleme des Landes löst das nicht
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Cyber-Attacken Ein neues Zeitalter der Datensicherheit Seite 12
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Weltbürger   aus Königsberg

Schon zu Lebzeiten war Kant eine  Legende. Zu den überlieferten  Porträts des Philosophen gehört  dieses von ca. 1790, dessen Ursprung  
als unbekannt gilt

Vor 300 Jahren wurde Immanuel Kant geboren. Beiträge zu  Leben, Werk und Wirkung des wichtigsten Denkers der Moderne –  und des wohl bedeutendsten Ostpreußen  

Zum 300. Geburtstag Immanuel Kants – des wichtigsten Philosophen 
der Moderne und bedeutendsten Ostpreußen  Beilage
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VON BETTINA MÜLLER

B erlin, 16. Dezember 1924, Land-
gericht II in der Turmstraße. 
Eine wütende Menschenmenge 
sorgte dafür, dass der Gerichts-

saal abgeriegelt und die tobende Menge 
wegen „Gefährdung der Sittlichkeit“ aus-
gesperrt werden musste.

Aber was hatte die Menschen so der-
maßen aufgebracht? Es war der Mord an 
zwei Frauen, begangen von einem Mann, 
der gleichzeitig auch Polizist war und der 
eines Abends nur noch irgendwo ein Bier 
trinken wollte, nachdem er sich mit seiner 
Freundin gestritten hatte. Am nächsten 
Morgen fand man die 40-jährige Witwe 
Else Hoffmann geb. Hämmerle und deren 
Mutter, die 63-jährige Witwe Emma 
Trautmann geb. Nacke, in der Schleierma-
cherstraße 15 tot auf. Beide wurden auf 
bestialische Art und Weise getötet vom 
Polizisten Bruno Gerth, der eigentlich aus 
Bromberg stammte, wo er 1897 zur Welt 
gekommen war, der sich zum Mann mit 
psychischen Problemen entwickelt hatte 
und der an seiner Impotenz litt.

An jenem fatalen Abend in der Destille 
„§ 11“ ging es hoch her. Musik, Tanz und 
der Alkohol floss in Strömen. Zwei Prosti-
tuierte, Mutter und Tochter, forderten 
Gerth zum Tanz auf. Doch Gerth war 
nicht nach „Amüsemang“ zumute, wor-
aufhin eine der beiden schrie: „Darauf 
müssen wir wenigstens eins trinken!“

Aus dem „eins trinken“ wurde ein 
Saufgelage, und an das, was danach kam, 
hatte Gerth später nur noch sehr sche-
menhafte Erinnerungen. Man sagte ihm, 
dass er die Frauen getötet habe. Aber er 
hätte doch keinen Grund dazu gehabt, be-
teuert er immer wieder vor dem Richter. 
Er weiß nur noch, dass eine der beiden in 
ihrem Hausflur völlig betrunken umgefal-
len war, er ihr auf die Beine geholfen und 
sie dann in die Wohnung getragen habe. 
Dort sei die andere dann sehr zudringlich 
geworden. Und das war der Moment, in 
dem die Stimmung kippte. Erst eine Ran-
gelei, dann ein Kampf, den die Frau nicht 
gewinnen konnte.

Als sie dann tot auf dem Boden lag, 
reichte das Gerth immer noch nicht. Er 

versetzte dem Körper Stiche mit dem Kü-
chenmesser, Schläge mit einem Beil, und 
am Ende stand auch noch der vergebliche 
Versuch, ihre Leiche zu schänden. Danach 
wankte Gerth in die Stube der Mutter, die 
dort ihren Rausch ausschlief, erschlug 
auch sie mit dem Beil und stahl ihr ihre 
goldene Uhr. Im Morgengrauen verließ er 
die Wohnung und kehrte in die Kaserne in 
der Friesenstraße zurück, wo die unver-
heirateten Polizisten wohnten.

Gerths kleines intimes „Problem“
Augenzeugen gab es genug, die gesehen 
hatten, wie Gerth mit den beiden Frauen 
in Schutzpolizeiuniform die Kneipe ver-
lassen hatte. Für die Polizei war die Fest-
nahme daher nur noch Formsache. Sie 
brachte den in sauberer Uniformkleidung 
angezogenen Tatverdächtigen in den Ver-
hörraum. Als beim Ablegen seiner Uni-
form auch noch die Uhr des Opfers aus 

seiner Uniformtasche fiel, brach Gerth 
völlig zusammen. 

Und die verstörten Menschen im Zu-
schauerraum des Gerichtssaals fragten 
sich: Wem kann man überhaupt noch 
trauen, wenn ein Hüter des Gesetzes zum 
Mörder wurde? Und wie konnte es über-
haupt dazu kommen? Lagen die Gründe 
in einer vererbbaren psychischen Erkran-
kung in der Familie? Gerths Onkel zum 
Beispiel, der Bruder der Mutter, hatte sich 
nach einem epileptischen Anfall das Le-
ben genommen. 

Vor diesem Familienhintergrund ist 
auch Bruno Gerths Leben als Heranwach-
sender nicht problemlos verlaufen. Sei-
nen sehnlichsten Wunsch, Drogist zu 
werden, lehnte der strenge Vater, ein jäh-
zorniger Trinker, kategorisch ab. Seine 
Beziehungen zu Frauen waren ebenfalls 
gestört, sodass sich Gerth als der unglück-
lichste Mensch auf der Welt vorkam. 

Ende des Ersten Weltkriegs entschloss 
er sich dazu, sich bei der Berliner Schutz-
polizei zu bewerben, und fing nach einer 
Probezeit im Mai 1920 seinen Dienst als 
Unterwachtmeister an, kurze Zeit später 
folgte die Festanstellung. Nach wie vor 
plagte ihn sein altbekanntes Problem, bei 
dem ihm augenscheinlich niemand helfen 
konnte. Drei Mal war er bereits verlobt ge-
wesen, alle drei Frauen hatten ihn wegen 
seines intimen „Problems“ verlassen. 

Irre geworden im „Irrenhaus“
Die Verhandlung vor dem Schwurgericht 
wurde nach der Beweisaufnahme vertagt, 
weil die Mediziner sich uneinig über 
Gerths Zurechnungsfähigkeit zur Tatzeit 
waren. Also kehrte er wieder zurück in die 
Zelle, in der er kurze Zeit später seine Ver-
lobte heiratete, die einzige, so betonte er, 
die für ihn Verständnis aufbrachte. Ver-
ständnis für einen Mörder?

Im April 1925 war das Gerichtsverfah-
ren immer noch schwebend, und ein 
Obergutachten durch ein Medizinalkolle-
gium sollte endlich Klarheit bringen. Das 
bedeutete sechs Wochen „Irrenanstalt“ 
für Gerth. Man führt „Trinkproben“ mit 
ihm durch, um zu sehen, wie er auf Alko-
hol reagiert. Die Folge waren Angriffe ge-
gen Mitpatienten. Und so besagt das fina-
le Gutachten unter anderem, dass der 
„erblich schwer belastete Psychopath mit 
Impotenz und sexuellem Reizhunger“ die 
Morde tatsächlich in einem Alkoholdäm-
merzustand begangen habe. Gerth wurde 
aufgrund des Paragrafen 51, der über die 
Zurechnungsfähigkeit entschied, freige-
sprochen und in die Städtische Heil- und 
Pflegeanstalt Herzberge in Berlin-Lich-
tenberg verbracht, Gerths schlimmster 
Albtraum: „Nur das nicht, lieber köppen.“

Anfang 1927 war der Mörder „psy-
chisch völlig heruntergekommen“ und 
unwiderruflich für die Gesellschaft verlo-
ren. Die Krankheit hatte sich als „chroni-
sche und fortschreitende Schizophrenie“ 
manifestiert, Wahnvorstellungen prägten 
seinen Alltag. Er vegetierte vor sich hin, 
bis er zu fast gar nichts mehr in der Lage 
war. 1929 reichte seine Ehefrau die Schei-
dung ein. Ein Jahr später gaben ihn auch 
die Ärzte auf: „Keine Aussicht auf Wieder-
herstellung“.

1939 fiel Gerth unter das nationalso-
zialistische „Gesetz zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses“. Das bedeutete 
für ihn die Zwangssterilisierung. Die Be-
schäftigungstherapie, zum Beispiel in ei-
ner Malerkolonne, war zu dieser Zeit die 
einzige Behandlung, die er erhielt. Dabei 
war er „recht brauchbar“, was ihn vor der 
Deportation in eine „Tötungsanstalt“ be-
wahren sollte. Das Tageslicht als freier 
Mann sollte er aber nicht mehr erleben. 
Am 7. November 1950 starb Gerth im Ge-
fängniskrankenhaus von Alt-Moabit im 
Alter von 57 Jahren an chronischer Mittel-
ohrvereiterung, Meningitis sowie einer 
akuten Herz- und Kreislaufschwäche.

b Von der Autorin ist im Elsengold-Verlag 
das Buch Dandys, Diebe, Delinquen-
ten. Verbrecher in Berlin erschienen 
(192 Seiten, 22 Euro)
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Wer heute einen Schlafsack erwerben 
möchte, hat unter den vielen Anbietern 
die Qual der Wahl. Vor 125 Jahren war das 
dagegen noch eine recht einfache Angele-
genheit. Man brauchte nur stumm auf das 
Regal „Patent-Schlafsack von Ferdinand 
Jacob“ zu deuten und konnte sogleich mit 
einem warm gefütterten Schlafsack mit 
porös-wasserdichtem Überzug von dan-
nen ziehen. Praktisch zusammengelegt 
war er ein idealer Begleiter auf allen We-
gen, und der Käufer konnte sich sicher 
sein, dass er ohne Frostbeulen zurückkeh-
ren würde. 

Ein gewisser Professor Dr. Augustin 
Krämer hatte bei einer Außen-Übernach-
tung weniger Glück gehabt. Seine zweite 
Südseereise hatte den Forscher nach Ha-
waii geführt, wo ihn auf seinem Nachtla-
ger – einem blanken Felsen – ein Schnee-
sturm kalt erwischt hatte. Der nur in eine 
dünne Decke gehüllte Mann fror sich bei 
minus 8 Grad den Allerwertesten ab und 
bereute dies später in seinen Erinnerun-
gen: „Ich war aber auch selbst schuld, dass 

ich den warmen Schlafsack, den ich ei-
gens für solche Zwecke zu Hause von Fer-
dinand Jacob bezog, nach Samoa voraus-
geschickt hatte.“ Jacob hatte nämlich zu-
vor das erste deutsche Patent für einen 
federleichten Schlafsack angemeldet, der 
„allseitig geschlossen“ war, aber auch ei-
nen wasserdichten Überzug und ein Kopf-
teil mit Luftzufuhrkanälen hatte. 

Der Kaufmannssohn Ferdinand Jacob 
wurde am 20. Mai 1857 in Dinslaken ge-
boren. 1884 trat er im Wirtschaftsleben 
mit einer „Präparierungs-Anstalt“ in Er-
scheinung, die „mit einer ganz neuen Me-
thode“ eine wasserdichte Imprägnierung 
von Geweben jeder Art garantierte. Es 
blieb nicht bei einem einzigen Patent, 
auch die innovative „garantiert wasser-
dichte und doch poröse“ Kleidung na-
mens „Aquadent“ ging auf sein Konto. Sie 
konnte durchaus modern sein. 

Besonders elegant war sein „Have-
lock“, ein langer ärmelloser Mantel mit 
abnehmbarer Pelerine. Fürst von Bis-
marck schrieb daraufhin recht angetan an 

Jacob: „Der von Ihnen bezogene wasser-
dichte Havelock hat sich recht gut  
bewährt.“ 

Jacob bürgte für Qualität und produ-
zierte en masse Spezialbekleidung für 

Jagd, Sport, Ski und Reise. Bald erschloss 
er auch den internationalen Markt, was er 
vor allem durch die militärische Nutzung 
seiner Produkte erreichte, dabei aber 
auch Sonderanfertigungen wie Zechenbe-

kleidung nicht außer Acht lassend. In der 
Folge regnete es Auszeichnungen bei Ge-
werbeausstellungen, Adelshäuser beehr-
ten ihn mit ihren Aufträgen. 

Es wurde Zeit, die Provinz zu verlas-
sen, und so verlegte er im Jahr 1900 sein 
Geschäft nach Köln, wo das Haus Neu-
markt 23, das er gekauft hatte, die Firmen-
zentrale wurde. Der Kaufmann und Erfin-
der starb am 12. Juli 1912 und wurde auf 
dem jüdischen Friedhof von Köln-Deutz 
beerdigt. Seine Witwe übernahm darauf-
hin das Geschäft, das im Ersten Weltkrieg 
noch mehr Aufwind bekam, weil der „Ja-
cobs Original-Schlafsack“, wie sie sagte, 
„in jedem Regiment der Deutschen und 
Österreich-Ungarischen Armee“ in Ge-
brauch war. Im Jahr der „Machtergrei-
fung“ 1933 konnte Mally Jacob ihr Ge-
schäft rechtzeitig abgeben und nach Bo-
gotá emigrieren. Sie starb 1957 in England. 

Heute erinnert nichts mehr an den 
kreativen Erfinder. Das Grab des Ehe-
paars Jacob in Köln-Deutz hat schon lan-
ge niemand mehr besucht.� B. Müller

ERFINDERGEIST

Eine patente Ruhezone
Übernachtung im Freien, ohne dass man sich Frostbeulen holt – Vor 125 Jahren erfand Ferdinand Jacob den Schlafsack

Profil eines Mörders: Aufnahmen aus der Berliner Verbrecherkartei� Foto: Archiv Müller

KRIMINALITÄT

Dein Freund und Mörder
Ein Berliner Polizist tötete vor 100 Jahren zwei Frauen – Sein Fall sorgte für einen Sensationsprozess

LEBENSSTIL Nr. 6 · 9. Februar 2024  21Preußische Allgemeine Zeitung

Pures Naturgefühl: Wandertouristen mit Schlafsäcken am Matterhorn
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RATGEBER DER WOCHE

Wie man sich wehrt, wenn es im Alltag Probleme gibt, 
sei es beim Reisen, im Internet oder mit Versicherungen 
und dergleichen, erklärt Markus Mingers in seinem Rat-
geber „Ich hab aber Recht“. Der Gründer einer der füh-

renden Verbraucherschutzkanzleien Deutschlands nennt 
Fallbeispiele für verschiedene Situationen und klärt über 
die Rechtslage auf. In einer Checkliste sagt er, was als 
nächstes zu tun ist, und wo man Hilfe erhält.� MRK

Markus Mingers: „Ich hab aber Recht. Was du wis-
sen musst, um Recht zu bekommen, bevor es zu 
spät ist“, Goldegg Verlag, Berlin 2023, broschiert,  
316 Seiten, 19 Euro

Recht 
bekommen

und Recht haben sind nicht Dasselbe. 
Der Kölner Anwalt Markus Mingers  

klärt auf über weit verbreitete 
Irrtümer im Verbraucherrecht

VON DIRK KLOSE

D er durch das Fernsehen be-
kannte Politikwissenschaftler 
Carlo Masala, Professor an 
der Bundeswehrhochschule in 

München. Seine Argumentation, wie pre-
kär die Lage der Bundeswehr ist und dar-
über hinaus, wie wenig die deutsche Ge-
sellschaft bisher auf weltpolitische Verän-
derungen reagiert hat, ist drastisch. Das 
Buch ist in Form eines Gesprächs gehal-
ten, das Mitarbeiter des Beck-Verlags mit 
Masala im Mai 2023 geführt haben.

Es ist unterteilt in drei Kapitel: Das 
erste befasst sich mit der Bundeswehr, im 
zweiten geht es um den Krieg in der  
Ukraine und im dritten wird die Reaktion, 
oder besser Nicht-Reaktion Deutschlands 
auf neue Herausforderungen in der Welt-
politik kritisiert. Die Misere der Bundes-
wehr fasst Masala so zusammen: „Mit ih-
rer gegenwärtigen Ausrüstung und ihrer 
gegenwärtigen Truppenstärke könnte die 
Bundeswehr das Territorium der Bundes-
republik nicht verteidigen.“ 

Nur einige Punkte im Detail: Der Mu-
nitionsvorrat reiche für drei Tage (die 
NATO verlangt 30 Tage). Vor der friedli-
chen Revolution hatte die Bundeswehr 
4500 Panzer, heute sind es 300, denen et-
wa 5000 russische gegenüberstehen. Für 
eine mögliche Mobilmachung fehle jede 
Infrastruktur. Wegen nicht vorhandener 
Luftabwehr würden 90 Prozent abgefeu-
erter russischer Raketen hierzulande ihr 
Ziel erreichen. Die alles lähmende Büro-
kratie habe die Bundeswehr „im Grunde 

einsatz- und kriegsunfähig“ gemacht. Im 
zweiten Kapitel zeigt sich Masala skep-
tisch, ob mit Russland bald Friedensver-
handlungen möglich sind. Putin wolle 
partout die Zerstörung der Ukraine, sein 
System glaube letztlich der eigenen Pro-
paganda. Das dritte Kapitel ist mit Blick 
auf den rigorosen Hegemonieanspruch 
Chinas ein Alarmruf an die Deutschen, 
die weltpolitischen Veränderungen weg 
von Liberalismus und Globalisierung hin 
zu einem Verteilungskampf der Groß-
mächte zu erkennen und zu handeln: Vor-
sicht gegenüber China und eigene militä-
rische, soziale und politische Absiche-
rung vor neuen Gefahren: „Generell le-
ben wir in einem völlig überregulierten 
Staat, der nicht mehr in der Lage ist, 
schnell zu handeln.“

Über manchen Punkt kann man 
durchaus anderer Meinung sein, aber die 
völlig desolate Bundeswehr und die von 
Reformunfähigkeit bedrohte Bundesre-
publik sind alltägliche Erfahrungen. 
Wahrlich kein freundliches Buch, aber, so 
sagt Masala, je später gehandelt wird, um-
so schwerer wird es für das ganze Land. 

VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie meisten alten weißen Män-
ner haben ihr Leben lang ge-
arbeitet oder der Gesellschaft 
auf andere Weise gedient. Des-

halb fragen sie sich, weshalb sie nun zum 
Hassobjekt hochstilisiert werden und für 
alle Übel der Welt verantwortlich sein sol-
len. Antworten hierauf gibt es in der Regel 
keine – abgesehen vom ideologisch aufge-
ladenen Geschwurbel politischer „Aktivis-
ten“, von denen etliche unfähig sind, auch 
nur einen einzigen Cent mit ehrlicher Ar-
beit zu verdienen. So bleibt den Angefein-
deten und Verleumdeten lediglich der 
Blick in die wenigen sachlichen Veröffent-
lichungen zum Thema, aus denen das 
Buch „Der alte weiße Mann. Sündenbock 
der Nation“ klar hervorsticht. Dessen Ver-
fasser, der Medien- und Kommunikations-
wissenschaftler Norbert Bolz, legt mit 
schneidender Präzision und glasklarer Lo-
gik dar, dass der alte weiße Mann insbe-
sondere aus drei Gründen verteufelt wird.

Sein Alter steht für Tradition, Erfah-
rung, Reife, Konservatismus, Bürgerlich-
keit und Normalität. Damit passt er nicht 
in die heutige Gesellschaft, die immer in-
fantiler wird und sich hierfür auch noch 
feiert. Dabei verdankt sie fast alles, was auf 
dem Gebiet der Wissenschaft und Tech-
nik, Wirtschaft und Politik sowie Kunst 
und Philosophie von Bedeutung ist, alten 
beziehungsweise toten weißen Männern.

Deren Weißsein steht für den Geist der 
Aufklärung, eine Rationalität mit europäi-
schen Wurzeln, Naturbeherrschung und 

den Universalismus der Menschenrechte. 
Dies ist vor allem für die technikfeindli-
chen Grünen und „woken“ Wirrköpfe, die 
alles Bewährte zu „dekonstruieren“ versu-
chen, ein rotes Tuch.

Das Element der Männlichkeit steht 
für den Mut zur Selbstständigkeit und 
Selbstbehauptung, Heldentum, Freiheits-
drang, Wettkampf, Stolz, Risikobereit-
schaft, Individualität und Exzellenz – samt 
und sonders Dinge, die den radikalen Fe-
ministinnen und verweichlichten Män-
nern, die heutzutage den gesellschaftli-
chen Diskurs bestimmen, aufs Tiefste ver-
hasst sind und daher unablässig schlecht 
geredet werden müssen.

Bolz wartet im Zuge seiner Argumenta-
tion mit derartig treffenden Formulierun-
gen auf, dass das Buch als Feuerwerk von 
Aphorismen daherkommt, welche die geis-
tigen Verirrungen der heutigen Zeit gei-
ßeln. Insofern gibt es nur einen einzigen 
Grund zur Kritik: Bolz befindet sich zu 
stark im Verteidigungsmodus und bittet 
viel zu demütig um Toleranz gegenüber 
dem alten weißen Mann. Dabei sollte die-
ser eher ermutigt werden, mit der Kraft 
seiner intellektuellen und materiellen Res-
sourcen zum Gegenangriff zu schreiten. 

BUNDESWEHR GESELLSCHAFT

Im Grunde einsatz- 
und kriegsunfähig

Ein Feuerwerk  
von Aphorismen

Der Politikwissenschaftler Carlo Masala  
beschreibt in Form eines Interviews die desolate 

Lage der deutschen Verteidigungsfähigkeit

Norbert Bolz legt mit Präzision dar, warum der  
„alte weiße Mann“ verteufelt wird von denen, die 
heute den gesellschaftlichen Diskurs bestimmen 

Carlo Masala: „Bedingt 
abwehrbereit. 
Deutschlands Schwä-
che in der Zeitenwen-
de. Ein Gespräch mit 
Sebastian Ulrich und 
Matthias Hansl“, C.H. 
Beck Verlag, München 
2023, broschiert,  
208 Seiten, 18 Euro

Norbert Bolz: „Der al-
te weiße Mann. Sün-
denbock der Nation“, 
Langen Müller Verlag, 
München 2023, gebun-
den, 221 Seiten, 24 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Über eine Zeit 
der Brüche
Lutz Rathenow hat mit seinem Buch 
„Trotzig lächeln und das Weltall strei-
cheln“ zu seinem 70. ein vorläufiges 
Resümee gezogen – nicht wider-
spruchsfrei, sondern so kaleidosko-
pisch und spannungsvoll, wie die Rea-
lität ist: Von den Kämpfen gegen die 
gedankenbetreute Käfighaltung in der 
DDR bis zur unparadiesischen Nach-
wende-BRD, von der vogelfreien Exis-
tenz als armer Poet zum zeitweiligen 
Staatsamt von 2011 bis 2021 als Säch-
sischer Landesbeauftragter für die 
Stasi-Unterlagen. 

In seinem Querschnitt-Buch hat er 
Auszüge aus längeren Werken, Kurz-
prosa, Kurzessays und Notate gesam-
melt, die meist in Berlin spielen, aber 
auch Dresden, Königsberg und Monte-
video berühren, jedoch ganz konven-
tionell mit der eigenen Kindheit begin-
nen. Aber schon der erste Text, „Der 
Hampelmann“, erzählt ebenso selbst-
kritisch wie verstörend, wie der Bruder 
auf Angst und Unterwerfung der 
Schwester seine kleinen Triumphe auf-
baut. Es folgen Geschichten, die von 
Familienkonflikten, Scheidung, den 
Miniaturaufständen der Jugend han-
deln oder die thematisieren, wie die 
Teilung und die ökonomische Überle-
genheit des kapitalistischen Halbstaats 
einwirken ins tägliche Ost-Leben mit 
Außentoiletten auf der halben Treppe 
und den allgegenwärtigen Versor-
gungskrisen. 

Aber auch surrealistische Parabeln 
wie die von einem flippernden Riesen 
biegen durchaus einmal ab in die hohe 
Politik: „Der Herrscher“ entwirft auf 
einer halben Buchseite ein phantasti-
sches Bild eines absolutistischen Herr-
schers aus dem realsozialistischen Pa-
noptikum. „Mitten im Jahr“ verhöhnt 
die Staatspresse als mysteriöses Mittel 
zum Unsichtbar-Werden. Bezug 
nimmt Rathenow auf Vieles: Sisyphos, 
„Spiegel“-Märchen, der Wolf und die 
Geißlein, aber auch Dichter wie Daniil 
Charms, den er „meinen russischen 
Lieblingsautor“ nennt. 

Vor allem kommen immer wieder 
Realitäten zur Sprache, etwa die Dauer-
überwachung von Lilo, der Frau des in-
haftierten Schriftstellers Jürgen Fuchs, 
durch die Stasi 1977. Die Welt der Leip-
ziger Dissidenten wird an ihrer ersten 
Kommune exemplifiziert und kontras-
tiert mit den Giftschrankbereichen der 
Uni-Bibliothek. Die regierenden Spieß-
bürger sind präsent durch Minister, die 
bei den Aufmärschen vor allem nach 
einem Bockwurststand Ausschau hal-
ten. Gegen ihresgleichen hilft oft nur 
Ironie weiter. Andererseits meinte das 
DDR-Regime es blutig ernst – etwa mit 
der Haft des Autors im Dezember 1980 
im Stasi-Knast Berlin-Schönhausen, 
die sich in einem literarischen Journal 
niederschlägt mit dem Fazit: „Das 
Schlimmste liegt immer in der Zu-
kunft.“ Ihn beschäftigte stets, was aus 
der DDR wird. Er sympathisierte mit 
der Lösung der deutschen Frage, aber 
anders als etwa Wolfgang Venohr („Die 
deutsche Einheit kommt bestimmt“) 
glaubte er noch 1986, sie herzustellen 
sei töricht. Entstanden ist so ein unbe-
dingt lohnendes Buch über eine Zeit 
der Brüche, Umwälzungen und Über-
raschungen. � Rolf Stolz

Lutz Rathenow: „Trotzig lächeln und 
das Weltall strei-
cheln. Mein Leben 
in Geschichten“, 
herausgegeben von 
Marko Martin, kanon 
verlag, Berlin 2022, 
gebunden, 271 Sei-
ten, 24 Euro
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VON MARGUND HINZ 

M it der Bildung eines Schul-
kollegiums 1806 strebte 
Königsberg eine Verein-
heitlichung des Schulwe-

sens an. Die Königliche Regierung legte 
1815 fest, dass nur Lehrer einzustellen 
sind, die ihre Qualifikation durch eine 
Prüfung belegen können. Nach einem Ma-
gistratsbericht von 1821 wurden in allen 
öffentlichen und Privatschulen insgesamt 
5766 Schüler unterrichtet. Einige sieben-
jährige Kinder blieben jedoch ohne Un-
terricht. Trotz der vielen Privatanstalten 
waren die öffentlichen Schulen überfüllt. 

Die vom Magistrat beantragten neuen 
Lehranstalten reichten bei Weitem nicht 
aus. Zum Jahresende 1827 lernten in den 
Elementarschulen 1422 Kinder, deren El-
tern Schulgeld zahlten. Für 322  Kinder 
war der Unterricht kostenfrei, weil die 
Lehrer zur Aufnahme eines Fünftels aller 
Kinder als Freischüler verpflichtet waren. 
Ferner besuchten 900 Kinder Lehranstal-
ten, die nicht der Schulaufsicht unter-
standen.

Um die Schulanfänger zu einem regel-
mäßigen Schulbesuch anzuhalten, wurde 
auf Anordnung des Magistrats an jeder 
Schule morgens ein Schulbote eingesetzt, 
der die noch nicht gezahlten Bußgelder 
für Schulversäumnisse einfordern sollte. 
Er ließ sich auch die grundlos fehlenden 
Kinder nennen und suchte sie. So kam es 
nicht selten vor, dass ein Langschläfer aus 
dem Bett geholt und zur Schule gebracht 
wurde. Je mehr die Frequenzen stiegen, 
umso mehr wurde die Tätigkeit der Schul-
boten entbehrlich. Daher verringerte sich 
ihre Anzahl von neun seit 1858 immer 
mehr. Die Eltern erkannten zunehmend 
den Wert einer guten Schulausbildung. So 
kam es immer seltener vor, dass sie ihre 
Kinder zu gewerbsmäßiger Bettelei an-

hielten. Schulvorstände trugen maßgeb-
lich dazu bei. Sie traten einmal pro Woche 
zusammen, um über die Gründe für die 
Schulversäumnisse zu beraten.

Differenzierung statt Inklusion
Auf Grund der ungleichen Verteilung der 
Schülerzahlen in und zwischen den Kir-
chensprengeln von Königsberg richtete 
die Schuldeputation Bezirke für die Ar-
menschulen ein. Die Kinder sollten die 
Schulen besuchen, in deren Bezirk sie 
wohnten. Ausnahmen waren genehmi-
gungspflichtig. Trotz sorgfältiger Begren-
zung der Schulbezirke blieb die Anzahl 
der Schüler anhaltend hoch. Auch bei ih-
rer gleichmäßigen Verteilung auf die Be-
zirke kam es zur Überfüllung der Klassen. 

Man führte in einigen Schulen Halb-
tagsunterricht mit 20 bis 24 Stunden pro 
Woche ein, da es nicht möglich war, die 
Frequenz in den zu großen Klassen zu 
senken. Zu der Gründung neuer Schulen 
fehlten geeignete Schulgebäude. Die Ar-
menschulen wurden 1867 in Volksschulen 
umbenannt. 1878 gab es in Königsberg 
13  Volksschulen mit 83  Klassen und 
6101 Schülern. Ab 1886 führten die Leiter 
der Volksschulen den Titel Rektor. 

Neben den Volksschulen gab es in Kö-
nigsberg Bürger- und Mittelschulen. Diese 
Lehranstalten gingen zumeist aus den 
Kirchschulen und privaten Elementar-
schulen hervor. Letztere wurden ab 1883 in 
Bürgerschulen umbenannt. Ihr Lehrplan 
unterschied sich nicht wesentlich von 
dem der Volksschulen. Der Mittelschul-
lehrplan ging aber über den der Volks- und 
der Bürgerschule hinaus. So bekamen Mit-
telschüler in den vier oberen Klassen pro 
Woche vier Stunden Englischunterricht. 
Die Mathematik und ferner die Naturwis-
senschaften nahmen mehr Raum ein.

Für Kinder, die zwei Jahre erfolglos die 
Volks- oder Mittelschule besucht hatten, 

eröffnete Königsberg 1885 die erste Hilfs-
schule mit zwölf Knaben und Mädchen. 
Die erste Hilfsschullehrerin von Königs-
berg und Ostpreußen, Emma Rehs, gab zu-
sammen mit ihrer Kollegin E. Witt ein viel 
beachtetes Lehrwerk heraus. Es war geglie-
dert in: Artikulationsfibel, Lesefibel und 
Lesebuch. Das Bestreben, die Kinder an 
Hilfsschulen derart zu fördern, dass sie 
wieder an die Volksschule wechseln konn-
ten, hatte in der Zeit von 1901 bis 1903 bei 
14 Kindern Erfolg. Später sah man davon 
ab, da die Hilfsschüler dem Volksschulun-
terricht nicht ausreichend folgen konnten. 
Ab 1905 entstanden weitere Hilfsschulen. 

Behinderte wurden nicht vergessen
Für Kinder mit Sprachstörungen – meist 
stotternde Kinder – richtete Königsberg 
1889 die ersten Sprechheilkurse unter der 
Leitung des Lehrers Paul Rogge ein. Dafür 
befreite man die Kinder vom Unterricht 
an ihren Schulen. Sechs weitere Kurse 
dieser Art fanden bis 1893 statt. Sie dauer-
ten je vier bis sieben Monate. Der Magis
trat richtete ein Jahr später für Lehrer ei-
nen von Rogge geleiteten Kurs ein, der sie 
zur Anwendung des geübten Heilverfah-
rens bei stotternden Schülern befähigte. 

Die Königliche Taubstummenanstalt 
(1818) sowie die Vereins-Taubstummen-
anstalt (1873) gaben Gehörlosen Unter-
richt. Die Kinder ohne Schulplatz unter-
richtete man im Regierungsbezirk Kö-
nigsberg meist in den Landschulen mit. 
Deren Leistungen waren jedoch unzurei-
chend, da es an geeigneten Hilfsmitteln 
mangelte. Ferner fehlten häufig die Arti-
kulationsübungen und Übungen im Ab-
lesen der Sprache. Ab 1894 wurden sämt-
liche Schüler der zwei Taubstummenan-
stalten in der Poliklinik für Ohren-, Na-
sen- und Halskrankheiten der Albertina 
untersucht. Die Klinik sorgte für ihre 
Behandlung. Ferner bot sie auch eine 
Sprechstunde für die schulpflichtigen 
Kinder am Nachmittag an.

Der Königsberger Schulplan Wilhelm 
von Humboldts und der Organisations-
plan des Oberbürgermeisters Wilhelm 
August Heidemann führten zu weitrei-
chenden Reformen im höheren Schulwe-
sen. Als Gymnasien neu eröffnet wurden 
das Collegium Fridericianum 1810 und 
die Altstädtische Schule 1811. 1811 wurden 
die Kneiphöfische Schule und die Löbe-
nichtsche Schule in höhere Bürgerschu-
len umgewandelt und 1813 die Deutsch-
reformierte Schule (Reformierte Burg-
schule) in eine höhere Stadtschule. 

Die Löbenichtsche Schule und die 
Burgschule als einzige nicht abiturfähige 
Realanstalten der Stadt profilierten sich 
besonders durch ihr Sprachenangebot. 
Die Kneiphöfische Schule erhielt 1831 die 
Genehmigung zur Einrichtung als Gym-
nasium. Im Jahr 1874 kam das Königliche 
Wilhelmsgymnasium hinzu. Das Gymna-
sium Humboldtscher Prägung mit den 
Hauptfächern Latein und Griechisch 
blieb bis in das letzte Drittel des 19. Jahr-
hunderts die dominierende auf ein Uni-
versitätsstudium vorbereitende Schul-
form.

GESCHICHTE & PREUSSEN

KÖNIGSBERG

Auf dem Weg zu einem einheitlichen, 
ausdifferenzierten Schulsystem

Die Entwicklung des Schulwesens der Hauptstadt Ostpreußens im 19. Jahrhundert  
war ein langer, hindernisreicher Prozess

Ostpreußens älteste moderne Schule: Das Kneiphöfische Gymnasium� Foto: LO

 
Dr. Margund 
Hinz ist Autorin 
des Buches „Das 
höhere 
Schulwesen der 
Stadt Königsberg 
in Preußen 1800 
bis 1915“, 
Duncker & 
Humblot, Berlin, 

2021, 236 Seiten,  
ISBN 978-3-428-18166-7.
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RENDSBURG

Besuch des 
Ehrenhains der 

Vertriebenen
Einen etwas ungepflegten Eindruck 
vermittelte der „Ehrenhain der Ver-
triebenen“ bei einem Besuch in Rends-
burg. Der letzte an der Gedenkstätte 
niedergelegte Kranz ist längst ver-
trocknet, die Schrift auf der blau-wei-
ßen Schleife verblichen.

Ein wenig versteckt und einsam 
liegt der Eingang direkt an der Fock-
beker Chaussee. Ausgeschildert ist 
dieser zwar, aber etwas unscheinbar – 
deshalb fahren viele daran vorbei, zu-
mal es davor keine Parkplätze gibt. Es 
ist ein besinnlicher Ort und der Be-
such kann mit einer kleinen Rast auf 
den vorhandenen Bänken verbunden 
werden, um der Vertriebenen zu ge-
denken.

Auf einer zentral gelegenen Anhö-
he steht ein Gedenkstein mit der Kar-

te des geteilten Deutschlands sowie 
mit der Inschrift: „Das ganze 
DEUTSCHLAND unvergessen. Das 
gesamte deutsche Volk bleibt aufge-
fordert, in freier Selbstbestimmung 
die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden.“

Rings um diese Anhöhe stehen 
Nebensteine mit den Wappen ost-
deutscher Provinzen, darunter von 
West- und Ostpreußen, Danzig, Pom-
mern und Oberschlesien. Dazu kom-
men Wappentafeln von Königsberg, 
Stettin und Gerdauen. 

Seit 2021 werden die großen Pla-
ketten mit der Aufschrift „Memel-
land“ und „Sachsen-Thüringen“ ver-
misst. Die Spuren der mit brutaler 
Gewalt abgeschlagenen Tafeln sind 
immer noch vorhanden. Es war leider 
nicht der erste Diebstahl dieser Art, 
den Metalldiebe in der Gedenkstätte 
vornahmen. � Manfred E. Fritsche

Versteckt auf einer Anhöhe: Die Ge-
denktafeln weisen einen wenig ge-
pflegten Zustand auf. Ein verwitterter 
Kranz zeugt davon 

Wappentafel von Königsberg auf ei-
nem Stein befestigt: Einige Tafeln 
wurden gestohlen� Fotos: Fritsche



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

S tellen Sie sich vor, Sie sitzen in einem 
Flugzeug, das sich durch ein heftiges 
Unwetter quält. Blitze krachen, alles 
wackelt und die Motoren machen 

gruselige Geräusche, vielen Passagieren wird 
übel, andere schreien panisch herum. Dann 
kommt die Durchsage aus dem Cockpit: „Lie-
be Passagiere. Sie sind sicherlich nervös. Aber 
ich kann Ihnen sagen, uns hier vorne in der 
Kanzel geht es auch nicht besser. Da blinken 
überall Anzeigen, es piept dauernd und drau-
ßen dieser fürchterliche Sturm ... Wir wissen 
gar nicht mehr, wo uns der Kopf steht!“

Ob sich die Passagiere nach einer solchen 
Ansage wohl besser fühlen? Davon scheint 
Konstantin Kuhle überzeugt zu sein. Bei 
„Lanz“ gab der Vizechef der FDP-Bundes-
tagsfraktion zu, in der Ampelregierung wüss-
ten viele Minister mitsamt ihren zuarbeiten-
den Beamten gar nicht mehr, wo ihnen der 
Kopf stehe. Er hoffte wohl, auf diese Weise 
das Mitleid der Bürger mit der Regierung zu 
wecken: Ach guck doch nur, die Armen! Im-
merhin hat Kuhle auch Mitleid mit uns. Sa-
chen wie Wohngeld, Heizungsgesetz oder 
Klimageld seien schließlich „sauschwierige 
Themen, die für viele Menschen in Deutsch-
land massive Überforderung bedeuten“, 
streicht uns der Ampelpolitiker mitfühlend 
durchs zerzauste Haar. 

Kuhles Kalkül war, uns Bürger in einen 
Schmusekreis der Überforderten hineinzu-
ziehen, wo Regierung und Volk mal ganz of-
fen ihre Nöte beichten und alle wieder ganz 
lieb zueinander sind. Ob das klappt? Nun ja, 
viele Deutsche mögen solche Gefühligkeit 
und fallen gerührt darauf herein. Weniger 
sentimentale Gemüter dürfte der FDP-Mann 
dagegen erst recht in Wut versetzt haben, 
denn die sagen sich: Wenn eine Regierung so-
gar selbst bemerkt, dass sie ihrer Aufgabe 
nicht gewachsen ist, dann soll sie doch gefäl-
ligst abtreten!

Aber hat sie das wirklich bemerkt? Kuhle 
hat da zumindest eine dunkle Ahnung, die 
anderen Ampelleute auch? Wir erinnern uns 
an das weise Wort von Henry Kissinger, der 
einmal sagte: „Um sich einer Sache vollkom-
men sicher zu sein, muss man entweder alles 
darüber wissen – oder gar nichts.“

Wirtschaftsminister Robert Habeck ist 
sich seiner Sache nach wie vor vollkommen 
sicher. Mit seinen legendär gewordenen Aus-
führungen zum Thema Insolvenz legte er die 

Quelle seiner bemerkenswerten Sicherheit 
offen: „ – oder gar nichts.“ Entsprechend ziel-
genau macht der Grüne unbeirrt weiter. Bei 
Caren Miosga erklärte er seinen dankbaren 
Gesprächspartnern, dass die vielen neuen 
Gaskraftwerke, die für unzählige Milliarden 
im Land verstreut werden sollen, kein raus-
geschmissenes Geld seien, sondern eine In-
vestition, die später einmal echte „Wert-
schöpfung“ hervorbringe. Sprich: Wir werfen 
mit der Wurst nach dem Schinken!

Oder nicht? In Wahrheit sollen die Kraft-
werke bloß als Lückenbüßer einspringen, 
wenn Wind und Sonne den grünen Dienst 
verweigern. Sobald der Wind wieder weht 
und die Sonne ausreichend strahlt, stehen die 
Milliarden teuren Gaskraftwerke still. Un-
term Strich heißt das: Sie werden niemals 
„Wertschöpfung“ produzieren, weil sie we-
gen der langen Stillstandsphasen gar nicht 
rentabel arbeiten können und daher für alle 
Ewigkeit subventioniert werden müssen – die 
Wurst landet im Dreck.

Immerhin schwant auch dem Klimami-
nister, dass sich da eine gigantische Finanzie-
rungslücke auftut, die jemand schließen 
muss. Er weiß nur noch nicht, wer – Unter-
nehmen, Verbraucher oder Steuerzahler. 
Aber das schmälert Habecks Sicherheit nicht 
im Mindesten. Das hat er von seinem gefeu-
erten Staatssekretär Graichen (der mit dem 
Trauzeugen) gelernt. Jener Graichen dekre-
tierte angesichts der Energiekrise einfach, 
dass man bloß den richtigen „Mindset“, also 
die richtige Denkweise haben müsse, und al-
les laufe von selbst. Und mit Habecks „Mind-
set“ ist zweifellos alles in grüner Ordnung, 
Motto: Das wird schon. Muss ja!

Hätte der DFB doch die Klappe gehalten
Da macht es auch nichts, dass der Wirt-
schaftsminister sogar mehr als zwei Jahre 
nach Amtsantritt noch nicht einmal die ein-
fachsten Grundregeln verstanden hat, nach 
denen sich Wirtschaftlichkeit richtet. Warum 
bringt die ihm niemand bei? Offenbar haben 
die neuen Machthaber alle Fachleute im Mi-
nisterium zum Schweigen gebracht oder 
durch grün durchglühte Ideologen ersetzt, 
die alle demselben „Mindset“ folgen. 

Das gibt uns, den leidtragenden Bürgern, 
zumindest eine Sicherheit: Nämlich die, dass 
bei dem ganzen Energiewende-Zirkus auf kei-
nen Fall das herauskommen wird, was sich 
die Akrobaten im Habeck-Ministerien vor-
stellen. Diese Erfahrung, dass die Resultate 

der eigenen Politik keineswegs den Erwar-
tungen entsprechen, macht auch Innenmi-
nisterin Faeser. Die Sozialdemokratin warnt 
den türkischen Präsidenten Erdoğan davor, 
sich in deutsche Wahlen einzumischen. Aus-
löser ihrer Warnung war die Gründung der 
Erdoğan-Partei DAVA in Deutschland.

Erdoğan fordert die Türken in Deutsch-
land seit Jahren auf, möglichst den deutschen 
Pass zu erlangen, als Doppelstaatler aber Tür-
ke zu bleiben und türkische Interessen in der 
Bundesrepublik zu verteidigen. Gerade erst 
hat die Ampel mit der Einführung der Turbo-
Einbürgerung dem Machthaber in Ankara für 
diese Strategie den roten Teppich ausgerollt. 
Nun ist Faeser böse, dass der Kerl den Tep-
pich auch betritt. Beinahe niedlich.

Statt, dass die neuen Passinhaber brav 
SPD, Grüne oder Linkspartei wählen, wie von 
den Ampelstrategen geplant, scharen sich 
viele von ihnen nun womöglich um die DAVA. 
Was für ein Pech.

Dass man oft etwas ganz anderes erreicht 
als das, was man anstrebt, diese Erfahrung 
macht ebenso der DFB. Erst in Leverkusen, 
dann in Dresden haben Fans Transparente im 
Stadion enthüllt, die sagen, dass es (nur) zwei 
Geschlechter gibt. Zwei Geschlechter? Sofort 
hagelte es Geldstrafen vom Fußballbund, um 
solche „diskriminierenden“ Äußerungen ab-
zuwürgen. Hätten die Spitzenfunktionäre 
einfach die Klappe gehalten, hätte die große 
Mehrheit der Deutschen niemals von den 
Transparenten erfahren. Nun aber sind die 
Dinger ein großes Thema – und führen den 
DFB obendrein als klebrigen Opportunisten 
vor, der sich an den Geist der woken „Ge-
schlechterdiversität“ ranschleimt.

Das nennt man den „Barbra-Streisand-Ef-
fekt“. Vor Jahren hatte ein US-Fotograf die 
Küste Kaliforniens in Tausende Bilder ge-
bannt, um die Erosion der Gestade zu doku-
mentieren. Auf einer der zahllosen Aufnah-
men war auch das Haus der Schauspielerin zu 
sehen. Welches Haus es war, wussten natür-
lich nur Eingeweihte. Für andere war es ange-
sichts der schieren Masse an Fotos kaum he-
rauszufinden. Doch Streisand sah trotzdem 
ihre Privatsphäre verletzt und klagte gegen 
den Fotografen. Erst die dadurch erzeugte 
Aufmerksamkeit machte ihre genaue Adresse 
nun weltbekannt. Sie hat durch die Skandali-
sierung genau das Gegenteil dessen erreicht, 
was sie wollte. Exakt nach diesem Muster hat 
auch der DFB die Transparente der Fans erst 
landesweit bekannt gemacht. Gut so.

„Einmischung“: 
Erst hat die 

Ampel Erdoğan 
den roten 
Teppich 

ausgerollt.  
Dann ist Faeser 
böse, dass er  

ihn betritt

DER WOCHENRÜCKBLICK

Die Wurst im Dreck
Wo der Regierung der Kopf steht, und wie man das Gegenteil dessen erreicht, was man wollte

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Hubertus Knabe, langjähriger Leiter der Sta-
si-Gedenkstätte in Berlin-Hohenschönhau-
sen, zeigt sich gegenüber „Nius.de“ (1. Febru-
ar) entsetzt über die Behandlung von Hans-
Georg Maaßen durch den Verfassungsschutz:

„Ich bin sehr beunruhigt, wenn ich sehe, 
wie extensiv das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz einen CDU-Politiker, der 
Herr Maaßen bis vor wenigen Tagen ja 
noch war, durchleuchtet hat. Eine derart 
vollständige Übersicht politischer Aktivi-
täten und Äußerungen habe ich nicht ein-
mal in den Stasi-Akten von prominenten  
DDR-Dissidenten gesehen.“

Michael Paulwitz erklärt in der „Jungen 
Freiheit“ (4. Februar), was die Attacken auf 
Hans-Georg Maaßen offenbaren:

„Lächerlich? Allerdings. Grotesk? Gar 
kein Ausdruck. Willkürlich und rechtswid-
rig? Aber sicher. Gefährlich? Leider auch. 
Es sind Fanatiker mit totalitären Gelüsten, 
die da am Werk sind, und ihr Machterhal-
tungstrieb kennt kaum noch Skrupel. Das 
Jahr hat eben erst angefangen, doch die 
Agonie der grün-roten Hegemonie ver-
spricht jetzt schon hässlich zu werden.“

SPD-Urgestein Klaus von Dohnanyi nimmt 
Sahra Wagenknecht im „Hamburger Abend-
blatt“ (2. Februar) gegen den Vorwurf über-
triebener Russland-Freundlichkeit in Schutz:

„Die alte NATO-Wahrheit, es könne Frie-
den in Europa nur mit und nicht gegen 
Russland geben, nimmt sie (Wagen-
knecht) wieder ernst und will die Bezie-
hungen zu Russland deswegen wieder 
aktivieren.“

Zur Auseinandersetzung mit unbequemen 
Oppositionsparteien wie namentlich der AfD 
gibt Thomas Fasbender in der „Berliner Zei-
tung“ (1. Februar) zu bedenken:

„Man kann es nicht oft und nicht deutlich 
genug sagen: Keine Partei und keine poli-
tische Strömung hat die Demokratie ge-
pachtet. Der demokratische Rahmen er-
laubt rechte Politik ebenso wie linke, kon-
servative ebenso wie progressive. Die 
Demokratie und die demokratischen 
Werte diktieren auch keine Politikziele. 
Die werden auf dem Boden der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung ver-
handelt, und dieser Boden bietet durch-
aus Platz.“

Martin Sonneborn, EU-Abgeordneter der 
Satirepartei „Die Partei“, schildert auf „X“ 
(1. Februar) seine Eindrücke von den heftigen 
Bauernprotesten in Brüssel:

„Was die EU betrifft, so stehen Außen- & 
Innenwelt sichtlich in keinem brauchba-
ren Verhältnis mehr zueinander: Während 
draußen über 1300 Traktoren das Euro-
päische Parlament und seinen mittlerwei-
le brennenden Vorplatz blockieren, haben 
die 27 Staatschefs drinnen den Zorn der 
Bauern noch nicht einmal auf ihre Tages-
ordnung gesetzt.“ 

„Es sieht ganz so aus, als würde der kurze 
Elektroauto-Boom in Deutschland zu En-
de gehen.“ Mit diesem ernüchternden 
Worten zitiert die „Welt“ den renommier-
testen deutschen Autoexperten Ferdinand 
Dudenhöffer. Dessen Einschätzung wird 
gestützt von einer Untersuchung der 
„Deutschen Automobil Treuhand“. Da-
nach ist der Anteil der Autofahrer, die sich 
grundsätzlich die Anschaffung eines E-
Mobils vorstellen können, 2023 auf 39 Pro-
zent gesunken, nach 44 Prozent im Vor-
jahr. Und von den 39 Prozent halten nur 
die wenigsten einen Wechsel zum E-Mo-
bil in den kommenden zwölf Monaten für 
realistisch, die meisten wollen noch min-
desten fünf Jahre warten. Die Zahlen dürf-
ten noch schlechter werden, denn die 
Untersuchung wurde vor Bekanntgabe des 
Wegfalls der staatlichen Förderung durch-
geführt. Als Grund Nummer 1 für den 
Sprung zum E-Mobil nannten aber 55 Pro-
zent den staatlichen Zuschuss. Erst auf 
Platz 2 folgt mit 38 Prozent die Umwelt. 
Haupteinwand bei den Gegnern ist die be-
grenzte Reichweite der E-Autos.  � H.H.

„Je intensiver die Medien 
vor der Person Trump 
warnen ..., umso 
gleichgültiger scheint 
dies den potentiellen 
Wählern von Trump zu 
werden.“
Thilo Sarrazin in der Schweizer 
„Weltwoche“ vom 31. Januar
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